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Die letzten Tage der Reichsregierung 


Graf Schwerin von Krosigk”) 


Im April 1945 ist in Berlin im Führerbunker die Lage verworren und unklar 
gewesen. Verschiedene Auffassungen wurden angesichts der Kriegsereignisse und 
der nahenden Katastrophe vertreten: Goebbels war dafür, in Berlin zu bleiben, was 
bei ihm als Gauleiter und Reichsverteidigungskommissar naheliegend war. Bormann 
war für ein Ausweichen nach dem Süden in das sogenannte „Alpen-Reduit“. Ameri- 
kanische Rundfunkberichte aus der Schweiz hatten bereits Tirol als Alpenfestung be- 
zeichnet, wo die letzte Schlacht geschlagen und eine gigantische Zufluchts- und Ver- 
teidigungsstätte der Nationalsozialisten geschaffen würde, — praktisch war aber kein 
Ausbau dieser Alpenfestung erfolgt. 


Aufgeregtes Hin und Her. Sich widersprechende Befehle und telephonische 
Anweisungen. In der Nacht vom 20. zum 21. April dazu noch fünf Bombenangriffe 
auf Berlin. Allgemeine Verwirrung. Reichsminister Graf Schwerin von Krosigk er- 
langt endlich klaren schriftlichen Befehl, der dahin geht, daß sich die Reichsregierung 
nach Eutin, also nach dem Norden, absetzen möge. Am 21. 4. wird Berlin von den 
ersten russischen Granaten bestrichen. Die Bevölkerung ist apathisch und ängstlich. 
Am 22. 4. trifft Schwerin v. Krosigk in Eutin ein. 


Am gleichen Tage bricht zum ersten Mal der Führer bei einer Lagebesprechung 
im Führerbunker zusammen und bezeichnet die Lage als hoffnungslos. Goebbels sug- 
geriert ihm: Die Hilfe kommt von der Einsatzarmee des Generals Yenk! Der Führer 
findet sich schon am Tage darauf wieder und bleibt dann bis zuletzt aufrecht. Sein 
Entschluß ist: in Berlin bleiben, die Armee Yenk erwarten! Alles wird noch gut wer- 
den! Inzwischen hatte unmittelbar nach dem Zusammenbruch des Führers vom 
22. 4., und noch bevor sich der Führer davon wieder erholt hatte, General Noller 
darüber an Göring berichtet, der im Süden war. Göring war bekanntlich bei Kriegs- 
beginn zum Nachfolger des Führers eingesetzt worden, falls diesem etwas zustoßen 
sollte. Göring glaubte nun, daß der Führer nicht mehr frei handeln könne und ein 
Notstand vorliege, der ihn, Göring, auf Grund der Führernachfolgebestimmüngen 
zum Handeln zwinge. In völliger Loyalität zum Führer hat Göring nunmehr einen 
Funkspruch an Hitler gesandt, wonach er, Göring, die Stellvertretung des Führers 
übernehme, wenn er nicht bis zu einem bestimmten, kurzfristigen Zeitpunkt Gegen- 
weisung erhalte. Der Fall Göring ist somit klar: es hat kein illegales, illoyales Vor- 
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gehen, kein HMochverrat Görings vorgelegen. Das Verhalten des Führers nunmehr zu 
Göring ist aus der Krise in Berlin und der Bunkeratmosphäre heraus zu erklären. Es 
erfolgten drei Funksprüche Hitlers an Göring, die dessen Niederlegung aller Aemter 
und Funktionen, seinen Ausschluß aus der Partei und seine Inhaftierung anordneten. 
Schließlich ordnete Bormann Görings Liquidierung an. Göring glaubte in seiner 
bedingungslosen Treue zum Führer an ein Mißverständnis. Er gab zwei Funksprüche 
an Hitler auf und übergab diese dem Vertreter Bormanns zur Weiterleitung. Sie 
wurden jedoch nicht befördert. 

Auch Himmler hatte sofort nach des Führers Zusammenbruch vom 22. 4. 
darüber einen Bericht erhalten. Himmler war im Norden und hatte mit dem Vertreter 
des Roten Kreuzes, dem schwedischen Grafen Bernadotte, den er am 21. 4. zum ersten 
Mal sah, Verhandlungen über Freilassung von KZ-Häftlingen der nordischen Staa- 
ten in Deutschland begonnen. Von allen Seiten gedrängt zu handeln, glaubte nun- 
mehr auch Himmler, da der Führer keine Handlungsfreiheit mehr besitze, im Hin- 
blick auf die allgemeine militärische Lage und die drohende bolschewistische Gefahr, 
wegen Kapitulation im Westen mit den Westmächten Verhandlungen einleiten zu müs- 
sen. Durch die Indiskretion eines englischen Journalisten wurde dies am 28. 4. VOr- 
zeitig im Radio bekannt. Nun erfolgte am 29. 4. auch gegen Himmler der Bannstrahl 
des Führers, der sich von allen verraten und verlassen glaubte und schärfstes Vor- 
gehen gegen die Verräter in Nord und Süd anordnete. Es war kein Zweifel: Himmlers 
Verhalten gegenüber dem Führer war (dem Buchstaben nach) Verrat. Aber gibt es 
nicht Lagen, in denen man vor die entsetzliche, schwere, tragische Frage gestellt wird, 
ob man nicht dem Volke gegenüber mehr Treue schulde als dem Führer?*) In 
Himmler lebte aber diese Frage seit Monaten. 

Es ergibt sich die Frage: wie konnte es zu diesem Ende kommen? Wie konnte 
Hitler sein Volk in diesen Abgrund hineintaumeln lassen? Warum griffen die Reichs- 
minister nicht ein? 

Der Führer vom Frühjahr 1945 war nicht mehr der Hitler vor 1933 und der 
Führer der Jahre 1933-39 sowie der ersten Kriegsjahre. Eine Veränderung war mit 
ihm vorgegangen. Der Führer war uralt und gebeugt geworden. Sein Arm zitterte 
— eine Folge des Attentats vom 20. Juli. Auch in geistig-seelischer Hinsicht waren 
Veränderungen eingetreten. War es eine Krankheit, war es Ueberanstrengung, die 
selbst diesen Mann schließlich erdrückten? Schwerin von Krosigk will nicht auf den 
Vorwurf Rudolf Hess’ eingehen, den dieser zweifellos im Nürnberger Prozeß erho- 
ben hatte: daß der Leibarzt des Führers, Morell, im Dienste der Sowjets Hitler ver- 
giftet habe. Sicher war aber eine Veränderung mit dem Führer eingetreten. Dieser 
Mann, der in seinen besten Zeiten aus jeder Lage Ausweg und eine‘ Unzahl von 
Lösungen fand und dadurch bestach, war jetzt wie in Scheuklappen. Eine Veren- 
gung und Erstarrung war eingetreten. Er hörte auf nichts mehr. Dabei war das 
Erschütterndste: sein bis zuletzt unfehlbares Gedächtnis, sein rasch arbeitender Ver- 
stand, der sofort immer das Richtige erkannte, und seine ungeheure Gewalt über 
Menschen. Als Beispiel dafür kann die Begegnung des Führers mit dem Duce und 
mit dem Marschall Antonescu dienen. Diese waren bedrückten Herzens und mit dem 
Vorsatz gekommen, ihr Herz auszuschütten und alles offen darzulegen. „Wir packen 
aus“... aber nach zwei oder drei Stunden Zusammenseins mit dem Führer sind sie 





%*) Frage eines Zuhörers: „Hat man nieht versucht, das Verhalten der Leute vom 20. Juli in der gleichen 
Weise zu rechtfertigen!'’ 
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wie verzaubert gewesen und beschwingt und zuversichtlich abgereist. Erst hinterher 
sind ihnen wieder ihre Sorgen gekommen. Aehnlich erging es Kaltenbrunner, der 
doch so klar, kalt und nüchtern gewesen ist. Anfang Januar 1945 ist Kaltenbrunner 
zu Hitler mit dem Vorsatz gekommen, ihm klaren Wein einzuschenken. Der Führer 
hatte in einer Besprechung mit Kaltenbrunner und anderen sofort erkannt, daß Kal- 
tenbrunner noch etwas Besonderes auf dem Herzen habe und ihn darauf angespro- 
chen und zu sich in sein Zimmer gebeten. Dort aber hat ihm der F ührer — im Januar 
1945! — anderthalb Stunden lang den Aufbauplan von Linz, der Vaterstadt Kalten- 
brunners, vorgetragen, und ihn dann gefragt: „Glauben Sie, Kaltenbrunner, daß ich 
Ihnen hier all diese Friedenspläne vortragen könnte, wenn ich nicht felsenfest vom 
Sieg überzeugt gewesen wäre?“ Und Kaltenbrunner ist überwältigt davongegangen 
und hat seine Sorgen und Absichten unterdrückt. Genau so ist Seyss-Inquart vom Füh- 
rer „überfahren“ worden. Mit den Gauleitern ist es im Februar 1945 nicht anders 
gewesen. Es war die letzte Besprechung der Gauleiter mit dem Führer. Mit schwer- 
besorgten Herzen waren sie gekommen, sie schienen mit ihren Kräften am Ende. Der 
Führer kam zu der Sitzung gebeugt, schlürfend, mit zitternder Hand, sichtlich un- 
ter den Folgen des Attentats leidend. Zum ersten Mal sprach er sitzend zu den Gau- 
leitern. Er gliederte seinen Vortrag in drei Teile: zunächst einen philosophischen: 
die menschliche Geschichte zeige, daß ein Sieg gewiß sei, wenn man in den härte- 
sten Zeiten nicht den Glauben daran verliere. Im zweiten Teil behandelte er das 
Wie und führte aus, daß mit automatischer Sicherheit der Zusammenstoß zwischen 
Ost und West komme. Im dritten Teil legte der Führer dar, daß wir dabei das 
Zünglein an der Waage bilden. Militärisch hätten wir noch etwas zu sagen. Wir 
hätten neue Waffen, neue U-Boote, Düsenjäger. Zum Schluß erklärte der vom Schick- 
sal überschwer geprüfte Mann, auf seine zitternde Hand verweisend: „Dieses Zit- 
tern kann sich eines Tages auf meinen Kopf übertragen, aber das Herz in meiner 
Brust wird nie schwanken!“ Die Gauleiter waren gepackt von dem Erlebnis dieser 
Stunde. So hat der Zauber dieses Mannes bis zuletzt alle in seinen Bann geschlagen. 


Hinzu ist gekommen, daß es dem Führer gelungen war, niemanden in die 
Karten der anderen sehen zu lassen. So hatten die Politiker geglaubt, der Krieg 
wird militärisch entschieden — Wunderwaffen —, und die Militärs: die Entscheidung 
fällt auf politischem Gebiet, „der Führer hatte politisch immer recht“. Man hoffte 
auf die politisch-diplomatische Arbeit. Des Führers Maxime war: keinen Sektor in 
den anderen hineinsehen lassen. So glaubte jeder, der andere habe noch Entschei- 
dendes in die Waagschale zu werfen. 


Dazu kam die ungeheure Rolle des 20. Juli 1944. Es war ein Wunder gesche- 
hen: Die Bombe war dicht bei dem Führer explodiert, aber der Führer blieb am 
Leben. Die Hand der Vorsehung war sichtbar gewesen, der Führer sichtlich ihr 
Werkzeug. Das fühlte der Führer und mit ihm das ganze deutsche Volk. Der Führer 
schloß daraus, daß ihm von der Vorsehung der Auftrag erteilt sei, den Bolschewismus 
zu vernichten. Diesem Glauben blieb er bis zuletzt treu und wurde darin bestärkt, 
als das Schicksal am 12. April den amerikanischen Staatspräsidenten Roosevelt, ei- 
nen seiner größten Gegenspieler, aus dem Leben abrief. Damals ließ der Führer 
Dr. Goebbels kommen und wie auf diese schicksalhaften Ereignisse hin: „Die Vor- 
sehung hat mich gerettet und Roosevelt abberufen, meine Aufgabe ist mir klar vor- 
gezeichnet!“ 
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So erschien der Führer in diesem Glauben verkrampft und wie erstarrt. Die- 
ser Glaube hatte nichts mehr mit Verstandesdingen zu tun, aber bei annäherndem 
Nacherleben fällt jeglicher Kreatur schnelles Urteil darüber in sich selbst zusammen. 


Der Führer wurde immer härter und seine These war: Wer verhandelt, dem ge- 
hört der Strang! Gab es nun keine Menschen, die sich nicht bezaubern ließen? Es 
war klar: ein Versuch hatte nur Aussicht, wenn dieser Block beseitigt war, und das 
war nur gegen ihn möglich. Dies war die Tragik eines Mannes wie Himmler. Dauernd 
wurde er von anderen darauf hingewiesen, daß er alle Macht in seinen Händen ver- 
eine und Fraktur reden sollte. Himmler sagte, er könne nicht gegen den Führer han- 
deln. Doch bisweilen raffte er sich auf und erklärte, in vier Wochen handeln zu wol- 
len. Dann aber hatte sein Verhalten keine Linie mehr gezeigt, sondern Unruhe und 
Haltlosigkeit, und als am 22. 4. der Zusammenbruch des Führers die Bahn freizu- 
legen schien, war es schon zu spät. Gab es überhaupt einen Zeitpunkt, in dem noch 
etwas getan werden konnte? Der Führer besaß ja bis zum Frühjahr 1945 das Ver- 
trauen eines großen Teiles des deutschen Volkes und jeder Versuch gegen ihn hätte 
den blutigen Bürgerkrieg zur Folge gehabt, wie es auch der Fall gewesen sein würde, 
wenn das Vorhaben vom 20. 7. geglückt wäre. War überhaupt nach Yalta, d.h. 
nach dem Beschluß der Feindmächte in Yalta, nur gemeinsam Frieden zu schließen, 
noch ein Weg offen? Der Führer hätte niemals zugestimmt. 


Am 22. April 1945 trafen Dönitz und Schwerin von Krosigk im Nordraum ein. 
Dönitz zur Seite stand Gauleiter Wegener-Bremen, während man Kesselring im Süden 
den Gauleiter Hofer zur Seite gestellt hatte. 


Zwei vordringliche Fragen. beschäftigten das Reichskabinett: Die Sorge für 
die Flüchtlingsmassen, die östlich der Elbe vor den vorrückenden Russen in den 
Nordraum strömten, und — die Frage, wie man sich zu der befohlenen Zerstörung 
von Vorräten stellen solle. Der Führer hatte Anfang April befohlen, alle Anlagen, 
auch die Versorgungsanlagen (Gas, Wasser, Licht) zu zerstören. Speer war entschie- 
den dagegen und hatte erklärt, er werde den Befehl mit allen Mitteln sabotieren. Er 
hatte dabei einen ganz schweren Zusammenstoß mit dem Führer, bei dem es um 
Speers Kopf und Kragen ging. Speer war in dem schweren Konflikt, die Zukunft 
des deutschen Volkes zu sichern und doch in Treue zum Führer zu stehen. Die Ant- 
wort des Führers lautete: „Wenn wir nichtden Sieg erringen, verdient das deutsche 
Volk auch nicht seine Existenzgrundlagen!“ 


Speer blieb bei seiner Haltung hinsichtlich der Verhinderung der Zerstörun- 
gen, aber er war auch der letzte, der noch in das von Russen bedrängte Berlin hinein- 
flog, um sich vom Führer zu verabschieden: und Hanna Reitsch hat es bestätigt, daß 
dieser Besuch Speer’s die letzte große Freude des Führers war. 


Hiermit stimmt die Aussage Speer’s im Nürnberger Prozeß, über ein angeblich 
von ihm geplantes Attentat auf den Führer, nicht überein. Schwerin von Krosigk 
bekennt, daß ihm dies ein unlösbares Rätsel bilde. 


Am Sitz der Reichsregierung in Eutin wurde inzwischen die Frage aufgewor- 
fen: Was geschieht, wenn der Führer stirbt? Wer wird sein Nachfolger? Himmler 
war nicht da, sondern nur dessen Vertreter, Staatssekretär Stukkart. So kam es zum 
Vorschlag eines Treffens Dönitz-Himmler. Es konnte ja sein, daß eine Nachfolger- 
schaft Himmlers, wenn nicht de jure (rechtmäßig) so doch de facto (machtmäßig) 
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in Frage komme. Das Treffen fand statt und ergab den Entschluß der beiden, die 
Entscheidung Hitlers anzuerkennen, wie immer sie auch lauten möge. Bei einem 
dritten Treffen mit Himmler am 29. 4. lag der Berliner Befehl zur Ausmerzung aller 
Verräter in Nord und Süd vor. Ferner waren die Verhandlungen bekannt geworden, 
die Himmler am Vortage mit Bernadotte geführt hatte. Von Dönitz um Aufklärung 
gebeten, erklärte Himmler, er habe keine Kapitulationsverhandlungen eingeleitet. Die- 
ser Mitteilung Himmlers widersprechen die Darstellungen in dem inzwischen ver- 
öffentlichten Buch des Grafen Bernadotte und die Aussagen des SS-Brigadeführers 
Schellenberg, der damals als Vertreter Himmlers in Stockholm saß und als Verbin- 
dungsmann zu den Westmächten fungierte, sowie die Tatsache der Entsendung eines 
Vertreters Himmilers in das Hauptquartier Manteuffels an der Ostfront. Der Vertre- 
ter Himmlers bei Manteuffel erklärte: „Himmler hat sich selbständig gemacht“. Fer- 
ner führt: er aus, daß die Entscheidung davon abhänge, ob die Oderfront gehalten 
werden könnte, weil Himmler im Westen kapitulieren wolle, um ein gemeinsames 
Vorgehen mit dem Westen gegen den Osten zu erreichen. 


Am 30. April kam dann die erste Nachricht, daß Großadmiral Dönitz zum 
Nachfolger Hitlers bestimmt sei. Dies war nicht überraschend. Schieden doch Göring 
und Himmler für eine Nachfolge aus. Die vorauszusehende Niederlage und die Ka- 
pitulation mußten durch Militärs bearbeitet werden. Von den Oberbefehlshabern 
aber war nur Dönitz für die Flotte da, und Dönitz besaß überdies das besondere 
Vertrauen des Führers. Am 1. Mai trafen drei Funksprüche ein: Der erste Funk- 
spruch teilte mit, daß der Großadmiral zum Nachfolger Hitlers ernannt sei. Nach 
außen sollte davon kein Gebrauch gemacht werden. Der zweite Funkspruch teilte 
mit, daß der Führer am 30. April um 15.30 Uhr verschieden sei. Dönitz sei zum Nach- 
folger bestimmt. Das Testament des Führers treffe mit Martin Bormann bei Dönitz 
ein. Im dritten Funkspruch hieß es: Dönitz sei zum Reichspräsidenten, Goebbels 
zum Reichskanzler und Bormann zum Parteiminister bestimmt worden. In aller Er- 
innerung sind noch die Rundfunkansprachen des Großadmirals an das Deutsche Volk 
über den Tod des Führers und die einfache, würdige und erschütternde Totenfeier 
im Rundfunk. 


Als erste Folge der neuen Lage bestimmte Dönitz die Entlassung Ribben- 
tropps und die Ernennung Schwerin von Krosigks zum Reichsaußenminister. 


Am gleichen Tage noch hatte Himmler angerufen und um eine Unterredung 
gebeten. Es war ein erschütternder Abend, den Schwerin von Krosigk in Himmlers 
Hauptquartier erleben sollte. Ihn empfing eine fröhliche, Rotwein trinkende Tisch- 
runde, die des toten Führers mit keinemWorte gedachte. Himmler selbst machte 
einen völlig wirklichkeitsfremden, romantischen Eindruck. Seine Meinung war: die 
jetzige Lage wird drei Monate dauern. Dann erfolgt der Zusammenstoß Ost-West. 
Wir sind dann der Ausschlag. Wir werden noch eine Rolle spielen und unser Ziel 
noch erreichen. 


Hierbei fiel in diesem Zusamn:enhang das Wort vom Ural. Himmler sprach die 
Bitte aus, Schwerin von Krosigk möge das Außenministeramt annehmen, und äußerte 
hierbei bezeichnenderweise: selten habe ein Außenminister sein Amt mit größeren 
Aussichten angetreten. Himmler meinte auch, eine halbe Stunde Unterredung mit 
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Eisenhower und Montgomery werde alle Mißverständnisse beseitigen. Diese Auffas- 
sung Himmlers war auf die Nachrichten von Schellenberg aus Stockholm zurückzu- 
führen, der die Vorstellung nährte, daß Himmler möglicher Partner in Verhandlun- 
gen Dentschlands mit den Westmächten sein könnte. Dies war auch der Grund für 
seine Verbergung und Nichtgestellung:"er erwartete täglich von Schellenberg die 
Nachricht, daß die Unterredung mit Eisenhower möglich wäre. 

Schwerin von Krosigk hatte den Außenministerposten angenommen, als Dönitz 
ihm sagte: er wisse, daß seine, von Krosigk’s Aufgabe aussichtslos sei. Jedoch stellte 
von Krosigk als Bedingung dafür die sofortige Verhaftung Bormanns, was ihm auch 
von Dönitz zugesagt wurde. Dönitz bat um seine Ansicht zu den drei Funksprü- 
chen Bormanns. Von Krosigk war überzeugt, daß diese von Bormann zurechtge- 
macht worden wären. Welches aber war wohl der Zweck, den Bormann damit ver- 
folgte? Stand dahinter der rasende Ehrgeiz Goebbels‘, ein Nachfolger Bismarcks zu 
werden, und wenn auch nur eine Stunde vor dem Tode? 


Schwerin von Krosigk ist der Ansicht, daß Bormann einer der schlimmsten 
Schädlinge gewesen sei, und noch am Ende habe er eine Giftspritze erteilen, einen 
neuen Mythos schaffen wollen: die Schuld der Kapitulation wollte er Dönitz zu- 
schieben, um dann darauf hinzuweisen, daß Hitler es anders gewollt hatte. 


Am 29. April gibt der Führer dem neuen Oberbefehlshaber der Luftwaffe 
Greim den Befehl, aus Berlin herauszufliegen und gegen einen drohenden sowijeti- 
schen Angriff aus russischer Bereitschaftsstellung in Berlin einen letzten Bomben- 
angriff zu fliegen. Am 30. 4. startet von der Charlottenburger Chaussee aus unter 
Feindbeschuß Hanna Reitsch mit dem Oberbefehlshaber Greim und kommt glück- 
lich aus Berlin heraus. Der geplante deutsche Bombenangriff auf die russischen 
Stellungen in Berlin wird geflogen und führt zu einer Zerschlagung des russischen 
Angriffs. Da erfolgt am 30. 4. ein Anruf des Generalfeldmarschalls Keitel, der dem 
Führer das Ende des deutschen Entsatzangriffes der Armee Yenk meldet. Der Füh- 
rer gibt sich hierauf selbst den Tod. 


Der russische Angriff geriet ins Stocken. Aus dem F ührerbunker begibt sich 
General Krebs zwecks Verhandlungen zu den Sowjets. Seine Rückkehr verzögert sich. 
Endiich — am Nachmittag des ersten Mai — kehrt er zurück: die Feindseligkeiten in 
Berlin werden eingestellt. 


In der Nacht vom 1. zum 2. Mai machen Bormann, Neumann und Kempka 
einen Ausbruchsversuch aus Berlin in Deckung eines Panzers über die Friedrich- 
straße in Richtung Norden. Hinter dem Bahnhof Friedrichstraße erhält der Panzer 
vorne, wo Bormann und Neumann drin sind, einen Volltreffer. Kempka, der im 
zweiten Fahrzeug folgte, sah die Stichflamme. Er glaubt nicht, daß jemand lebend 
davon kam. 


Am 2. Mai 1945 stand die neue Regierung vor der schweren Hauptsorge der 
Durchführung der deutschen Kapitulation. Die erste Frage war: ist es notwendig, die 
Kapitulation von einer zentralen Stelle aus auszusprechen oder soll man ein Vakuum 
schaffen und sie den einzelnen Truppenteilen und Armeen überlassen? Dönitz wäre 
jeden Tag gegangen, als Soldat die Kapitulation zu vermeiden und die Unterzeich- 
nung abzuwälzen. „Seine Haltung hat mein Herz für ihn gewonnen!“, erklärte spä- 
ter einmal Schwerin von Krosigk. 
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Was wäre geschehen, wenn wir nicht kapituliert hätten? Die letzten noch 
nicht vom Krieg zerstörten Städte wären in Trümmer gelegt und weitere wertvolle 
Volksteile vernichtet worden. Dabei wäre doch die Niederlage unvermeidlich ge- 
blieben. So war der Hauptgrund unserer zentral in Angriff zu nehmenden Kapitula- 
tion die Rettung von möglichst viel Volkssubstanz und die Absicht, den Russen noch 
möglichst viel zu entziehen. Deshalb mußte die Kapitulationspolitik einheitlich ge- 
steuert werden. Die erste Besprechung des Kabinetts Dönitz-Schwerin galt dieser 
Lage. Die feindlichen Armeen rückten an der Elbe immer dichter zusammen. Nur 
die Heeresgruppe Schörner hat im tschechoslowakisch - österreichischen Raum noch 
eine tiefe Ausbuchtung nach dem Osten. In Yalta war für die Amerikaner eine Linie 
westlich Prag für ihr Vorrücken nach dem Osten vereinbart worden, Jodl legte dar, 
daß die Heeresgruppe Schörner noch für mehrere Wochen Vorräte besäße. Schör- 
ner selbst war für den weiteren Kampf. So bestand die Gefahr von Schörners Flan- 
kierung und Einschluß, die Gefahr eines zweiten, noch größeren Stalingrad. Daher 
entschloß sich Dönitz, Schörner oder seinen Generalstabschef v. Natzmer zu einer 
Besprechung zu beordern. 


Inzwischen hatte Gen. Adm. Friedeburg am Abend des 2. Mai bei Montgomery 
eine Teilkapitulation durchgeführt. Die Admirale bzw. Generale Wagner und Kienz 
waren bei den Engländern zur Durchführung der Einzelheiten eingetroffen und ka- 
meradschaftlich und ritterlich aufgenommen worden. Montgomery hatten einen briti- 
schen Ordonnanzoffizier ins Hauptquartier zu Dönitz geschickt, der die Weisung ver- 
trat, soviel Menschen als nur möglich, aus der russischen Front dem Angriff der Rus- 
sen zu entziehen. Es gelang, aus dem Baltikum und dem ganzen Osten 287 000 Mann 
herauszuholen, wobei z#B. die Transportschiffe zum Teil zweimal fuhren, obwohl nur 
eine einmalige Fahrt erlaubt war. 


Am 3. Mai kamen die Befehlshaber aus Dänemark, Norwegen und der Tsche- 
chei nach Mürwik zu Besprechungen mit Dönitz. Bezeichnend für den Geist der 
Befehlshaber und für die damalige Lage, die manchmal ganz verworren war und oft 
von Zufälligkeiten abhing, war die Besprechung mit dem Befehlshaber in Dänemark, 
Generaloberst v. Lindemann, der berichtete, in Dänemark sei alles in Ordnung. Seine 
Heeresgruppe werde in vorbereitete Stellungen in Jütland einrücken. Dorthin könnte 
sich die Reichsregierung begeben und dort werde er die letzte, anständige Schlacht 
des Krieges schlagen. Es wurde die Auffassung vertreten, daß Dänemark und Nor- 
wegen die letzten Faustpfänder für uns seien. Dies aber war — nach der Ansicht 
Schwerin von Krosigks — sinnlos, eine Dummheit, ein Verbrechen, und deshalb war 
eine einheitliche Leitung nötig. 


Wie leicht es zu schwerwiegenden Fehlschlüssen kommen konnte, zeigte da- 
mals ein nächtlicher Anruf beim Adjutanten von Dönitz, wonach in Kopenhagen von 
deutscher Seite der deutsche Reichskommissar Best verhaftet wurde und auf Befehl 
Lindemanns erschossen werden sollte. Die Ursache dazu war folgende: Best war un- 
ter dem Zwang der Entwicklung als Reichskommissar, als der ihm eine SS-Wache 
gestellt wurde, zurückgetreten und bezeichnete sich jetzt wieder als deutscher Ge- 
sandter in Kopenhagen. Als solcher wurde ihm aber der diplomatische Schutz von 
dänischer Seite aus durch dänische Polizei gestellt. Diese aber bestand damals na- 
türlich 7. T. aus Leuten der dänischen Widerstandsbewegung, und so entstand auf 
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deutscher Seite der beinahe verhängnisvolle Trugschluß, daß Best mit der dänischen 
Widerstandsbewegung paktiere und daher beseitigt werden müsse. 


Dänemark wurde nun in die Kapitulationsverhandlungen von Dönitz einbe- 
zogen und dies half uns wesentlich bei der Unterbringung der Flüchtlingsmassen aus 
dem Osten und Norden. 


\fit Schörner und Natzmer gingen indessen die Verhandlungen über ihre Rück- 
zugsbewegungen weiter. Schömer verlangte dafür Zeit bis zum 11. Mai. Daher wurde 
dieser Termin bei den Kapitulationsverhandlungen mit Montgomery zugrundegelegt. 
Inzwischen war die Kapitulation Kesselrings im Stiden erfolgt. Nunmehr wurde der 
Versuch unternommen, eine Gesamtkapitulation für den Westen mit Eisenhower in 
die Wege zu leiten, die in Kraft treten sollte, sobald unsere Truppen aus dem 
Osten heranwaren. Gen. Adm. Friedeburg wurde zu Eisenhower gesandt. Dieser 
lehnte jedoch eine Teilkapitulation ab. 


Um Zeit für die Armeen Schörners zu gewinnen, kehrte Friedeburg unter Ab- 
bruch der Verhandlungen mit der Ausrede zurück, er habe „keine Vollmacht“. Nun 
flog Jodl zu Eisenhower und versuchte, Eisenhower die Lage im Osten klar zu 
machen. Bei den Verhandlungen zwischen Jodl und Generalstabschef Biddle Smith 
war das Ergebnis eine Frist von vier Tagen für die Gesamtkapitulation Eisenhower 
vorzuschlagen. Diese Frist lehnte Eisenhower ab, und so kam es zu einem Kompro- 
miß von zwei Tagen — zum 9. Mai. Bis zum 9. Mai konnte aber Schörner mit dem 
Rückmarsch nicht fertig sein. Immerhin war erreicht, daß 50 % seiner Armeen in 
letzter Minute noch in die westliche Sphäre zurückgeführt werden konnten, d.h. zu- 
sammen etwa drei und eine halbe Million Menschen. Dies ist die beste Rechtferti- 
gung für Dönitz’ Haltung. 


Bei den nun folgenden Kapitulationsverhandlungen in Berlin vertrat General- 
Feldmarschall Keitel die neue Regierung. Marschall Schukow ließ Keitels Vollmach- 
ten viele Stunden nachprüfen und erklärte sie dann in Ordnung. Dönitz aber hatte 
dlie Vollmachten als oberster Befehlshaber der gesamten deutschen Wehrmacht erteilt 
und dies war er in seiner Eigenschaft als deutsches Staatsoberhaupt. Dieses war somit 
vom Feinde anerkannt. Diese Anerkennung der Gegenseite war auch die Vorausset- 
zung für die Gültigkeit der Verhandlungen. Es ging um die Frage: war die neue 
Reichsregierung legal? War sie nicht legal, dann waren die Verhandlungen ohne 
Wert. 


Am 3. Mai standen Dönitz und Schwerin von Krosigk vor der Frage: sollte 
ur eine militärische Kapitulation erreicht werden oder aber auch ein politischer, 
staatsrechtlicher Akt folgen? Man entschloß sich auch zu einem politischen Versuch, 
dlenn es war klar: auf bestimmten lebenswichtigen Gebieten war eine zentrale Rege- 
lung und Verwaltung erforderlich, sonst war das allgemeine Chaos unvermeidlich. 
Diese Gebiete waren in erster Linie die Ernährung, der Verkehr, die Wirtschaft und 
das Geldwesen. Die neuen, zentralen Stellen waren bereitzustellen und zu diesem 
Zweck mußte eine geschäftsführende Reichsregierung gebildet, aber auch von der 
Gegenseite anerkannt werden. So kam es zur Bildung der geschäftsführenden Reichs- 
regierung unter v. Krosigks Vorsitz, wobei Backe die Ernährung, Dorpmüller den 
Verkehr, Seldte die Wirtschaft und v. Krosigk das Geldwesen leiten sollte, 
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In dieser Zeit kam es zu einem mehrtägigen Gespräch mit dem Reichsführer 
SS, der der zweite Mann in der neuen Regierung sein wollte. Dies aber war für den 
Feind untragbar. Und Dönitz selber vertrat den Standpunkt: „Wer einmal verraten 
hat, verrät wieder!“. Bei den Verhandlungen mit Himmler richtete dieser immer 
wieder die Frage an v. Krosigk: „Was wird aus mir?“ Verschiedene Vorschläge wur- 
den diskutiert. Schließlich fand am 5. Mai die letzte Aussprache Dönitz mit Himmler 
statt, in der diesem gesagt wurde, daß man keine Verwendung für ihn habe. Wieder 
fragte Himmler den Reichsminister v. Krosigk: „Was wird aus mir?” Von Krosigk 
legte Himmler dar, daß ein Untertauchen nur gangbar sei, wenn der von Himmler 
erwartete rasche Wechsel käme. Dies aber sei nicht zu erwarten. Auch die Frage, 
freiwillig aus dem Leben zu scheiden, wurde erörtert. Von Krosigk erklärte, er habe 
Verständnis für eine Verzweiflungstat ähnlich wie der Freitod Gleims, der die 
Schande und Schmach des Vaterlandes nicht überleben wollte. Aber bei Himmler 
sei dies etwas anderes gewesen. Von Krosigk meinte, daß Himmler mit Rücksicht 
auf seine bedeutende Stellung und Verantwortung am Leben bleiben, vor den Feind 
hintreten und alle Verantwortung übernehmen müßte. Deshalb gab er Himmler den 
Rat, zu Montgomery zu fahren und sich zur Verfügung zu stellen. Himmler stimmte 
grundsätzlich zu. Nur wollte er noch den Anruf Schellenbergs aus Stockholm ab- 
warten, daß es doch noch zu einer Annäherung der Standpunkte, zu einem Treffen 
mit Eisenhower und zu einem gemeinsamen Vorgehen mit inm gegen den Bolsche- 
wismus käme. So wartete Himmler ständig auf den letzten, entscheidenen Anruf 
Schellenbergs. Am 9. 5. telephonierte Himmler zum letzten Mal mit Schellenberg. 
Kurz darauf schied dann Himmler bei seiner Gefangennahme aus dem Leben. Ob 
durch Gift oder durch Kolbenschlag eines britischen Soldaten bleibt wohl ein nie zu 
lösendes Rätsel. 


Nun kam eine amerikanisch-englische Kommission nach Mürvik, wo in der 
Marineschule an der Flensburger Förde die Reichsregierung in Permanenz tagte. 
Diese Kommission war auf Weisung Eisenhowers sachlich nüchtern. Schwerin von 
Krosigk und Backe legten ihr in Denkschriften die Notwendigkeit zentraler Verwal- 
tung dar mit dem Erfolg, daß Backe Mitte Mai ins Hauptquartier Eisenhowers flog, 
um die Verhandlungen fortzuführen und zum Abschluß zu bringen. Doch Backe 
kehrte von dort nicht zurück und man erhielt schließlich die Mitteilung, daß er in 
Reims interniert worden war. Dorpmüller dagegen, mit seinen 74 Jahren vital und 
alle überfahrend, obwohl er krank war, garantierte, daß der Verkehr in sechs Wochen 
wieder in Schwung sei, aber er verlangte bei seinen Verhandlungen mit dem Feind, 
daß dieser ihm in seine Maßnahmen nicht dreinrede und keine Menschen fortnehme, 
auch keine Parteigenossen. Auch Dorpmüller flog nach Reims und führte seine Ver- 
handlungen in einem Schloß bei Paris weiter. Er erhielt den Auftrag, den Verkehr 
in der englisch-amerikanischen Zone in Stand zu setzen. Dann erkrankte er während 
seiner Verhandlungen in Frankreich plötzlich schwer und starb kurze Zeit danach 
in Sielen. „Später erfuhren wir dann“, so erklärte v. Krosigk weiter, „daß die Eng- 
länder ganz bewußt, die Amerikaner zurückhaltender, eine zentrale deutsche Ver- 
waltung bejahten und auf dem Standpunkt standen, daß eine Regierung Dönitz zu- 
nächst annehmbar sei. Dies ging auch aus dem Vorschlag eines amerikanischen Ge- 
nerals hervor, daß der deutsche Panzergeneral v. Schwerin durch Dönitz zum Ober- 
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befehlshaber des deutschen Heeres ernannt werden sollte. Auch dies bedeutete eine 
Anerkennung der Regierung Dönitz. 


In dieser Zeit trat nım in der Haltung der Feinde gegenüber der Reichsregie- 
rung Dönitz ein völliger Umschwung ein, der durch die russische Hetze und die 
Siedehitze in den westlichen Ländern, die ein Opfer verlangten, bedingt war. Der 
Termin läßt sich genau bestimmen: am 17. Mai waren Eisenhower und Montgomery 
zu Churchill beordert. Von dieser Zusammenkunft her datiert offenbar der Um- 
schwung. Plötzlich wurde der F eldmarschall Busch, der bei Montgomery war, wie 
ein Schuhputzer behandelt. Diese neue Situation verwirrte viele Menschen auf deut- 
scher Seite völlig. Bei den jungen Offizieren um Dönitz trat plötzlich ein totaler 
Umschwung ein, und die Auffassung herrschte vor: Wenn England uns wieder ver- 
rät, dann auf zu den Russen! Hinzu kam die unglaublich geschickte russische Pro- 
paganda des Senders Berlin und die Erklärung Churchills, daß es nicht beabsichtigt 
sei, einen Keil zwischen Ost und West treiben zu lassen. Deshalb erklärte Dönitz 
den Engländern und Amerikanern: „Wenn Sie die Deutschen zu Bolschewisten ma- 
chen wollen, dann ist Ihr Verhalten richtig. Sie gehen einen gefährlichen und ver- 
hängnisvollen Weg, der zum Radikalismus führen muß.“ 


Schwerin v. Krosigk erging sich an dieser Stelle in Betrachtungen über die 
deutsche Zukunft, wobei er auf die schwere Einbusse an völkischer Substanz hinwies. 
Die Zukunft Deutschlands wäre nur in einem größeren Rahmen denkbar: in den 
Vereinigten Staaten von Europa. 


Nach der Kapitulation vom 9. Mai mehrten sich die Stimmen, die das Abitre- 
ten der Regierung Dönitz nahelegten. Auch Speer vertrat diese Auffassung Dönitz 
gegenüber: man solle den gegnerischen Tendenzen zuvorkommen und vor dem Ab- 
gleiten nach links ausweichen. Von Krosigk und Backe waren gegen diese Auffas- 
sung und erklärten, die Reichsregierung sei jetzt das einzige Symbol für ein einiges 
deutsches Reich und es gelte, die Fahne weiterzutragen. Dönitz schwankte. Aber 
als von Krosigk darauf hinwies, daß dies die deutsche Jugend nie verstehen würde, 
erklärte sich Dönitz bereit zu bleiben. Von da an wurde hierüber auf Wunsch von 
Dönitz nicht mehr gesprochen. 


Nach einem Vorfall, der vermuten ließ, daß an „KZ-Greueln“, wie in den 
Zeitungen aus dem feindlichen Lager berichtet wurde, die Gen. Admiral Friedeburg 
aus dem Hauptquartier Montgomerys mitgebracht hatte, etwas Wahres sein könne, 
kam es zu einem Gesetzentwurf von Schwerins, alle etwaigen KZ-Untaten abzuurtei- 
len. Der Entwurf wurde Eisenhower mit der Garantie unterbreitet, daß das Reichs- 
gericht selbst unparteiisch und objektiv Recht sprechen werde. Eisenhower ließ den 
Entwurf gänzlich unbeantwortet. 


Am 20. 5. lief ein russisches Kriegsschiff im Flensburger Hafen ein und an- 
kerte neben der „Patria“, auf der die englischen und amerikanischen Vertreter wohn- 
ten. Mit Argusaugen verfolgten letztere jeden Schritt und jede Bewegung der deut- 
schen Vertreter, wenn diese bei den Russen zu tun hatten. Dann konnte man auf 
dem Schiff der Angelsachsen an jedem Bullauge ein Fernglas sehen, und jeder deut- 
sche Besuch an Bord der Russen wurde mit Aufmerksamkeit und Mißtrauen registriert. 

Während am 22. 5. 1945 die Regierung Dönitz mit zahlreichen Staatssekre- 
tären, Generalen und Admiralen in Flensburg-Mürvik tagt, umstellt eine britische 
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Panzerbrigade in großem Umkreis das ganze Gebiet Flensburg-Glücksburg. Um 10 
Uhr vormittags stürzen dann überraschend 15 englische Militärpolizisten, mit Ma- 
schinenpistolen bewaffnet, in den Sitzungsraum der Reichsregierung, allen voran ein 
Engländer. der offensichtlich nicht der britischen Rasse angehört. Dem an der Tür 
stehenden Staatssekretär Zintsch werden von einem Polizisten die Zähne eingeschla- 
gen. mit der Bemerkung: „Sind Sie auch ein Großadmiral?“ Die anwesenden Mini- 
ster, Staatssekretäre und militärischen Führer werden nun gezwungen, an die Wände 
zu treten. mit dem Gesicht zur Wand. Schwerin v. Krosigk erkennt dabei den ihm 
bekannten Leiter des britischen Rundfunks (BBC), der sich verlegen abwendet und 
nachher einen Engländer zu ihm schickt, sich zu entschuldigen. Von Krosigk ant- 
wortet, die erlittenen Beleidigungen reichten ihm nicht an die Zehenspitzen, aber er 
hedauere die britische Nation für die Schmach, die ihr dieses Verhalten ihrer Ver- 
treter zufügte. Dieser schamlose Ueberfall auf die deutsche Reichsregierung dauert 
einige Stunden und die Briten schenen sich nicht, noch die ausgeplünderten Minister, 
Generale und Admirale nackt zu photographieren. 


Dann setzt man alle Ueberfallenen und Ausgeraubten auf Lastwagen, vor de- 
nen und hinter denen je sechs britische Panzer rollen. Sie werden in ein Polizei- 
gefängnis eingeliefert, um später mit Flugzeugen nach Mondorf in Luxemburg ver- 
schleppt zu werden. 


Schwerin von Krosigk erklärte abschließend, daß diese drei Wochen die 
schwersten Wochen seines Lebens waren, aber auch die schönsten: „Die erlebte 
Aufopferung, Selbstlosigkeit und Kameradschaft haben mir den Glauben an das deut- 
sche Volk wiedergegeben, den ich beinahe verloren hatte“. ... 
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Als 1917 infolge der Schwierigkeiten Kerenskis 
mit den Bolschewisten für Deutschland die Mög- 
lichkeit einer gänzlichen Ausschaltung Rußland; 
aus dem Kriege und damit die weitere Möglich- 
keit einer Sprengung des feindlichen Ringes un 
Mitteleuropa auftrat, empfahl v. Beihmann-Hollweg 
Ludendorff, dem in der Schweiz lebenden Lenin 
die Fahrt nach Rußland zu ermöglichen. Im No- 
vemher 1917 wurde Kerenski durch Lenin und 
Trotzky gestürzt. Wahlen wurden ausgeschrieben, 
doch, als sie nicht die gewünschte Mehrheit brach- 
ten, die gewählte Versammlung im Januar 1918 
aufgelöst und von den Sowjets berufene Vertreter 
traten zusammen. So hart und folgerichtig pack- 
ten die neuen Machthaber zu, daß nach Liquidie- 
rung der staats- und gesellschaftstragenden Schich- 
ten rücksichtslos mit der Durchführung der mar- 
xistischen Pläne begonnen werden konnte. Wie 
groß die Ueberrumpelung des russischen Volkes 
und wie stark der ausländische Anteil bei der jetzt 
erfolgten Besetzung der maßgeblichen Regierungs- 
stellen war, zeigt die Aufstellung der 565 Regie- 
rungsmitglieder der Sowjetunion im Jahre 1917, 
die Victor E. Marsden, der Begleiter des Prinzen 
von Wales und Vertreter der Morning Post aus 
Moskau sandte. Danach waren 34 Leiten, 469 Ju- 
den, 12 Deutsche, 2 Polen, 3 Georgier, 10 Arme- 
nier, 1 Ungar, 3 Finnen, 1 Tscheche und ganze 
32 Russen. 

Finanziell getragen wurde diese Revolution von 
Bankhäusern und Bankiers, die ihr Domizil in den 
Vereinigten Staaten hatten. Jakob Schiff, Kuhn, 
Loeb & Co. Felix Warburg, Guggenheim und 
andere benutzten diese Gelegenheit, um durch 
eine Umwälzung in dem verbündeten Rußland 
dessen neuerliche Stärkung zu erreichen. Tatsäch 
lich aber ging diese Absicht fehl. Die deutschen 
Truppen verstanden vielmehr, die neue Lage so- 
fort zu nutzen und marschierten bis an den Pei- 
pussee, bis nach Odessa und Charkow vor und die 
befreiten Länder des Baltikums drangen auf staats- 
rechtlichen Zusammenschluß mit dem Reich. Es 
kam zum Frieden von Brest-Litowsk, in welchem 
nicht nur die westlichen Teile des ehemaligen 
Rußland abgetreten werden mußten, sondern da- 
rüberhinaus dessen neue Regierung auf jede revo- 
lutionäre Propaganda in den Staaten der Mittel- 
mächte verzichten sollte. Bezeichnenderweise wei- 
gerten sich jedoch die Marxisten im Reichstag, 
diesen Frieden anzuerkennen. Dennoch kam es 
nicht zu einer Ausdehnung des bolschewistischen 
Regimes auf Deutschland.!) Engländer und Fran- 
zosen beeilten sich vielmehr nach Abschluß der 
Kampfhandlungen des Krieges mit Deutschland, 
auf russischem Territorium selbst die Bolschewi- 
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sten zu bekämpfen und Churchill war einer der 
bekanntesten Verfechter der Idee einer Invasion 
in Rußland. Das Geschehene aber konnte nicht 
wieder rückgängig gemacht werden. Die von ame- 
rikanischem Boden ausgegangenen Pläne hatten 
sich, wenn auch „nur“ in Rußland, und zwar in 
einem nach Osten wesentlich zurückgedrängten 
Rußland, festsetzen können. Die Lehre aber blich 
Europa, daß als wesentlichste Frucht des Welt- 
krieges ein bolschewistischer Staat enistanden war. 


* 


Die Pläne der neuen Machthaber waren gigan- 
tisch, ja uferlos. Dem kalten Verstande, dem mit- 
leidslosen Psychologen oblag die Formung des 
staatlichen und gesellschaftlichen Lebens. Unge- 
heure Verluste brachte diese Politik den betrof- 
fenen Völkern. In der Kornkammer der Ukraine 
starben Hunderttausende Hungers. Ich selbst habe 
in Nikolajew einen Mann gesprochen, der mir 
ohne jegliche Erregung sagte, daß er damals sei- 
nen kleinen Sohn aufgefressen hatte. Langsam 
nur kam eine Wendung. Man verwies auf Lenin, 
den großen Taktiker ?) und schwenkte ein. Trotzky 
folgte nicht. „Für ihn war die Sowjetunion ein 
Instrument, um die Sache der kommunistischen 
Weltrevolution zu fördern. Stalin, der Georgier, 
aber wollte den Kommunismus benutzen als ein 
Instrument, um die Interessen der Sowjet-Union 
zu fördern.“ 3) 

Nach Trotizkys Flucht begann man mit sach- 
licheren Arbeiten. Die Zeit der Fünfjahrespläne 
kam heran. Es wurde gearbeitet, schwer gearbei- 
tet, ohne Rücksicht auf die Menschen, nur mit 
dem Ziel, den Staat groß und mächtig zu machen. 

Viele gingen in diesem gewaltigen Kampf mit 
der Natur zugrunde. Immer neue Kräfte aber 
wurden mobilisiert. Im Rahmen des föderativen 
Aufbaus der Union erwachten die Völker und Völ- 
kerschaften aus jahrhundertelangem Schlaf. Um- 
rahmt von Volksfesten, wie sie vielleicht nur das 


1) Wohl aber überschwemmte eine Flut von zerset- 
zender Lektüre das deutsche Volk von 1918 bis 1933. 
Ein Kult wurde mit Naktkultur, Massenmördern und 
Negermusik getrieben, sodaß wohl die Frage berech- 
tigt erscheint, inwieweit bereits diese Epoche auf die 
Formung unserer Jugend einwirkte und so die Aus- 
fälligkeiten des zweiten Weltkrieges ermöglichte. Wo- 
her kam das Gift, daß sich unter Ausnutzung der 
Kriegsanspannung hier und dort unter nationalsozia- 
listischer Herrschaft austoben konnte?! Juintstammte es 
vielleicht der gleichen Quelle, die auch das Benehmen 
der amerikanischen Soldaten, während des Krieges in 
England und hinterher in Europa, verursachte? 


2) Lenin: „Kommunisten müssen bereit sein, jedes 
Opfer zu leisten und wenn nötig, alle möglichen Tricks, 
Kniife und illegalen Methoden anzuwenden. um die 
Wahrheit zu verbergen‘‘, MKR, S. 90. 

3) Arnold J. Toynbee, Civilization on 
York, 1948, 
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Deut-che Reich in solcher Pracht und Lebensfülle 
kannte, traten die auserwählten Mitglieder der 
kleingehaltenen kommunistischen Partei auf und 
zeigten den Weg in die Zukunft. Noch nie gesehene 
Plakate, Bücher und herrliche Briefmarken, Uni- 
formen und sogar Orden, Titel und Paläste für 
die umfangreich gewordene Bürokratie zeigten den 
einfachen Menschen sinnfällig den Elan der neuen 
Zeit. 

Traktoren kamen, Eisenbahnen und Kanäle wur- 
den gebaut. Der .„Turksib“-Film eroberte als ein 
erstes Dokument dieser Arbeit nicht nur die Sow- 
jetunion, sondern die ganze Welt. Jahrhunderte, 
in welchen das Volk unter einer verkommenen 
Geistlichkeit und ziellosen Aristokratenschicht in 
Leibeigenschaft und Analphabetentum dahinge- 
träumt hatte, sollten in kürzester Zeit aufgeholt 
werden. Der Anschluß an die übrige Welt sollte 
gewonnen werden — und mehr noch: sie sollte 
überflügelt werden. 

* 

Mit der Konsolidierung im Innern mußte Sow- 
jeirußland auch wieder eine Macht für die übrige 
Welt werden. Ende der dreißiger Jahre beginnt 
das große Buhlen um den jungen Goliath. Deutsch- 
land gewinnt das Rennen zunächst. Am 23. August 
1939 kommt es zum denutsch-russischen Nicht- 
angriffspakt und Ribbentrop wie Stalin äußern 
ihre Erbitterung über England, das ..stets bestrebt 
ist, die Entwicklung guter Beziehungen zwischen 
Berlin und Moskau zu verhindern“. 

Es kommt zum zweiten Weltkrieg. Eine finanz- 
kräftige und außerordentlich rege, in Publikation 
und Exekutive starke Minderheit in den Vereinig- 
ten Staaten betreibt seine Ausweitung. Schon im 
Februar 1940 wird infolge von Anschuldigungen 
im amerikanischen Senat bekannt, daß die USA 
jährlich Gold im Werte von 175 Millionen Dollar 
über London von Rußland kauften. Schatzkanzler 
Morgenthau erklärt, daß „es sich um gewöhnliche 
Transaktionen“ handle und die Vermutung wird 
ausgestreut, ..daß Rußland diese ungeheure Summe 
dazu benutze, um das nötige Kriegsmaterial für 
seinen Angriffskrieg gegen Finnland aufzukaufen“. 
Dieser aber geht schon im März 1940 zuende ... 

Die Bindungen zu den Alliierten werden noch 
stärker, nachdem Molotows Forderungen auf Oeff- 
nung der Dardanellen bei seinem Besuch in Ber- 
lin abgelehnt werden. Immer unhaltbarer wird 
im Osten die Lage für das Reich. Im Westen ist 
der Atlantik erreicht, von den Vereinigten Staa- 
ten erwartet man keinen militärischen Eingriff. So 
kommt es zum deutschen Einfall in Sowjetruß- 
land. „Ich will dem doppelzüngigen Gebaren des 
Kreml ein Ende machen. um Europa von einer 
großen Gefahr zu befreien“, telegraphiert Hitler 
am 21. Juni 1941 seinem Freunde Mussolini. Wie 
schwer dem Staatsmann dieser Schritt gefallen sein 
muß, mag man neben vielem anderen ermessen aus 
Sätzen, die er noch am 5. Dezember 1940 zu Sven 
Hedin sagte: „Wenn Deutschland 1914—18 nur 
an einer Front gekämpft hätte, dann hätten wir 
auch damals gesiegt. Ich will unter keinen Um- 
ständen eine solche Entwicklung wiederholen. Des- 
halb habe ich den Pakt mit Rußland geschlos- 
sen.“ ®) 


4) Aus Sven Hedin, „Ohne Auftrag in Berlin'', 
Dürer-Verlag, Buenos Aires, 1949. 
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Der Warensirom der Vereinigten Staaten beginnt 
nach Rußland zu fließen. Offen bekennt man sich 
zu den alten Freundschaiten von 1917. Die Regie- 
wung Roosevelt selbst tritt auf dem Umweg über 
Pearl Habour in den Krieg ein. Ganz klar sind die 
Fronten, die militärischen wie die geistigen. Mil- 
lionen nur kämpfen unter falscher Flagge. Das 
Opfer eines Rudolf Hess geht im Propaganda- 
geschrei unter, hunderte von englischen und süd- 
afrikanischen Soldaten und Offizieren, die den 
Kriegsdienst gegen Deutschland verweigerten, er- 
leben hinter Gefängnismauern den Ablauf der Tra- 
gödie ihres Brudervolkes. Jalta führt die Sowjet- 
union weit über die alten russischen Staatsgren- 
zen hinaus nach Europa hinein und Potsdam zer- 
stört das Rückgrat des restlichen Kontinents. Ein 
Plan, von Morgenthau und D. White entworfen, 
wird von Roosevelt genehmigt, nach welchem in 
Deutschland keine Industrie und kein Bergwerk 
mehr bleiben darf. Wieder aber kämpfen die sau- 
beren Kräfte in England, in Frankreich und in 
den Vereinigten Staaten selbst sofort nach der 
deutschen Walfenstreckung gegen die unter Aus- 
nutzung der Kriegswirren eingedrungenen Wahn- 
ideen. Die Zerstörung der deutschen Kohlengru- 
ben wird von diesen „Verschwörern“ verhindert 
und die Demontage stößt auf starken Widerstand. 
Stärker aber als 1919 faßte diesmal der Wahnsinn 
auch in geistige Bereiche hinein und schwer nur 
trennen sich die weißen von den schwarzen Scha- 
fen. Skrupellos werden die Begriffe verwirrt, aus 
Treue wird Verbrechen, aus Zersetzung „Aufbau“. 
Ganz langsam nur gelang es in diesen Monaten 
erst den anderen Völkern, wieder klarer zu sehen 
und die Krankheit, die das christliche Europa be- 
fiel. zu erkennen. 

Auch der zweite Weltkrieg belehrte uns so, wie 
schon der erste: die nationalen und sozialen Nöte 
Europas wurden mißbraucht, um unsere Kultur, 
unsere Welt zu vernichten. Engländer, Franzosen 
und Amerikaner kämpfen in erbittertstem Nah- 
kampf um Rückeroberung des Verlorenen. Die 
Berliner Bevölkerung, Kärnten und das übrige 
deutsche Volk stehen als erste auf dem Spiel. Mit 
ihm aber fällt Europa endgültig. Heute weiß man 
das schon diesseits und jenseits des Atlantik. 


u. 


Die Sowjetunion ist ein Bundesstaat, der aus 16 
Bundesrepubliken. 22 autonomen Republiken, 5} 
9 autonomen Gebieten und 12 nationalen Bezirken 
besteht. Seit 1944 haben die Bundesrepubliken ei- 
gene Ministerien für auswärtige Angelegenheiten 
und für die Verteidigung. 

Höchstes gesetzgebendes Organ ist der Oberste 
Rat der Sowjetunion, der sich aus dem Unionsrat 
und dem Nationalitätenrat zusammensetzt. Das 
Präsidium des Obersten Rats aus 14 Mitgliedern 
ist das ständige oberste Organ der Verwaltung und 
Gesetzgebung. Der Vorsitzende des Präsidiums 
des Obersten Rates hat daher praktisch die Stel- 
lung des Staatsoberhauptes. 

Daneben besteht der „Rat der Volkskommis- 
sare“, der seit 1946 die Bezeichnung „Ministerrat“ 


5) Die autonome Wolgadeutsche Republik wurde 
1942 aufgelöst und ihre Bewohner nach Sibirien ge- 
bracht. 





u 
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führt. Vorsitzender ist der Ministerpräsident, Ge- 
neralıssimus Josef Stalin. Die Zahl der Ministe- 
rien wechselt laufend. Derzeit sind es etwa 32. 

Eine gleich wichtige Funktion übı das Zentral- 
komitee der Kommunistischen Partei der Bolsche- 
wiki aus, An dessen Spitze steht das neunköpfige 
„Politische Büro“, oft kurz Polit-Büro genannt, 
Den Vorsitz in ihm führt Stalin. Insbesondere 
leitete dieses Büro früher die Komintern und 
heute die Kominform. 


II. 


Wir sahen bereits früher einmal,6) wie die Ver- 
staatlichung einzelner Betriebe sehr wohl noch 
mit der grundsätzlichen Beibehaltung der Privat- 
wirtschaft vereinbar ist. Die betroffenen Betriebe 
werden nicht anders geführt als jene von privaten 
Unternehmern geleiteten. Ja, es scheint sogar möR 
lich, solchen staatlichen Betrieben Auslandsanlei- 
hen zu gewähren, ohne daß der Staat als solcher 
davon berührt wird. Die Sozialisierung 
bedeutet also nur die Schaffung einer neuen Form 
gemeinwirtschaftlicher Unternehmungen. Das Prin- 
zip der Figenrentabilität bleibt aufrechterhalten. 
Auch dort sollte dieses noch möglich sein, wo 
ganze Betriebszweige nutionalisiert werden. In der 
Praxis aber ist ja eine solche Maßnahme einem 
Staatsmonopol gleichzusetzen und die Versuchung. 
sich eine Monopolrente zu verschaffen, so groß. 
daß mancher Staat bereits durch selehe Maßnah- 
men planwirtschaftlichen Charakter erhielt. Um 
dem drohenden Gespen-t des Staatskapitalismus 
auszuweiehen. ging man in Frankreich darum ja 
auch den Weg der Vergenossenschaftlichung und 
sprach fortan nur noch von Nationa lisie- 
rung anstatt von Verstaatlichung oder Sozialisie- 
rung. So meinte man denn — schon am Abgrunde 
einer Planwirtsehaft mit ihren zugunsten des Staa- 
tes enteigneten und entrechteten Individuen ste- 
hend —- doch noch dem Menschen als Persönlich- 
keit Wirkungsraum zu lassen. Die Privatinitiative 
hatte sich eben nur in den Grenzen zu halten, die 
ihr die abendländische Ethik nunmehr auch in der 
technisch-kapitalistischen Daseinsform des XX. 
Jahrhunderts aufrichtete. 


Rußland aber liegt an solchen Maßstäben gar 
nichts. Konsequent der marxistischen Theorie ver- 
einigt es die Kräfte der gesamten ihm zugäng- 
lichen Produktion in der Hand des Staates zu ei- 
ner Planwirtschaft Es gibt keinen 
Einzelbetrieb mehr, dessen Ausgaben und Ein- 
künfte ausgeglichen sein müssen, um ihn zu erhal- 
ten. Die Verluste des einen Betriebes können 
durch die Gewinne eines anderen wett gemacht 
werden. Es gibt keinen Kapitalsstrom in Richtung 
der Rentabilität, keine durch das Kapital regu- 
lierte Differenzen von Angebot und Nachfrage. 
Es herrscht immer Vollbeschäftigung, aber es 
braucht nicht immer eine sinnvolle Beschäftigung 
im Sinne der Rentabilität zu sein. Jahrzehnte mag 
es dauern, bis ein Staatsplan in seinen Gliedern 
rentabel wird. Eine solche Wirtschaft aber benö- 
tigt einen Konsumzwang, denn je mehr Freiheit 
‚ler Konsument in der Auswahl seiner Güter hat, 


8, Vgl. den Aufsatz „Die Tranzosische Union“ im 
Junuäarbeft 1040, 
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um so schwieriger wäre es, den staatlichen Ge- 
samtplan durelzuführen. Neben die Allmacht des 
Staates tritt daher die Ohnmacht des Einzelnen. 

Der Krieg verlagerte das Schwergewicht der 
Produktion, das Kriegsende brachte eine neue 
Unistellung. Das Ziel des damit angebrochenen 
Zeitabschniues umreißt ein 5-Jahresplan. 
Nach ihm sollen 1950 die folgenden jährlichen 
Leistungen erzielt werden: 


Gußeisen 19,5 Mill. t = Steigerung um 35 % 
Stahl DEE 5 » 35% 
Steinkohle 250 2% % „ 51% 
Erdöl Ann 

Elektr. Strom 82 Md. Kwh 5 „ 0% 


Brotimehlernte 127 Mill. t. 


Das Volkskommissariat für Munition wurde auf- 
gelöst und ein solches für den Bau landwirtschaft- 
licher Maschinen neu geschaffen. 

Leber den Fünfljahresplan hinaus geht ein 
15-Jahres-Plan. der eine Verdreifachung 
der industriellen Produktion gegenüber 1939 vor- 
sieht. Im Rahmen dieser Industrialisierung sind 
die folgenden Verkehrserweiterungen und Indu- 
striebauten zu nennen: 

Novinnomysk-Kanal bei Stavropol im Nord- 
kaukasus. 

Kanal zwischen Kuban uud Jagorlyk zur Be- 
wässerung von 10.000 ha, mit 2 Wasserkraft- 
werken. 

Verbindungskanal von Wolga und Don. 

Umleitung des Aralsees in die Kaspi, um de- 
ren sinkenden Wasserspiegel wieder zu heben. 

Trockenlegung eines Teils der Kaspi. 

Aufforstungsprogramm an der mittleren Wolga, 
um die Versteppung Westrußlands zu verhin- 
dern. 

Staubecken im Zerruschantal in Usbekistan, 
für 600 Mill. cbm Wasser. 

Erschließung der Kupfervorkommen in Jazkaz- 
gan im Herzen der wüstenähnlichen Zone 
von Kasakstan. 

Textilfabriken in Nowosibirsk mit 125.000 Spin- 
deln und einer jährlichen Erzeugung von 40 
Mill. m Stoffen, 

Eisen- und Stahlwerk als Mittelpunkt eines 
Industriekomplexes in der Rustawebene in 
Georgien mit einer eigenen Kohlezubringer- 
bahn. Produktionsplan: 500.000 ı Stahl, 430 
Tausend t Roheisen, 380.000 ı Walzeisen. 

Vollmechanisierung der Kohlengruben in den 
östlichen Gebieten. 

Erschließung der Braunkohlevorkommen im 
Dnjepr-Bogen, in der Ukraine und in der 
an die UdSSR abgetretenen Karpato-Ukraine. 

Ausbeutung der neuentdeckten Eisenerzlager 
bei Krementschug. 
und der Manganerzlager im nördlichen Ural. 

Anlegung neuer Bahnlinien in Ergänzung der 
bereits gebauten (Turksib, Moskau-Kuznez- 
beeken, Chabarowsk-Komsomolsk bei Wladi- 
wostok, Akmolinsk - Kartali, um Kohle von 
Karaganda zum Ural zu befördern), (im 
Kriege gebaut: Astrachan-Kisljar, Murmansk- 
Archangelsk, Sewero-Peischorskaja, Medsche- 
wan-Dschulfa in Transkaukasien und eine 
Linie entlang des Kaukasus am Schwarzen 
Meer) -- und so weiter! 
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Auf dem Gebict des Außenhandels bedeutet 
Planwirtschaft staatliche Außenhandels- 
monopole. Das Bestreben muß dahin gehen. 
die Außenhandelsbeziehungen möglichst stabil zu 
gestalten, unı den gesamten Staatsplan nicht ins 
Wanken zu bringen. Typisch ist daher der lang- 
fristige Präferenzvertrag. Noch weiter hinein in 
die fremde Staatswirtschaft geht dann die gemein- 
same Geschäftsführung von Industriezweigen. Mit 
der Funktion, den regelmäßigen Warenstrom zu 
garantieren, zieht solche Beteiligungswirtschaft 
dann Teile der fremden Volkswirtschaft in den 
sowjetischen Bannkreis und Rußland wird bestrebt 
sein, eine gewisse Exklusivität im Handelsverkehr 
mit seinem Partner zu erreichen. So besteht sehr 
wohl die Möglichkeit, durch Ausdehnung des Ilan- 
dels in den vom Westen vorgeschriebenen Balı- 
nen den russischen Einfluß auszudehnen. 


IV. 


Als die deutschen Panzerspitzen vor Moskau 
standen und in Tula eindrangen. erwachte das 
russische Nationalgefühl zu neuer Kraft. Und auch 
in der Nachkriegszeit konnte diese kriegsgeborene 
Pflanze noch nicht wieder ausgerottet werden. 
Wenn wir lesen, wie sich die führenden russi- 
schen Kunstzeitschriften gegen die „kosmopolitische 
Kunst“ und gegen Musikkritiker wie Mazel, Wein- 
kop, Schlifstein, Ginsburg. Steinpress wenden, ..die 
mit der nationalen Kunst brechen, indem sie Pro- 
paganda machen für die formalistische kosmopoli- 
tische Kunst und sich so von den Interessen un- 
seres Volkes entfernen“, wenn man hört, daß der 
Moskauer Sender das gleiche Prädikat eines .va- 
terlandslosen Kosmopoliten“ dem Journalisten S. 
Altschüler anhängt, weil er einem Engländer die 
Erfindung des Penicillin zuschreibt, wenn dasselbe 
Los Professor V. Rosenberg widerfährt, weil er 
nordamerikanische Erfinder preist, so sind das 
unwiderlegbare Auswüchse dieser Entwicklung. 
Der zweite Weltkrieg erleichterte eben in seinen 
Erschütterungen dem russischen Volk, die seit 1917 
schon langsam abgebaute Ueberiremdung noch 
deutlicher zu erkennen. 


* 


Auch die Wiedereröffnung der Kirchen ist nur 
möglich gewesen, weil Russen die alte Tradi- 
tion Moskaus als des „dritten Roms“ wieder auf- 
griffen. Neben den Panslawismus sollte als an- 
ziehende Kraft wieder die Macht der orthodoxen 
Kirche treten. Tief verwurzelt ist ja noch immer 
im Osten der Glaube an die Verpflichtungen, die 
das Erbe des „wahren christlichen Glaubens“ nach 
der Zerstörung von Byzanz, Moskau und seinen 
Herrschern auferlegte. Eng verknüpft aber war 
auch immer schon im slawischen Raum diese Kir- 
chenhierarchie mit der Staatsführung. Tausend 
Jahre lang tobte ein erbitterter Kampf zwi- 
schen den orthodoxen Kirchenhäuptern in 
Byzanz und Bulgarien und damit zwischen beiden 
Staaten. Heute, da auf Moskaus Wunsch und ohne 
vorherige Kenntnis Titos, der serbische Patriarch 
Gabrilo (nach einem abenteuerlichen Weg, der 
ihn zunächst als Flüchtling vor Tito bis in den 
Vatikan führte, dann aber mit einem harmlos 


erscheinenden Abstecher nach Prag weiter über 


Moskau im Flugzeug wie aus heiterem Him- 
mel zurück nach Belgrad brachte) wieder 
in sein Amt eingesetzt wurde, da mag man 


fragen, ob sich nun dieser alte schlaue Fuchs mehr 
als Serbe denn als Untertan des Patriarchen von 
Moskau fühlen wird. Auf seiner Flucht sprach er 
als nationaler Patron zu den Serben und betonte 
in Gesprächen, die ich mit ihm hatte, immer wie- 
der, daß er Serbe sei. War das ehrlich gemeint, 
so hätte Tito heute eine wesentliche Stütze in ihm. 
Die Serben in der Emigration sprechen schaudernd 
von Verrat und die Serben in der Heimat neigen 
mit ihrer Gunst — zwischen Seylla und Charybdis— 
vom Sendboten des Dritten Rom zum Verkörperer 
der jungen Volksrepublik, Marschall Tito. Den 
Eindruck aber wird man nicht los, liest man in 
katholischen Zeitungen, daß ihre Haltung gegen 
Moskau mitbestimmt ist von dem erfolglosen kur- 
zen Auftreten eines orthodoxen Kirchenhauptes in 
Rom. Wie schon einmal, als kurz vor dem Zu- 
sammenbruch von Byzanz Johann VI. Paläologus 
auf dem Konzil zu Florenz vergeblich eine Ver- 
einigung der beiden Kirchen zu schaffen versuchte, 
gelang auch diesmal nicht die Beseitigung des 
schweren Vorhangs, der für uns Westliche seit 
dem Jahre 1054 vor allem Oestlichen schwebt. Mit 
der Intoleranz eines Pizarro und eines Cortez soll 
der Osten bekehrt werden — und betrachtet sich 
dieser doch als Träger eines eigenen Missions- 
gedankens, der ihm 1453 mit dem Untergang des 
griechisch gebliebenen Ostroms übertragen wurde. 
Diese russische Geistigkeit, die niemals den haar- 
nadelförmigen Weg über Scholastik - Renaissance - 
Aufklärung und Gegenreformation gegangen ist, 
versteht daher auch nicht, daß es heute gälte, die 
Persönlichkeit zu retten. Für sie sind das Gemein- 
schaftsgefühl des Chores in einer Tragödie des 
Aischylos und das Halbrund der bürokratischen 
Paläste in Charkow nur verschiedene Ausdrucks- 
formen einer durch die Jahrtausende erhaltenen 
Gesinnung der Einordnung des Einzelnen unter 
den theokratischen Staat. Daß dieser sich jetzt 
wieder seine eigenen Priester hervorholt, bestätigt 
ihm nur das Gefühl für die überragende Heilig- 
keit des Staates, den Verkörperer des alten Mütter- 
chen Rußland.* Der Bolschewismus wird so zu 
einer besonderen, modernen Form des alten Sen- 
dungsgedankens dieser Welt „herabgewürdigt“. — 


Was Wunder, daß manche Inspiratoren dieser 
Staatsschöpfung sich heute als von einer Verfäl- 





*) In der wohl einzigartigen Zeitschrift „Blick nach 
Osten‘‘, Graz, Juli 1948, heißt es in einem Artikel über 
„die Ostkirche der Gegenwart‘‘ v. Gregor Luschnytzky: 
„Im Westen ging die Aktion der Kirche in die Breite 
und verwirklichte damit einen der Wesenszüge ihres 
Imperialismus, im Osten dagegen ging sie in die Tiefe 
und verkörperte so einen Wesenszug ihrer auf Selbst- 
erhaltung eingestellten Geisteshaltung Es handelt 
sich darum, ob die Kirche ein unabhängiges Reich des 
Geistes verkörpern oder sich ohne Berufungsmöglich- 
keit den Weisungen der weltlichen Gewalt unterwerfen 
soll, ob die Kirche selbst in sich existieren oder als 
Werkzeug des Staates fungieren soll, das unter seiner 
Aufsicht seine Weisungen weitergibt, ob die im Papst- 
tum verkörperte kirchliche Gewalt unmittelbar zu den 
Gläubigen sprechen darf oder die Kirche einem welt- 
lichen Organ als Sprachrohr dient.‘‘ Letzteres ist heute 
in Rußland wieder wie schon zur Zarenzeit der Fall. 
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Absichten abwenden. 
so heterogene Kräfte 


schung der ursprünglichen 
Wie selbstverständlich, daß 
wie das jüdische Rabbinat, der Vatikan und das 
amerikanische Kapital sich zusammenfinden. um 
sich gegen diesen Angriff zu verteidigen. 


V 


„Geographie ist Schicksal“ sagte einmal der 
große Korse. Sein Schicksal hieß Moskau. Mos- 
kaus Schicksal aber hieß bis heute ..Zugang zu 
den Meeren“. Jalta und mehr noch die Eigen- 
mächtigkeit der siegreichen Truppen erreichte 
1945 viel auf dem Wege zur Erfüllung dieser ewi- 
gen geographischen Forderungen Rußland:. 

Nach dem Zusammenbruch des schwedischen 
Ostseereiches und dessen Bestätigung durch den 
Frieden von Nystadt, 1721, kam Rußland in den 
Besitz aller Länder zwischen Karelien und Liv: 
land. Vier Jahre aber überlebte der große Peter 
nur diesen Sieg, und Rußland fehlte die weit- 
blickende Persönlichkeit. die Großmachtstellung 
Schwedens in der Ostsee erfolgreich nachzubilden. 
Wohl hat es auch in der Zukunft nicht an Ver- 





suchen gefehlt, eine bedeutende Flotte aufzustellen, 
doch scheiterten alle Bemühungen am Mangel an 
geeigneten Menschen. Selbst überragende Persön- 
lichkeiten wie der Admiral Roshestwenskij ®} zer- 
brachen an der Untauglichkeit der Mittel. 

Auch die Sowjetunion hatte bis 1940 nur gerin- 
ge Möglichkeiten in der Ostsee. Erst mit dem 
Ausgang des finnischen Winterkrieges konnte sie 
weiter in die See hinausgreifen. Die Alandsinseln 
wurden neutralisiert, die Halbinsel Hangoe, die 
sowohl den Botinischen wie den Finnischen Meer- 
busen flankiert. den Russen abgetreten und Wyborg 
der Union eingegliedert. Während Deutschland 
dann im Westen engagiert war, wurden darüber- 
hinaus die baltischen Staaten besetzt und insbe- 
sondere auch die Inseln Oesel und Dagoe. In un- 
serer aller Erinnerung noch sind die schweren 
Kämpfe, die notwendig waren, um die Russen wie- 
der aus ihren Stellungen zu vertreiben. Bis kurz 
vor Kriegsende blieben diese entscheidenden Po- 
sitionen denn auch in deutscher Hand. 


8) Man erinnere sieh des ungehenerlichen Romans 
»Tsuschima‘ von Frank Thiess 


Spibergen 


et eur 


Leningraal 


SR 


Moskau 
° 
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In Pot-dam wurden (lie Demarkationslinien der 
in das Reich eingerückten Alliierten noch einmal 
bestätigt. Jetzt reichte der russische Einflußraum 
an der Ostseeküste bis zum Priwall gegenüber von 
Lüheck und Stadt und Hafen von Königsberg wur- 
den al- Kaliningrad in den eigenen Staat zur 
Gänze einbezogen. Im Friedensvertrag mit Finn- 
land wurde Wyborg erneut russisch. die Alands- 
inseln blieben entmilitarisiert, an Stelle der Halb- 
insel Hango aber mußte jetzt die Halbinsel Pork- 
kuıla Udd bei Helsinki abgetreten werden und die 
von Rußland dorthin führenden Bahnen und Stra- 
ßen unterstehen russischer Priorität. Die Balten- 
staaten wurden erneut als Sowjetrepubliken der 
Union eingegliedert. 

Damit verfügt Rußland heute über die unum- 
schränhte Seeherrschaft in der Ostsee. Der Hafen 
von Riga wurde im Rahmen des 5-Jahresplans 
vordringlich ausgebaut. Die Häfen Kaliningrad. 
Stettin (Szezeein, polnisch mit russischem Teil- 
hafen). Rostock. Wismar und Stralsund ermög- 
lichen eine fast vollständige Kontrolle des schwe- 
dischen Schiffsverkehrs.. Die Verfolgung balti- 
scher Flüchtlinge in diesen Tagen bis in die 
schwedischen Schären zeigt die Möglichkeiten auf. 
Das Tor zur Ostsee. die Meerengen zwischen Dä- 
nemark und Schweden. aber wurde ebenfalls von 
ihnen aufgestoßen. Der Nichtbeitritt des letat- 
genannten Staates zum Atlantikpakt macht diese 
Tatsache allen klar. So wird auch der rege Han- 
delsverkehr Schwedens mit Rußland und mit Polen 
zu einem Verkehr. der sich im Wesentlichen in- 
nerhalb der russischen Machtsphäre abspielt. Die 
aufsehenerregende Kreditpolitik Prof. Myrdals. 
(der Rußland als schwedischer Wirtschaftsminister 
einen J5jährigen Kredit in Höhe von 1 Milliarde 
Schwedenkronen gewährte) erscheint daher gar 
nicht so abwegig. Polen dagegen ist heute der 
Hauptahnehmer schwedischer Eisenerze und steht 
selbst weitaus an erster Stelle der schwedischen 
Kohlelieferanten. So eng verflochten sind diese 
Beziehungen, daß sie für beide Staaten als lebens- 
notwendig angesehen werden müssen. Berücksich- 
tigen wir die Tatsache, daß der Sowjetstaat in sei- 
ner Planung grundsätzlich auf langfristige Ab- 
kommen sehen muß, so gewinnen wir hier da- 
rüberhinaus den Eindruck der Schaffung eines 
neuen „Konmbinats Ostsee“. das auf kaltem Wege 
sich bereits über die Staatsgrenzen hinweg gebil- 
det hat. 





VI 


Auch für die Lage im Nördlichen 
Eismeer bedeutete der Friedensvertrag mit 
Finnland eine wesentliche Stärkung der russischen 
Position. Bereits im Jahre 1940 hatten die kana. 
dischen Besitzer der Niekelminen von Petsamo 
auf ihre Konzessionen verzichten müssen. Jetzt 
wurde darüberhinaus die gesamte Provinz Petsamo 
an Sowjetrußland abgetreten und dieses dadurch 
zum unmittelbaren Nachbarn Norwegens. Neben 
Archangelsk und Murmansk trat jetzt Peisamo 
als russischer Hafen am Eismeer. Ein während des 
Krieges verstärktes Eisenbahnen- und Straßennetz 
verbindet diese Häfen mit dem Landesinnern bzw. 
mit Finnland. Strategisch gesehen rückt Rußland 
so in unmittelbare Nähe von Lappland und Spitz- 
bergen und bedroht damit Gebiete, die als Basen 


für einen Luftangriff auf Rußland entscheidend 
werden müssen, da es sich um diejenigen Lande- 
plätze handelt, die diesseits des Pols direkt dem 
russischen Reich vorgelagert sind. 

Sowohl in diesen westlichen Gebieten wie auch 
an der gesamten Nordküste der Sowjetunion be- 
gann mit dem neuen Fünfjahresplan ein starker 
Aushau der Schiffahrtswege. Im Jahre 1946 sollen 
1 Billion Rubel (russische Pressemeldung ?) zum 
Ausbau der Seehäfen zur Verfügung gestellt wor- 
den sein. Eine regelmäßige Linienschiffahrt wurde 
im nördlichen Eismeer eingerichtet und zu ihrer 
Unterstützung 140 neue Leuchttürme und 16 Ra- 
dio-, Scheinwerfer- und Radarstationen errichtet. 
Von Wladiwostok über Petropawlowsk auf der 
Halbinsel Kamtschatka im Stillen Ozean führt 
der Seeweg nach Anadyr in der Beringstraße 
(Alaska gegenüber), biegt dann entlang der Nord- 
küste nach Westen, zunächst nach Nischne Ko- 
Iymsk, dem Hafen des Polizeireviers Dalstroy, 
führt an den Mündungen der bereits schiffbar 
gemuchten Ströme Kolyma. Indigirka und Jana 
sowie an den Polarstationen auf den Neusibiri- 
schen Inseln vorbei nach Tiksi an der ausgedehn- 
ten Lenamündung, geht von dort auf die lange 
Fahrt um die Taimyrhalbinsel und durch die 
Karische Straße hindurch an die Petschoramün- 
dung. 

Hier findet die Umladung statt zu dem kürzlich 
erst durch eine 1800 km lange durch Taiga und 
Tundra führende Bahn nach Petschorskaja er- 
schlossenen Petschora-Kohlengebiet. Der Seeweg 
aber führt weiter zu den schon genannten eisfreien 
Häfen im Nordwesten der Sowjetunion. Von 
Murmansk aus kann der Transport der Güter auf 
dem verbreiterien Weißmeerkanal bis nach Mos- 
kau geleitet werden und dank der im Gang be- 
findliehen Rekonstruktion des Marienkanalsysteme. 
das die Wolga mit Leningrad verbindet, von dort 
aus auf dem Binnenwasserweg weiter an die Ost- 
see, und in anderer Richtung an das Kaspische, 
das Asowsche und das Schwarze Meer. 

Ueber den eigenen Herrschaftsbereich hinaus 
bemühte sich die Sowjetunion im Norden nach 
Kriegsende auch um die Wiederherstellung der 
von deutschen Marineeinheiten zerstörten Kohlen- 
bergwerke auf Spitzbergen und um Erteilung der 
Abbaukonzession. Letztere wurde jedoch auf eng- 
lischen Einspruch hin nicht erteilt. 


vH. 


Englische Politik war es, die den Sowjetstaat im 
Verlaufe des letzten Jahrzehnts nach Europa 
lenkte. Ihr war der Vordere Orient wichtiger. 
Während der deutsche Reichskanzler die russischen 
Forderungen auf Einschränkung der türkischen 
und persischen Souveränität abwies, spielte er da- 
her die englische Karte aus. Wer am Abend des 
22. Juni 1941 in Teheran war. hätte erleben kön- 
nen. wie die in der englischen Gesandtschaft zu- 
sammengekommenen Briten wie toll geworden 
ihrer Freude Ausdruck gaben, ein Feuerwerk ver- 
anstalteten und die ganze Nacht hindurch keine 
9) Vorsicht ist bei allen aus Rußland kommenden 
Zahlen geboten, da seit dem gleichen Jahre 1946 jede 
Veröffentlichnng von statistischem Material als Lan- 
desverrat gilt, 
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Grenze fanden in ihrem Jubel: Hitler war im 
Kriegszustand mit Rußland. 


Daß Rußland auch auf dem Balkan Fuß faßte. 
war schon weniger nach englischem Geschmack 
gewesen und Churchill versuchte mehrfach. den 
Männern um Roosevelt die Invasion auf dem Balkan 
‚chmackhaft zu machen. Sie erfolgt nicht. So ging 
“r einen anderen Weg. Fin eigener Verwandter 
von ihm kam als Abgesandter zu Tito und eng- 
lische Offiziere unterwiesen die Partisanen im 
völkerrechtswidrigen Franktireurwesen; englische 
\inen wurden zu Tausenden aus der Luft und 
vom Wasser her ins Land geschmuggelt und hal- 
fen. das kommunistische Terrorregime auszubauen. 
In den Dörfern aber wurde offen Propaganda ge- 
gen die Plutokraten des Westens betrieben. So 
führte auch diese „Invasion“ nicht zum Ziel. Selbst 
heute. wo die damals geknüpften persönlichen Bin- 
‚lungen infolge der Differenzen Titos mit der Ko- 
minform wieder aufgegriffen werden können, 
hleiht die tiefe Kluft zwischen der Volksrepublik 
Jugoslawien und den englischen Emissären un- 
überbrückbar. 

Die Gleichsehaltung der 1945 übernommenen 
osteuropäischen Staaten erfolgte nach grundsätz- 
lieh gleichen Methoden in allen betroffenen L.än- 
dern. In Ungarn wurde diese Aufgabe in die 
Hände von Personen gelegt. die vor dem ersten 
Weltkrieg zuletzt längere Zeit dort gelebt hatten. 
seitdem aber in Moskau gewesen waren. Namen 
wie Rakosi. Gerö. Revai. Farkas., Peter Gabor. 
Gabor Andor, die bereits zu Kuhn Belas Zeiten 
gehört wurden. tauchten wieder auf10). Neben 
der mehrfachen Auswechslung der Parlamentsmit- 
«lieder und wiederholten Säuberung der Verwal- 
tung des Landes war es insbesondere die Wirt- 
schaft-politik. die das Stephansreich reif machen 
ollte für den Kommunismus. Zunächst wurde 
durch die Bodenreform die Kirche ihres finan- 
ziellen Rückhalts beraubt. Sodann setzte eine 
systematisch geförderte Inflation ein. Um dieser 
völligen Ausraubung der ungarischen volksbil- 
denden Schichten ein Ende zu setzen. boten die 
USA den damals noch in Bayern befindlichen un- 
garischen Goldschatz als Deckung für eine neu 
zu schaffende Währung an. Es kam auch am 1. 
August 1946 zu einer solchen Währungsreform, 
der ungarische Gulden (Florint) trat an die Stelle 
des Pengö. Aber das in dem Sonderzug des ehe- 
muligen Reichsverwesers Horthy übersandte Gold 
wurde dazu verwandt, im Westen wichtige Roh- 
»toffe einzukaufen, Währungsdeckung wurde viel- 


10) Die Tatsache, daß (diese Personen dieVerbindung 
zu Ungarn verloren kutten, ist wohl auch dafür verant- 
wortlich zu machen. daß die sowjetrussische Politik 
1 katastrophalen Fehler machte, einen Mindszenty 
oß werden zu lassen, bevor sie zuparkte. Die 
» Rußlands erinnerten eben aus der christlichen 

gehbung ihrer Jugendzeit eine kaum beachtete Kirche 
and ermaßen nieht die Wandlung, die sich gerade in 
Ungarn inzwischen vollzogen hatte, Mit Recht konnte 











1a Pins NIT. auf der letzten Kundgebung auf dem 
Yotersplatz sagen: „Der Spruch vegen den Kardinal 


ist ein Akt, der sich gegen alle diejenizen riehtet, die 
ihre Ieimat und die menschliche Gesellschaft vertei- 
ıtigen‘‘. Man kann gespannt sein, welche weiteren Peh- 
jer ıliese .Führerschicht‘' noch begehen wird, Sie 
eß nicht nur das ungarische Volk ab, sie mächte 
1en Tito sturzie und führte in Polen bei «der Ablö- 
sung Gomulkas (..ieh bin erst Pole und Jdann Nom 
munist'') zu schweren Kabinettskrisen. 









mehr der Galgen: wer gegen die neue Währung 
spekuliert, wird mit dem Tode bestraft 11). Und 
das neue Budget zeigte die Reparationen an Ruß- 
land wieder mit 28 % der Ausgabenseite an, ob- 
wohl gerade die hoben Reparationszahlungen — 
und zwar im alten Budget nur 20 % — als Grund 
für die Inflation angegeben worden waren. Die 
Folge war denn auch ein baldiges starkes Defizit 
im Haushalt und ein Verschieben der abliefe- 
rungspflichtigen privaten Goldbestände nach Ru- 
mänien, wo dessen schwarzer Markt davon über- 
‚chwemmt wurde. Personen, die aus englischen 
Diensten in Westeuropa infolge der Differenzen 
in Palästina ausscheiden mußten, gingen nach 
Rumänien, übernahmen die Angebote und wan- 
derten mit Genehmigung der rumänischen Regie- 
rung weiter nach Israel. Die Vereinigten Staaten 
aber nahmen die Handlungsweise der ungarischen 
Regierung estmalig zum Anlaß, den osteuropäi- 
sehen Satellitenstaaten Kredite zu sperren. 

Besonders traf diese Maßnahme die 
Tschechoslowakei nach dem Staats- 
streich vom Februar 1948. Allgemeines Indiz für 
die Außenhandelspolitik der Oststaaten war nach 
dem Kriege ein Anwachsen des Handels mit den 
Westmächten. Insbesondere die Tschechoslowakei 
betonte durch den Mund ihres Präsidenten Be- 
nesch, daß »ie sich als Mittlerin zwischen Ost und 
West fühle. Infolge dieser Aeußerungen gelang es 
Sowjetrußland auf dem Umwege über seine -Sa- 
telliten erhebliche Devisenmengen zu sparen. So 
kamen umfangreiche Warenmengen noch neben 
den beträchtlichen UNRRA-Zuwendungen in diese 
Länder. 

Die Wirtschaftsorganisation dieser Staaten wur- 
de nach russischem Vorbild umgefornt. Es wurden 
in der Tschechoslowakei, um ein Beispiel heraus- 
zugreifen: 


100 9 
99% 
61 % der Metallverarbeitung, 


schwer 


der Bergwerke, 
der Eisenproduktion, 


94% der Energiewirtschaft, 
71% der chemischen Industrie, 
45 % der Textilindustrie, 


51% der Gaswerke 


verstaatlicht und darüber binaus verschiedene In- 
dustriezweige zusammengefaßt zu einem „Nationa- 
len Unternehmen‘, das in sich wieder regional 
gegliedert ist (z. B. die Textilindustrie). 

Diese Unternehmen werden nach den Grundsät- 
zen der Privatwirtschaft geführt. Der Staat haftet 
also nicht für Verbindlichkeiten und sie haben 
keine Subventionsansprüche. Der Reingewinn 
fließt nach Abzug der gesetzlichen Reserven und 
der Gewinnbeteiligung der Arbeiterschaft (normal 
10%; 30% wenn der geplante Gewinn über- 
schritten wird) der Staatskasse zu. An der Spitze 
steht ein vom Industrieminister ernannter Direk- 
tor. ihm zur Seite ein Vorstand, der sich zu je 
einen Drittel zusammensetzt aus Vertretern der 
Arbeitgeberorganisation, der Gewerkschaften und 
der Arbeitnehmer. 

11) In Frankreich übrigens das Gleiche: 
emaellete Goldbostände besitzt, kann mit 
kestrait werden. 


Wer uman 
dem Tode 
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Als oberste Planungsstelle besteht ein Wirt- 
schaftsrat, der die Regierung berät. Sein Vorsit- 
zender ist der Ministerpräsident. Dieser Rat setzt 





eine aus 12 Fachleuten bestehende Zentralpla- 
nungskommission ein. die ihrerseits wieder vier 
Unterkommissionen hat für Industrie. Landwir- 


schaft, Verkehr, Bauwirtschaft. Daneben besteht eine 
Bilanzunterkommission für Arbeits- und Rohstoff- 
einsatz, Kohlebedarf und Investitionen, sowie all- 
gemeine Unterkommissionen für Preis- und Lohn- 
{ragen und eine Informationsunterkommiission. 

Bezüglich der inneren finanziellen Organisation 
ist die Schaffung eines Nationalen Bankenans- 
schusses zu erwähnen, in welchem alle staatlichen 
und privaten Banken zusammengefaßt werden. 
Die verstaatlichte Industrie wird eine nen geschaf- 
fene Bank übernehmen. 

Auch in der füderativen Bundesrepublik Ju x o- 
slavien!?) haben wir heute ebenfalls nur noch 
2 (Staats)-Banken. Für kurzfristige Kredite ist die 
Nationalbank zuständig. für langfristige die An- 
lagebank. Letztere ist die Bank der verstaatlich- 
ten Industrie. 

Wie in Jugoslawien ging man auch in Bul- 
garien zu einer Ausschaltung des Privatbandels 
über. Es gibt staatliche Engros- und Detailge- 
schäfte, Reparatur- und Handwerkerstätten. Selbst- 
verständlich wurden auf Vorschlag der ..Vater- 
ländischen Front“ bereits 1946 verstaatlicht: die 
öffentlichen Dienste, alle industriellen Unterneh- 
mungen. die Schiffahrt (eine eigene Flotte ist vor- 
gesehen) und der Rundfunk. Sehr einschneidend 
hat sieh hier das Staatsmonopol für Tabak aus- 
gewirkt. da dudurch eine außerordentlich scharfe 
wirtschaftliche Einengung weitester bäuerlicher 
Schichten erfolgte. Der sehr disziplinierte und ar- 
heitsame bulgarische Bauer wurde so wesentlich 
um die Früchte seines Fleißes gebracht. Eine 
Folge dieser Maßnahmen ist auch das vollkom- 
mene Ausbleiben hulgarischer Saisongärtmer in 
Rumänien gewesen. Hatten diese bisher durch ih- 
ren Fleiß alljährlich die rumänischen Städie von 
ihren benachbarten Gärtnereien aus mit Gemüse 
versorgt. so blieben sie jetzt in der Heimat unter 
den schwersten wirtschaftlichen Verhältnissen. 

Polen erlebte ebenfalls eine Bodenreform, 
Industrieverstaatlichungen. Abschaffung der freien 
Berufe und eine gebundene Marktwirtschaft, Das 
hedeutende, von Deutschland ühbernommene In- 
dustriebeeken Oberschlesien, der größte Industrie- 
kohlenschatz Europas, wurde durch eine Breitspur- 
bahn direkt mit dem russischen Eisenbahnnetz 
verbunden und bildet sich angesichts des regen 
Austausches mit dem Gebiet um Kriwoi Rog zu 
einem wichtigen Bestandteil in einem neu sich 
bildenden Kombinat der russischen Planung aus. 


* 


Es ergibt sich von selbst, daß Rußland auch den 
von ihm besetzten Teil Deutschlands in 
seine Gesamtplanung einbezog. Wie auch in an- 
deren Fällen wurde hier die Herrschaft über einen 
Teil eines Grenzvolkes dazu benutzt, die Zelle 
einer späteren Ausdehnung auf das ganze Volk 








12) Bestehend ans den antoromen Gebieten: Kroa- 
tion, Slowenien, Serbien, Montenegro. Mazedonien, 
Sandschak und Kossovo-Mitravica, 
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zu bilden. Sowjetkarelien und Finnland, Sowjet- 
armenien und das türkische Armenien und neuer- 
dings Nordehina gegenüber Südchina sind Beispiele 
{für dieses Vorgehen. Man hat die Besetzung des 
Reiches dureh Amerikaner und Russen verglichen 
mit der Besetzung und Aufteilung Schleswig-Hol- 
stein 1864 durch Preußen und Oesterreicher. Wie 
nahe aber berührt uns dieser Vergleich erst, wenn 
man hinzufügt, daß schon nach Jahresfrist die 
benachbarten Preußen mit einer Geld- 
summe den weniger interessierten ÖOesterreicher 
völlig ausbooten konnten. So sind auch heute die 
Russen in der geographisch stärkeren Lage. Es 
gibt auch heute noch ein europäisches 
Gesicht Rußlands und Gespräche zwischen Deut- 
schen und Russen können sehr wohl europäischer 
sein, als solche zwischen Deutschen und Angehö- 
rigen westlicher Ueberseemächte 1%). Steht auch 
heute im Vordergrund die Sorge um das physische 
Weiterleben des deutschen Volkes, so wird sie 
doch niemals entscheiden über seine Gesamthal- 
tung. In den Stürmen der vergangenen Jahrzehnte, 
hin- und hergerissen zwischen charakterlosem In- 
ternationalismus und übersteigertem Nationalis- 
‚mus, krassestem Egoismus und irrealstem Idealis- 
mus, hat eine viel zu bedeutende Zahl seiner 
Volksgenossen verstanden, was noch in dieser Welt 
wesentlich ist, als daß man dieses Volk noch kau- 
fen könnte. Alle darauf zielenden Versuche miß- 
langen in den vergangenen Jahren trotz aller sich 
immer noch weiter überschlagenden Vernichtun- 
gen so völlig, daß jetzt enigegen dem ganz klaren 
Willen aller beteiligten ..Sieger“ die Herren 
Nadolny und Erhard wieder deutsche Au 
Benpolitik machen können! Die Frage ist berech- 
tigt, ob nicht schon durch Godesberg der Atlantik- 
pakt zu einem sinnlosen Stück Papier geworden 
ist. Hier gilt jedenfalls nicht das Urteil, das amıc- 
rikanisch-deutsche oder russisch-deutsche Zeitun- 
gen drucken. sondern hier hat sich eine Kraft ge- 
zeigt, die — und nur das interessiert im Rahmen 
dieser Ausführungen -— dem russischen Imperia- 
lismus ein wirksames Halt zuruft. Es ist die 
gleiche Kraft, der ein Pandit Nehru bei seinem 
Regierungsantritt mit den Worten Ausdruck ver- 
lieh: ..We will keep away {rom the power politics 
of groups aligned one against the other“. England 
ist es insbesondere, daß in seinem Bestreben, die 
russische Expansion von „wichtigeren“ Gebieten 
ab und auf Europa zuzulenken, hier einen schwe- 
ren Schlag erfuhr. Das deutsche und französische 
Volk aber können hoffen, nunmehr vielleicht doch 
noch der völligen Vernichtung diesseits und jen- 
seits einer Hauptkampfliniie am Rhein zu ent- 


gehen. 
Zu gleicher Zeit verstand es Oesterreichs 
Außenminister, den beabsichtigten schweren 


Schlag auf die an sich schon schwache „Einheit“ 
seines Landes abzuwehren, den Tito mit der Bil- 
dung eines autonomen Kärnten vorbereitete. Hin- 
ter dem Außenminister aber stand — und das ist 
wesentlich -- die einmütige und zur Tat ent- 


12) Wie würde wohl ein deutsch-russisches Gespräch 
erst aussehen. wenn die 200.000 deutschen Frauen, die 


noch in der Sowjetunion gefangen gehalten werden, 
{rei kämen. Dann wäre wohl die amerikanische und 
englische Europakonzeption völlig aus den Angeln 
gehoben, 
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schlossene Haltung der Kärntner Bevölkerung, die 
schon einmal in dieser Generation beweisen konn- 
te, daß sie nicht gewillt ist. sich vor vollendete 
Tatsachen stellen zu Jassen. 


VII. 


Wenn man von jugoslawischen Opieina über 
die Karsıhänge hinweg auf die weite Adria hin- 
ausschaut. dann liegen wie in greiibarer Nähe die 
eroßen Schiffswerften von Monfaleone vor dem 
Blick. Hier unten aber zu Füßen der Karsthöhen 
drängen sich die Häuser und Kirchen von Triest. 
Schiff an Schiff liegt an den Kais und die Straßen 
sind überfüllt von Tausenden von Menschen. Last- 
auto um Lastauto zieht die schöne Küstenstraße 
dlort unten entlang in Richtung Italien, Oesterreich 
oder der Schweiz. Daneben »ieht man den jetzt 
wieder doppelgleisig ausgebauten Schienstrung der 
elektrischen Bahn nach Görz und U.dine. Alles die- 
ses aber. Monfalcone. Triest. Görz und Udine. es 
liegt außerhalb der jugoslawischen Grenzen. Kurz 
nur war die Herrschaft in Görz, die dort schon 
‚durchgeführte blutige Säuberung ergebnislo>. Mit 
Freudentränen in den Augen stand die restliche 
italienische Bevölkerung an den Straßen und über- 
häufte die wieder einrückenden eigenen Truppen 
in nicht zu überbietender Freude mit Blumen, 
Blumen und nocheinmal Blumen. Dieses Volk 
hatte den Kommunismus am eigenen Leibe kennen 
gelernt. Aber auch in der bedeutenden Hafenstadı 
Triest währte die Freude des Besitzes nicht lange. 
Well waren Titos Panzer im Mai 1945 schneller 
gewesen wie die englischen Verbände. die über 
line heranrückten. aber nach einigen Wochen 
<chon mußte Jugoslawien sieh amit den Alliierten 
in den Besitz der Stadt teilen. Auch hier konnten 
die inzwischen geschehenen Morde nicht wieder 
rückgängig gemacht werden. Ja. die Alliierten 
hatten = -chlechte Beobachter in der Stadt. daß 
selbst die jetzt noch verstärkt erfolgte Infiltration 
<binischer Elemente in die fast rein italienische 
Handelsmetropole nieht vermerkt wurde. Alle von 
ansässigen Bürgern vorgehrachten Warnungen 
unrden übersehen und erst im Jahre 1947 gelang 










Erklärungen zu neben- 
stehender Karte: 

x Albanien 

Al „lria 

An bezilisches Meor 
B Bulgarien 

BA Belgrad 

1: Bitolj 

B= porus 

D anellen 
D.A. -Agatsch 


}ılbasan 


Di Didimothekon 
LE 
} TYılirne 





E.T. Europäische Türkei 
tv Griechenland 
GM, Grieebisch-Mazedo- 
nien 
! Imbros (türkisch) 
I» Stamlul M Montenegtn 
Ir ‚Inzustawien Mr  Marmara- Meer 
IM. Ingoslawisch-Mazedonien N.Z. Neutrale Zone 
R Kataldscha Linie o Ochreid-Se: 
Ni Karfn " Ploxiliv 


es nach Bildung des Freistaates Triest und nach 
dessen Aufteilung in eine vom Osten und eine 
vom Westen kontrollierte Zone, hier eine Wand- 
lung zu schaffen. Seitdem gibt es im Hafengebiet 
keine jugoslawischen Soldaten mehr. Aber kom- 
munistische Arbeiter 

Als vor etwa zwei Jahren der Notenwechsel 
um Triest seinen Höhepunkt erreicht hatte, da 
passierte es, daß zwei englische Kreuzer in der 
Straße von Otranto von albanischen Küsten- 
geschützen aus beschossen wurden. Es gab Tote 
und Verletzte und auch Proteste. Eines aber war 
erreicht worden: Ganz unmißverständlich hatte 
Rußland dem Westen gezeigt, daß Triest unbrauch- 
bar ist, so lange sich die ganze Adria abschnüren 
lißt wie ein Sack. Die gleiche Lehre, die Teile 
der deutschen Kriegsmarine schon während des 
letzten Krieges machen mußten, als sie mit dem 
Zurückgehen Kesselrings auf dem italienischen 
Festlande selbst auch immer weiter nach Norden 
zusammengedrängt wurden und schließlich einige 
intakte Einheiten im Triester Hafen selbst ver- 
senken mußte, die gleichen Lehren begann jetzt 
Rußland seinen bisherigen Verbündeten zu ertei- 
len. Niemand nahm daher in Italien auch den 
Besuch größter amerikanischer Flotteneinheiten 
in Venedig und Triest allzu ernst. Hier gab es 
nichts mehr zu entscheiden. Sie bewegten sich 
in einem toten Feld der Weltstrategie. 

Nicht nur dieser Vorfall zeigt uns, daß 
Albanien zu einem ganz festen Glied inner- 
halb der russischen Pläne wurde. Als treuer Sa- 
tellit machte es hunderiprozentig den Kampf ge- 
gen Tito mit und verstand dabei ganz gut, die al- 
ten albanischen ethnischen Forderungen auf das 
Kossovo-Gebiet aufzufrischen. Rußland tat ein 
übriges, indem es bereits unmittelbar nach Been- 
digung der Waffenhandlungen die Ost-West-Stra- 
ßen durch Mazedonien hindurch nach Elbasan und 
Tirana beziehungsweise Valona von allen Kriegs- 
sehäden säubern ließ. So sind heute die hervor- 
ragenden Autostraßen, die Italien in den wenigen 
Jahren faschistischer Herrschaft in Albanien fer- 
tigstellte, zu einem wesentlichen Glied im inneren 
Verhindungsnetz der Sowjetwelt geworden. 





Ss Straße von Otrante Sr Skutari 
St Sofia Sv  Svilengrad 
Sk  Salonıki T Türkei 
Sin Samaottraki (griechisch) Ti Tirana 
Sn Skopje V Valona 
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Es liegt im Rahmen des Möglichen, daß der 
Versuch gemacht wird, eine Entscheidung im 
Kampf der Balkanstaaten gegen Tito mit einer 
staallichen Neuordnung dieses Raumes zu verbin- 
den. Der Besitz Mazedoniens führte im 
Juni 1913 zum zweiten Balkankrieg gegen Bul- 
garien. Serbien und Griechenland teilten sich im 
Frieden von Bukarest in das Land. Vorübergehend 
nur änderte sich diese Konstellation im ersten 
Weltkrieg und später erneut 1941. Feldmarschall 
List wurde damals überall als der große Befreier 
der Bulgaren in Mazedonien gefeiert und es gab 
kaum einen größeren Ort, der nicht nach der 
Gewohnheit der Zeit sofort eine Straße nach ihm 
benannte. Aber schon während der weiteren 
Kampfhandlungen dieses Krieges kam es nach 
russischen Weisungen in langen und zähen Ver- 
handlungen zwischen der „Vaterländischen Front“ 
und Abgesandten Titos zum erneuten bulgarischen 
Verzicht auf diese Landesteile. Unter einer au- 
tonomen Regierung wurde Mazedonien Jugosla- 
wien eingegliedert. In keiner Weise entsprach aber 
diese Regelung den geschichtlichen und ethnischen 
Tatsachen. Die großen bulgarischen Nationalhei- 
ligtümer in Ochrid und die sprachliche Verbun- 
denheit mit den Menschen im ganzen Wardartal 
läßt heute noch Bulgarien trotz aller anderslau- 
tenden Erklärungen Dimitrovs nicht zur Ruhe 
kommen. Aus dem mazedonischen Raum selbst 
aber kommt immer wieder die Forderung auf Zu- 
sammenschluß der in jugoslawischer und der in 
griechischer Hand befindlichen Teilgebiete. Unter 
englischem Schutz nur konnte Saloniki wieder 
griechisch werden. Der Druck aber, den die 
„griechischen“ Freischärler im Epirus. in Thessa- 
lien und anderen Teilen Griechenlands ausüben, 
ist vielleicht eines Tages in der Lage, Grie- 
chenland zur Bildung eines einheitlichen, 
selbständigen Mazedoniens unter kommunistischer 
Verfassung geneigt zu machen. 


Eine solche Lösung dieses sicher schwierigsten 
Balkanproblems aber brächte eine Abtrennung 
Thraziens vom übrigen Griechenland mit 
sich. Erst durch den Vertrag von Neuilly wurde 
dieses Gebiet 1919 zu Griechenland geschlagen 
und erst mit der Umsiedlung der kleinasiatischen 
Griechen 1922 griechisch bevölkert (und die Tür- 
kei erhielt den Teil Thraziens bis zur Maritza- 
mündung durch den Vertrag von Mudania zurück). 
1941 wurde das Gebiet (mit Ausschluß einer „Neu- 
tralen Zone“ um Didimothekon und Souflion ge- 
genüber der europäischen Türkei) von Bulgarien 
besetzt. So grausam ging die Besatzungsmacht vor, 
daß gegen Ende des Krieges kaum noch männliche 
Griechen in jenen Gebieten lebten. Berücksichtigt 
man diese Tatsachen. so scheint ein weiterer Ver- 
zicht Griechenlands auch auf diese Gebiete zu- 
gunsten Bulgariens denkbar. Schon heute bemüht 
sich Letzteres um Errichtung eines Freihafens in 
dem kleinen Hafen Dede-Agatsch an der Aegaeis 
und um Prioritätsrechte auf der von Swilengrad 
im Maritzatal dorthin führenden Eisenbahn. Da- 
mit aber wäre erneut die vollständige Umschlie- 
Bung des europäischen Teils der Türkei durch 
die Bulgaren gegeben, die 1941 deutscherseits in 
Erkenntnis der großen Gefahren für den Frieden 
in diesem Angelpunkt europäischer Strategie durch 
Schaffung der genannten „Neutralen Zone“ ver- 


mieden wurde. Man weiß auch auf englischer 
Seite sehr wohl, daß eine noch so gut befestigte 
Kataldscha-Linie zwischen Edirne und Konstan- 
tinopel die Bulgaren kaum davon abhalten wird. 
in einem Anlauf bis zu dem nur 180 Kilometer 
entfernten Istambul vorzustoßen und mit einer 
Rechtsschwenkung dann die Dardanellen vom 
Lande her zu besetzen. 


IX. 

Nicht weniger kompliziert ist aber der Kampf 
Rußlands um die Dardanellen auf deren asiati- 
schem Ufer. Mußten wir eben von Triest her aus- 
holen, um die russischen Pläne möglichst vollstän- 
dig zu umreißen, so ist es hier angebracht, von 
Osten herzukommen. 

Verständlich wird. vieles erst, wenn man sich 
bewußt wird, daß die heutige Türkei ein er- 
obertes Land darstellt. Das staatstragende Volk 
der Türken ergriff erst in gar nicht allzu ferner 
Zeit von ihm Besitz. Die völlige Umwandlung des 
seit dem 13. Jahrhundert Byzanz nach und nach 
abgerungenen Landes, die vollständige Ersetzung 
der christlich-byzantinischen Kultur durch die mo- 
hammedanisch-türkische ist eine der bedeutendsten 
Leistungen in der Geschichte des Vorderen Orients. 
So fest mit diesem Boden ist die Türkei heute ver- 
bunden, daß die Abtrennung der anderen erober- 
ten Gebiete in Europa, Asien und Afrika in den 
Jahren 1912 bis 1922 zu einer immer stärkeren 
Ausprägung eines „jungtürkischen“ Nationalbe- 
wußtseins führte. Die Säuberung des verbliebenen 
Staatsgebiets von Griechen und Armeniern, der 
Kampf um eine neue, vom arabischen unabhän- 
gige Schrift, die Abschaffung des Islam als Staats- 
religion und damit auch die Beseitigung des Kali- 
fats, die ehrliche Freundschaft mit dem gleichzeitig 
aufwachsenden antialliierten Sowjetrußland, das 
sind einige der ersten Farben auf der neuen Pa- 
leite. 

Aber Rußland wurde stark und das Bild än- 
derte sich erheblich. Noch 1936 konnten sich die 
beiden Schwarzmeermächte auf eine Beschränkung 
ihrer Flotten in jenem Binnenmeer einigen, die 
Verhandlungen von Montreux brachten aber be- 
reits die neuen alten russischen Absichten klar 
zum Ausdruck. Als Uferstaat des Schwarzen Mee- 
res konnten seine Kriegsschiffe wohl jederzeit die 
Dardanellen durchfahren, doch stand der Türkei 
nunmehr das Recht der Wiederbefestigung der 
Meerenge zu. So wechselte denn Rußland seine 
Taktik und es begann eine Reihe von Versuchen, 
die Türkei als Ganzes in ihren Machtbereich auf 
kaltem Wege einzubeziehen. In erster Linie war 
es hier Deutschland. dıs durch seinen umfang- 
reichen Handel mit der Türkei und durch seine 
Lieferung von Kriegsmaterial — Tigerpanzer gin- 
gen dorthin, noch ehe sie die eigene Truppe im 
Osten einsetzte —, die der türkischen Regierung 
die Haltung erleichterte. Die Bevölkerung aber 
war so kompakt antirussisch eingestellt, daß bis 
heute nur ganz vereinzelte kommunistische Zellen 
gebildet werden konnten. 

So versuchte denn Rußland den Weg über die 
Minderheiten. Ich erinnere mich, noch im vori- 
gen Jahre eine kommunistische Illustrierte aus 
Wien gelesen zu haben, in welcher umfangreich 
dargestellt wurde, wie Sowjet-Armenien aufblühe; 
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und man zeigte Armenier, die seit 20 Jahren 
(eben nach jener Vertreibung der Armenier aus 
Syrien, die Franz Werfel in seinem Roman ..Die 
Hundert Tage des Musa Dagh so erschütternd 
darstellte) in der Welt umhergeirrt waren und 
jetzt in Transkaukasien eine neue Heimat gefun- 
den hatten. Nationalbewußter Armenier sein sollte 
eben von jetzt an nur noch im Rahmen der Sow- 
jetunion moglich sein. Damit war ein großer Keil 
in die Bevölkerung der Türkei getrieben worden. 
denn diesseits der russisch-türkischen Grenze leb- 
ten im Raume zwischen Van-See und Schwarzem 
Meer ein Vielfaches mehr an Armeniern als in 
der Sowjet-Union. Auf dieses Gebiet aber ist da- 
mit unter der Hand der russische Anspruch ge- 
richtet und die Türkei erinnert sehr wohl. wie 
schon im ersten Weltkrieg Trapezunt von den 
Russen besetzt war und wie schwer es war, in 
jenen Gebirgsgegenden Rußland entscheidend ent- 
gegenzutreten. Mag auch das damals noch sehr 
lückenhafte Eisenbahnnetz mit zu dem fürchter- 
lichen Reinfall Enver Paschas beigetragen haben, 
der mit der damals besten türkischen Armee von 
90.000 Mann auszog und hei dem Umbherirren in 
weglosen Hochgebirgsgegenden 78.000 Mann ver- 
lor, ohne jemals sein Vorhaben, in den Rücken 
der bei Kars stehenden russischen Truppen zu 
gelangen, auch nur andeutungsweise ausführen zu 
können, mag auch die Lieferung deutscher. eng- 
lischer, amerikanischer und russischer Panzer wäh- 
rend des letzten Krieges nicht nur zu einem mu- 
seumsähnlichen Nebeneinander von Tiger, Mare II 
und T 34 geführt haben, so bleibt dennoch Tat- 
sache, daß auch heute wieder das russische Eisen- 
bahn- und Straßennetz einen viel besser erfaß- 
haren Bereitstellungsraum geschaffen hat. als die- 
ses auf türkischer Seite trotz aller amerikanischen 
Schienen- und Lokomotivenlieferungen zumindest 
bis jetzt der Fall ist. Nicht wenige der heimge- 
kehrten deutschen Kriegsgefangenen berichteten 
davon, daß sie an Straßen bauten. die hinter der 
türkischen und der persischen Grenze entlang 
jühren. 

Aber auch dieTürken sellist sind ja nichts mehr 
als eine Minderheit! Kamen sie doclı aus Tur- 
kestan. wo noch heute Millionen von Menschen 
die gleiche Sprache sprechen und derselben Re- 
ligion huldigen. Die staatliche Formung dieser 
Gebiete in verschiedenen Sowjetrepubliken, die 
wirtschaftliche Belehung und offensichtliche För- 
derung ihrer kulturellen Bestrebungen, alles die- 
ses zudem noch auf dem Wege nach Westen pro- 
pagandistisch verklärt und verherrlicht, haben in 
der Türkei aufblicken lassen. So sehr man den 
Russen fürchtet, ja haßt, so leicht neigt man sein 
Ohr allem, was aus den turkestanischen Republi- 
ken kommt. Was mit den Armeniern „im kleinen“ 
versucht wird. betreibt die russische Planung bei 
den Türken im Großen. Die Methoden sind ganz 
stur immer wieder die gleichen: die Denkart der 
Menschen wird erschüttert, sein Widerstand von 
innen heraus zerbrochen, dann muß er fallen, 
wie eine reife Frucht. Die großen seelischen Strö- 
mungen, die den modernen Menschen packen, die 
nationalen und sozialen, müssen in den Dienst des 
Bolschewismus gestellt werden. Jeder nationale 
und soziale Kampf führt daher dank der sicheren 
Anwesenheit getarnter Vertreter des Bolschewis- 


mus und der sicheren Bekämpfung durch die 
kurzsichtigen Herren im Westen zu deren Nie- 
derlage. Darum aber war ja auch gerade der Fall 
Mindszenty so katastrophal für die Russen, weil 
hier erstmalig wieder ein Patriot aufstand, ein na- 
tionaldenkender Mensch, der nicht mit den 
Russen ging, und weil die Russen gezwungen wa- 
ren, gegen diesen Patrioten vorzugehen. 
Sonst überlassen sie solches immer gerne 
ihren eifrigen Handlangern im Westen und 
begnügen sich hinterher gar noch damit, de- 
ren Vorgehen anzugreifen. „Sind wir schuld, daß 
man uns „Kriegsverhrecher“ ausliefert?“ sagen sie 
mit frommem Augenaufschlag und schen lodert 
neuer Haß gegen die Westmächte auf. Diese aber 
graben tüchtig und fleißig weiter an ihrem eige- 
nen Grab, verblendet von nationalistischem Haß 
oder im Aufstellen unerfüllbarer sozialer For- 
derungen. 


X. 


»Wir brauchen eine Reform der Besitzverhält- 
nisse“ heißt es im Programm der kommunistischen 
Tudeh-Partei im Iran. 1946 war diese Partei noch 
so stark, daß Teheran, die Hauptstadt. einen 
Tudeh-Gouverneur hatte und auch in der Regie- 
rung Tudeh-Minister saßen. Erst, als auf englische 
Bemühungen hin im Süden des Landes ein Auf- 
stand der Feudalherren ausbrach, kam es zu einer 
Regierungsneubildung ohne Kommunisten. Diese 
erreiehten in der kurzen Nachkriegszeit aber be- 
reits die Bildung einer Sonderverwaltung von 
Azerbeidjan, deren Ausbau nach den Richt- 
linien einer in Taehris etablierten Nationalver- 
sammlung erfolgt. Eine eigene Nationalbank mit 
einem Kapital von 5 Millionen Rials (etwa 38 000 
Pfund) wurde errichtet und eine einschneidende 
Steuerreform zugunsten der ärmeren Schichten 
durchgeführt. Kam es also auch im übrigen Per- 
sien nicht zur beabsichtigten Aufteilung des Land- 
besitzes unter den Bauern (und ebensowenig zu 
dem vorgesehenen Gesundheits- und Erziehungs- 
programm), so bildete sich doch auf iranischem 
Boden bereits ein Fremdkörper, den das eng- 
lische Eingreifen 1946 nicht mehr rückgängig ma- 
chen konnte. Die Lücke, die dadurch entstanden 
war, daß die mit der Versorgung Sowjetrußlands 
(vom Hafen Korrashar aus auf der neuerbauten 
Straße über Teheran und Taebris) betrauten Ame- 
rikaner nicht politisch eingriffen, war nicht mehr 
zu schließen. Die für ganz Persien erteilte Oel- 
konzession an Rußland konnte durch Nichtratifi- 
zierung im persischen Parlament wieder aufgeho- 
ben werden. Was aber seitdem in Azerbeidjan ge- 
schieht, weiß man eigentlich wohl nur in Moskau. 
In kluger Voraussieht hatte man ja schon eine 
Sowjetrepublik Azerbeidjan geschaffen. Ist auch 
die Sprache dort eine andere als im Raume um 
Taebris herum, so soll doch der gemeinsame Name 
die Vereinigung erleichtern. Taebris in russischer 
Hand aber bedeutet, daß auch weitere Teile des 
Iran abhängig werden, denn aus dem Norden des 
Landes kommen die Lebensmittel. Und wenn man 
erfährt, daß 34 des russischen Oels aus der Sow- 
jetrepublik Azerbeidjan kommt, dann mag man 
ermessen, was sich Moskau von dem benachbarten 
Taebris erhofft und vielleicht auch, warum Eng- 
land die Russen eigentlich lieber etwas mit Berlin 
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beschäftigt sieht. Nur so macht sich die Luft- 
brücke bezahlt. ..Wir sind auf einer Woge von Oel 
zum Siege geschwommen“, meinte der britische 
Außenminister Curzon nach dem ersten Weltkrieg. 
Kein Wunder, daß man den guten Iwan daran hin- 
dern möchte. auf ähnlichen Wogen zu schwimmen. 


Die große und weltentscheidende 
Frage aber ist. ob die Hereinziehung der Russen 
nach Europa und der Versuch, sie dann dort zu 
schlagen, wirklich dem Vorderen Orient mit Pa- 
lästina als Mittelpunkt den Frieden bewahrt, ob 
nieht die Strategie des Atlantikpaktes die Kultur- 
substanz Europas opfert ohne den Bolschewismus 
überhaupt zu treffen — denn die kürzeste Angriffs- 
linie verläuft nun einmal unter Verwendung der 
weiten Meeresarme Schwarzes Meer und Persischer 
Golf und unter Beeinflussung der nichtrussischen 
Randvölker der Sowjetunion von Süden her nach 
Baku. Stalingrad. Turkestan und Sibirien. Von dort 
her gelangten Perser und Griechen in das weite 
Land, von dort gelang den mosaischen Chasaren 
vor 1300 Jahren die Reichsgründung, von dorther 
unterjochten sich die Tataren die weiten Steppen, 
dort schlugen bereits einmal die Heere Europas 
vor etwa 100 Jahren entscheidend das Zarenreich 
bei Balaklava, von dort drangen Engländer, aus 
Afghanistan kommend, 1919 bis an den Nordrand 
der Kaspi vor und auf dem gleichen Wege des 
geringsten Widerstandes lieferten die Amerikaner 
ihrem Bundesgenossen noch im letzten Kriege den 
kriegsnotwendigen Nachschub. Der Kampf der 
deutschen Sozialdemokratie und die massiven War- 
nungen De Gaulles, Europa nicht in ein Aben- 
teuer zu stürzen, erfahren so wesentliche Unter- 
»tützung durch mannigfaltige geschichtliche Aus- 
wirkungen unveränderlicher geographischer Ge- 
gebenheiten. Auch die geschickt angesichts der 
Erkenntnis ihres schwächsten Verteidigungsstriches 
von der Sowjetunion geförderte Schaffung Israels 
im Vorfeld dieser Grenze versetzt noch nicht die 
Berge, Steppen und Völker. Es wird sich zeigen 
müssen, ob diese Gegebenheiten nicht auch den 
seit Trumans Wiederwahl für die Weltstrategie 
maßgeblich gewordenen Kräften ein unüberwind- 
liches Veto: Hie Rhodos, hie salta! entgegenstel- 
len werden. 


Bis dicht an die Grenzen Afghanistans füh. 
ren die Eisenbahnen Rußlands heran und folgen 
ihnen dann entlang dem russischen Ufer des Amu- 
Darja. Das innerafghanische Straßennetz aber, das 
weiterführen soll, blieb mit Vertreibung der deut- 
schen OT-Kommission und ihrem umfangreichen 
Mitarbeiterstab unvollendet. Bis lange in den 
Krieg hinein war nach Erteilung aller wesentlichen 
Konzessionen an das Großdeutsche Reich diese 
Kommission daran gegangen, die zur Erschließung 
des reichen Landes notwendigen Straßen und 
Bahnen zu bauen. Noch nach dem Kriege wurde 
von deutscher Seite den Engländern vorgeschla- 
gen, diese Arbeiten wieder aufzunehmen. Der Vor- 
schlag wurde abgelehnt, denn nicht wie noch zu- 
letzt 1919, war denkbar, daß britische Truppen 
nach Turkestan vordringen würden, es galt im Ge- 
genteil das Vordringen der Russen nach Süden zu 


verhindern. Darum darf Aighanistan heute nicht 
erschlossen werden. Darum auch stehen noch eng- 
lische Verbände am Khaiberpaß und Pakistans 
Verbleiben im Commonwealth wurde durch man- 
che politische Maßnahme erleichtert. 


XL. 


Bis zum Jahre 1917 war es noch in gewisser 
Weise berechtigt, die großen von den Russen im 
vergangenen Jahrhundert eroberten Gebiete Trans- 
kaukasiens, Turkestans und Sibiriens als Kolonial- 
gebiete zu bezeichnen. Unter der alles umfassen- 
den Sowjetherrschaft aber wirkte sich der geogra- 
phische Zusammenhalt sehr schnell zu einer voll- 
ständigen wirtschaftlichen und politischen Ver- 
schmelzung dieser Gebiete mit dem „Mutterlande“ 
aus. Die zaristischen Eroberungen ermöglichten 
es so den neuen Herren im Kreml, ihr Experiment 
gleichzeitig auf eine große Zahl nicht-russischer 
Völker auszudehnen. Täuschen wir uns auch nicht 
darüber, daß für die kommunistische Infiltration 
keineswegs der geographische Zusammenhang 
notwendig ist — der vorjährige Aufstand in 
Bogotä hat hoffentlich Vielen die Augen geöff- 
net —, so erleichtert er doch wesentlich alle Tä- 
tigkeit. 

Es gibt seit über 20 Jahren eine kommunistische 
Partei Chinas. Es gibt seit über 10 Jahren ei- 
nen kommunistischen Staat in China, Yenan. Und 
diese Partei, dieser Staat, werden in erster Linie 
und ausschließlich von Chinesen geführt. Das ist 
der wesentliche Unterschied zu der bolschewisti- 
schen Revolution in Rußland 1917. Und diese 
Chinesen sind nicht einmal immer außenpolitische 
Verbündete Sowjetrußlands gewesen. 1945 noch 
betonte Mao Tsetung, „daß der chinesische Kom- 
munismus eine spontane chinesische Bewegung 
darstellt. die weder mit Moskau politisch hiert 
sei, noch etwas mit dem doktrinären Marxismus 
ä la Moskau zu tun hätte und sagt in seinenı 
Buche „Die neue Demokratie“ von den marxisti- 
schen Dogmatikern „Wir sollten ihnen sagen, daß 
Dogmen wertloser als Jauche sind. Denn Jauche 
kann man als Düngemittel benutzen und Dogmen 
sind nicht einmal dafür gut“ ''). Die soziale Neu- 
ordnung Chinas geht nach anderen Maßstäben vor 
sich als dieses von einem Trotzky oder auch ei- 
nem Shdanow gewünscht worden wäre. 


Erst nach der Zerstörung der Ostasiatischen 
Wohlstandssphäre japanischer Prägung erfolgte 
die enge Verbindung der chinesischen Kommuni- 
sten mit Moskau. Die Verbindung Tschiang-Kai- 
Sheks mit den Amerikanern trieb sie in die Arme 
des Nachbarn im Rücken. So, wie einst Titos 
Armeen nach der Besetzung Belgrads durch die 
Russen mit russischen Panzern vorrückten, um 
den ganzen Staat zu besetzen und sich gar der 
Städte Triest und Görz bemächtigen konnten, so 
konnte nach der Beseitigung des Staates Mand- 
schukuo durch die mit Atombomben viehisch er- 
zwungene japanische Kapitulation die Ausrüstung 


214) Einem Artikel von Lily Abegg in der ..Weltwoche'* 
entnommen. 
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ler kommunistischen Volksarmee in der Mand- 
schurei vor sich gehen und nach anfänglichen Er- 
folgen der Nationalisten (die, unterstützt von ame- 
rikanischer Luftwaffe, Mukden besetzten). begann 
der Siegesmarsch der Kommunisten an den 
Jangise und über ihn binaus. 





Damit ist mehr als halb China in den Händen 
der chinesischen Kommunisten und es fragt sich. 
ob die damit aus Chinesen zu bildende Macht genü- 
gen wird, um auch den Süden (bei gleichzeitiger 
innerer Bearbeitung) zu erobern, oder ob infolge 
weiterer amerikanischer Waffenlieferungen auch 
weiterhin russische Hilfe notwendig sein wird. 
Hat England auf Grund dieser Ueberlegungen in 
Washington abgeraten, Tschiang-Kai-Shek zu un- 
terstützen? Ist ihm daran gelegen auch im Osten 
einen „Fall Jugoslawien“ unter Berücksichtigung 
der gewichtigen rassischen und geistigen Kräfte 
Chinas zu bilden? Sicher ist jedenfalls. daß ähn- 
lich wie in Jugoslawien auch im roten China die 
Kraft der neuen Lehre voller jugendlichen Unge- 
stüms ist und in ihrer bislang bewahrten völki- 
schen und sozialen Sauberkeit auch dazu fähig ist, 
zukünftig ein wesentliches Wort bei der Entschei- 
dung des Schicksals dieser Welt mitzuxprechen. 


In dem russischen Kampf um den Fernen Osten 
sind die Führer der chinesischen Kommunisten 
nur eine der eingesetzten Gruppen. Schon in den 
vergangenen Jahrzehnten hat Sowjetrußland viel 
mehr auch dauernd direkt über seine asiatischen 
Grenzen hinweg in größtem Stile in die Geschicke 
der Nachbarprovinzen eingegriffen. Berücksichti- 
gen wir, daß Sinkiang und die Mongolei 
an Ausdehnung und auch an Bodenschätzen China 
bei weitem übertreffen, daß der Besitz dieses Rau- 
mes nicht nur einen in sich geschlossenen Halb- 
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kreis um das Reich der Mitte bilder). sondern 
auch Indien und den südostasiatischen Raum be- 
rührt, so wird verständlich, warum Moskau schon 
zu so frühem Zeitpunkt mit der Erschließung sei- 
ner iurkestanischen Grenzgebiete, mit der Anlage 
von strategischen Stichbahnen und der Entsendung 
von Agenten in die chinesich-turkestanischen Tü- 
ler und die Steppen der Mongolei begann. 


Die Sache begann ganz harmlos. 1920 verzichtete 
Rußland gegenüber dem chinesischen Gouverneur 
in Urumtschi auf seine (seit dem Vertrag von 
Kuldja, 1851 bestehenden) Exterritorialitätsrechte 
in Sinkiang und 1924 gar auf alle Exterrito- 
rialrechte auch im übrigen China. Es war die 
Zeit. da dogmatische Gedankengänge Lenins sich 
noch in der Politik auswirken konnten '"). Aber 


35) Der erste Schritt Dschingis-Khans, nach Einigung 
der mongolischen lTorden war die Froberung Nord- 
ehinas. Tungusen und Mardschus sind andere Beispiele 
dafür, daß jede staatliche Ordnung in Zentralasien das 
Chinesische Reich in Abhängigkeit hrachte. 

3) In Lenins Broschüre „Die Aufgaben des Prole- 
taviates in unserer Revolution‘‘ wird der Annektionis- 
mus als Folgeerscheinung der zum Imperialismus über- 
steigerten kapitalistischen Ordnung gekennzeichnet und 
vom  proletarischen Staat grundsätzlich abgelehnt. 
So fordert er die Veröffentlichung und Anprangerung 
der zwischen 1014 und 1917 zwischen der zaristischen 
Regierung und den Westmächten geschlossenen Kriegs- 
zielabkommen. Diese Kriegsziele ausdrücklich ge- 
nannt werden die Aufteilung Persiens. die Ausplünde 
rung Chinas und der Türkei, die Zergliederung Oester- 
reichs, der Raub Westpreußens und der deutschen RKo- 
lonien — seien für das zur Macht gelangte russische 
Proletariat undiskutabel (vgl. dazu die Schrift „Ost- 
wärts der Oder und Neisse‘‘, Wissenschaftliche Ver- 
lagsanstalt Hannover 1949). 

Aber Marx predigte auch „die Solidarität aller, die 
Arbeiterantlitz tragen‘* und dennoch wurde reeht un- 
solidarisch gegen alle deutschen Arbeiter vorgegangen 
als der russische Imperialismus 1945 siegte. 
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sehon 1922 dringt russisch-kommunistische Propa- 
ganda mit Hinweisen auf die Agrarreform in Rus- 
sisch-Turkestan in die chinesischen Gebiete ein. 
1925 werden russische Konsulate errichtet und der 
Handel mit Rußland dehnt sich derart aus. daß 
russisches Geld die Münze des Landes wird. Die 
Folge sind geringere Einkünfte der chinesischen 
Beamten an Karawanen nach China und daraufhin 
der Versuch, einen Ausgleich in höheren Steuern 
und Abgaben zu finden. Die Unzufriedenheit ge- 
gen die chinesischen Beamten steigt. So eng wird 
die Verbindung mit Rußland dabei, daß der Kon- 
sul des Sinkiang 1928 in Semipalatinsk erklärt. 
„daß seine Heimat in Zukunft den eigenen und 
nicht mehr chinesischen Interessen gehorchen wer- 
de“. 1931 wurde die Turksib erbaut und eine Zweig- 
bahn führte bis Osh in die Nähe der hier recht 
gebirgigen Grenze. Damit war die Reise von 
Kaschgar nach dem russischen Taschkent auf fünf 
Tage verkürzt worden, die Reise nach dem anglo- 
indischen Srinagar aber dauert weiterhin 20 Tage 
und führt zweimal über 4000 m hohe Pässe. 1932 
unterzeichnete der chinesische Gouverneur in 
Urumtschi dann persönlich einen geheimen Han- 
delsvertrag mit der UdSSR. Zugleich aber ver- 
stärkte sich die Ausbeutung des Landes durch seine 
Unterbeamten, vermehrt noch durch eine Zwangs- 
enteignung turkmenischer Bauern zugunsten chi- 
nesischer Flüchtlinge aus dem Kansu (sie waren 
von dort infolge des Dunganen-Aufstandes seflo- 
hen) ). sodaß es zu großen Unruhen im Sinkiang 
kam. Unter Führung des Dunganen Ma Djun Yinz 
erhoben sich die Turkmenen im südlichen Sin- 
kiang, versuchten aber vergeblich die Eroberung 
Urumtschis. Erneuten Aufschwung nimmt die Be- 
wegung dann unter Führung der drei Emire von 
Khotan und nach Eroberung des chinesischen 
Jarkand wird im November 1933 die Republik 
Ost-Turkestan ausgerufen. Nach zweimenatigen 
Verhandlungen erkennt aber dieser neue Staat die 
Oberholheit Urumtschis und damit Chinas wieder 
an unter gleichzeitiger Beibehaltung ihrer eigenen 
Verwaltung. Aus dem Nordosten zurückflutende 
Dunganen besetzen kurz darauf ihrerseits Kasch- 
gar und Turkmenen wie Kirgisen fliehen aus die- 
sent Teil der mohamedanischen Republik in die 
Berge. Ma aber begibt sich nach Rußland und 
wird von der Taschkenter „Prawda Vostoka“ als 
der Führer der armen Bauern gegen das militäri- 
«che Feudalsystem Sinkiangs bezeichnet. 

Ein englischer Generalkonsul in Kaschgar ist ge- 
treuer Zeuge aller dieser Ereignisse, doch reicht 
seine Macht nicht über eine laufende Registrie- 
rung der Vorgänge hinaus. Mit seiner Hilfe wird 
der Handel mit Kaschmir mühsam aufrechterhal- 
ten und die hohen Transportkosten ausgeglichen, 
Doch Rußland, das schon bisher die gesamte Woll- 
erzeugung des Landes übernahm und auch bereits 
einige Bergwerke im Norden ausbeutete, drang im 
Januar 1949 in Nanking. völlig unabhängig von 


t:; Dunganen sind chinesische Mohamedaner. Die 
Religion bewirkte hier eine starke Veränderung des 
Charakters der Menschen. Im (egensatz zu den be- 
nachbarten Volksteilen sind sie außerordentlich krie- 
gerisch und politisch interessiert. Es ist die gleiche 
] reinung, die wir auf dem um 1250 islamisierten 
a haben. Die rassisch gleich besiedelten anderen 
Sunda-Inseln mit vorwiegend buddhistischer Bevälke- 
rung machen ja den IIoliändern unvergleichlich weniger 
Schwierigkeiten 








den chinesischen Kommunisten. auf Erteilung noch 
weitergehender Konzessionen besonders hinsicht- 
lich der vorhandenen Kohlen- und Goldminen und 
der vermuteten Uranvorkommen. 


Die Russen haben aber nicht nur in Kaschgar 
einen Generalkonsul, sondern auch einen Konsul 
in Khotan. Das aber liegt schon ein ganzes Stück 
weiter ostwärts auf der Seidenstraße und auch et- 
was näher dem Tibet. Ursprünglich sollen die 
Engländer einmal die Absicht gehabt haben“), ei- 
nen zentralasiatischen Staat zu schaffen, der Sin- 
kiang, Tibet und das kornreiche Seischuan umfaßt. 
Heute bemühen sie sich, die Sowjels wenigstens 
von den beiden zuletzt genannten Gebieten {ern 
zu halten. Sie verbreiten die Auffassung (die wohl 
auch den Tatsachen entspricht), daß die tibetani- 
schen Herrscher, die Lamas, in ihrem Sich-Fern- 
halten vom Weltgetriebe, ihrer traditionellen Poli- 
tik der „masterly inaction“ in Ruhe gelassen wer- 
den möchten und sie hoffen auf die geistige Schutz- 
mauer, die sich um diese Hochfläche legt. Ja. 
man greift in die Geschichte zurück und erinnert 
an das gescheiterte kommunistische Experiment 
des tibetanischen Herrschers Muni Tsempo, um zu 
beweisen, daß trotz vieler Parallelen zwischen 
Buddhismus und Kommunismus die russische Ein- 
(!ußnahme aus geistigen Gründen mit großen 
Schwierigkeiten zu kämpfen habe’). Wie in an- 
deren Breiten bemüht sich somit auch hier Albion 
um die Erhaltung eines gewissen Gleichgewichts- 
zustandes in Zentralasien und vorerst noch sucht 
der zum Himalaya hinaufschauende indische Bauer 
nur, wie bisher, die sehnsüchtig erwarteten 
Monsunwolken am Himmel. Vielleicht wird er ei- 
nes Tages von dorther aber Anderes erwarten. 

Denn Berge sind kein Hindernis mehr, auch 
nicht, wenn sie sieben und achttausend Meter hoch 
sind. Federleicht schwingt sich die kommunisti- 
sche Ideologie über sie hinweg. Schon heute ja 
ist der mehrfache Kamm der asiatischen Falten- 
gebirge überschritten und als Kommunisten ver- 
sehrieene Karen besetzten Mandalay, der in Mos- 
kau geschulte Ho Shi Min war zeitweilig der von 
Frankreich anerkannte Präsident der Regierung 
von Viet Nam. die Engländer kämpfen um den 
Besitz ihrer Protektorate auf Malakka und die 
Holländer behaupten nieht ganz zu Unrecht, daß 
die von der UN und einer gewissen Weltpresse 
unterstützien Indonesier nur eine Aufgabe im 
Weltrevolutionsplan zu erfüllen haben. Die Zer- 
störung der arıverwandten japanischen Herrschaft 
in Ostasien führte nicht die „befreiten“ Völker 
selber an die Macht. sondern wurde zur Stunde 
des internationalen Gelichters, das hier willige 
Landsknechte für seine Pläne findet. 


Bis zur Mitte des vorigen Jahres wurde von den 
Russen in der Mandschurei demontiert. 
Seitdem wird aufgebaut. War vorher dieses m 
jeder Beziehung reiche Land Teil des japanischen 
Wirtschaftsraumes, so wird es jetzt in den russi- 
sehen eingegliedert. So reich an Erzen, an Kohle, 
an Lebensmitteln ist dieses Land, daß man ge- 
sagt hat, dessen Besitzer sei der Herr der Welt 
von morgen. 


33) Vgl. Pravda, Moskau, vom 15. 8, 1933. 
>>) Vel. den Aufsatz „Tibet zwischen den Mächten‘ 
in der „Tat‘‘, Zürich, 24. Dezember 1947. 
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Lunosuramuuer ee te 
de ‚ 


An ihrem nördlichen Rande liegt das autonome 
jüdische Gebiet Birobidjan. Im Judentum 


en h Os" bnikal 5. 
>is x Kemgrad” '€ n 
He; 

wüste Gobi 


Inn ere Mongole i 


Noch bevor es zu irgendeinem Friedensvertrag 
kam, geschweige denn zu einer Einigung mit den 


selbst gehen die Ansichten über diese Lösung des USA, besetzte Sowjetrußland bereits 1945 ganz 
jüdischen Problems sehr auseinander. Meinen die Sachalin und die Kurilen. Es nahm damit 


einen ®), daß hier eine Zwangsverschickung statt- 
gefunden habe. daß das Leben äußerst primitiv sei 
und vor allem ja noch nicht einmal 100.000 Per- 
sonen hier ein eigenes staatliches Leben aufbauen 
konnten, so betonen andere wieder (insbesondere 
Ilja Ehrenburg), daß sich hier das Wesen der 
Sowjetunion als einer Vereinigung gleichbe- 
rechtigter Völker am deutlichsten zeige. Das 


wieder Besitz von Gebieten, die ihm auch vor dem 
Frieden von Portsmouth, 1905, gehört hatten. Da- 
mit aber ist es nicht nur im Besitz wichtiger Erd- 
ölvorkommen, sondern kann Japan jederzeit von 
den lebenswichtigen Fischereigründen im Ochots- 
kischen Meer ausschließen. 


Berücksichtigt man darüber hinaus, daß Ruß- 
land trotz mehrfacher amerikanischer und chine- 


ee A suene sscher Proteste seit 1945 ununterbrochen Herr in 
K scheint eben \ ie Volkssenorsen : im Port Dairen und Port Arthur ist, daß es inNor d- 


Westen nicht zu genügen. Birobidjan ist für 
sie einer der Punkte, die das Vertrauen in die 
zunächst befreundete Sowjetunion einstweilen 
wieder sinken ließen. Die geographische Lage aber 
dieses Gebietes gestattet es, seine Bewohner fern 
von den kommenden kriegerischen Entwicklungen 
in der Nähe zukünftiger wirtschaftlicher Macht- 
zusammenballungen bereit zu halten. 


2») Vgl. die vielfachen Ausführungen in „Forwertz‘*, 
New York. 


korea eine ihm zugetane Volksdemokratie er- 
richten konnte und seinen Einfluß auch auf Süd- 
korea ausdehnte, so ergibt sich das Bild eines ab- 
geschlossenen Herrschaftsraumes an der Pazifik- 
küste, der heute keineswegs mehr sich nur auf 
den einzigen eisfreien Hafen Wladiwostok stützt, 
sondern mit einer breit angelegten Front auch ver- 
mehrte Ausstrahlungsmöglichkeit auf die Weiten 
des Großen Ozeans mit seinen vielen, reichbevöl- 
kerten Inselgruppen gestattet. Eine nach dem 
Kriege stark vermehrte Handelsflotte befährt re- 
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gelmäßig die Routen zwischen den russischen 
Schwarzmeerhäfen und den Häfen am Pazifik. 


SCHLUSS. 


In diesen Tagen rüstet die westliche Welt gegen 
einen Angriff der Sowjetunion. Vielfältig sind die 
Faktoren, die der Bolschewismus herausforderte. 
Schien es noch vor einem Jahr. daß unter ihnen 
die nationalen Kräfte in den Vereinigten Staaten 
die Führung übernehmen würden. so zeigte sich 
nach der Wiederwahl Trumans und dem Abtreten 
Marshalls, Foster Dulles, Eastmans und vieler Re- 
publikaner, daß Truman selbst mit seinem zu- 
meist schon unter Roosevelt hervorgetretenen Mit- 
arbeiterkreis persönlich die Führung und Lenkung 
der Kräfte übernahm, Erst die Zukunft wird nun 
zeigen. inwieweit der Vatikan, die englische Dipln- 
matie und einige europäische Kabinette so zu 
„Mitläufern® wurden. Wird auch hier wie stets 
in der Geschichte der Erfolg den Schein des 
Rechts verleihen. so mag wohl in Erinnerung der 
schweren Verluste des mit seiner Völkervernich- 
tung noch nicht einmal beendeten sogenannten 
Zweiten Weltkrieges die Warnung an die Staats- 


lenker und ihre Ilintermänner berechtigt sein, 
abendländische Kultursubstanz zu schonen.”) Es 
könnte andernfalls sehr wohl auch den Ueber- 
lebenden diese Welt zur Hölle werden. Vor allem 
wurite ja wohl die Gefahr bestehen, daß die Vöh 
ker müde werden der Unrast des Ahasver-Daseins. 
in das ınan sie nun schon seit fast zwei Genera- 
tionen allen natürlichen Bindungen und Forderun- 
gen entgegen in immer größerem Umfang bhinein- 
treibt. 

Und noch Eines: „Ein Krieg beginnt immer nur, 
wenn beide Teile an den Sieg glauben“. Schon 
im Burenkrieg hatte Winston Churchill diese Er- 
kenntnis, wie er uns in seinem Buch mitteilt, das 
den Titel trägt „Weltabenteuer im Dienst“. 


=21) Nihere ieh mich damit auch der Forderung 
Walter Lippmanns auf Schaffung eines neu- 
tsalen tiürtels von Norwegen bis Italien, so meine ieh, 
solite diesem modernen „Lotharingien‘‘ auch eingeglie- 
dert werden, was der Sowjetunion von den betroffenen 
Völkern untert st und auch Griecheniund sollte diese 
Neutralität er) en, so wie schon einmal eine große 
Al 1z ein Belgien schuf und erhielt. Voraussetzung 
soleher wahrhaft staatsmännischer Planung aber wäre 
nieht nur, daß die Sieger sich ihr näüherten, sondern 
vor allem auch, daß ein mutiger Besiegter die Rolle 
eines Talleyrand übernimmt. 
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1. Frage: 


Warum Kapitulation? Warum die eigene Unterschrift unter die Bedingungen, 
die der Gegner nach Niederringung unserer Macht entschlossen war, uns aufzu- 
zwingen? 

Konnte man nicht — als der Kampf zur Faree und jeder Widerstand völlig 
zwecklos geworden war und vom Gesner kaum noch als Widerstand empfunden 
wurde -—- als alle Möglichkeiten erschöpft waren nnd die Wehrmacht als Ganzes 
mit nichts dem vorzüglich ausgerüsteten Gegner gegenüber stand, konnte man da 
nicht den eigenen Soldaten. dem eigenen Volk sagen: 

„Unsere Möglichkeiten sind erschöpft: der Ehre ist Genüse getan. Wir können 
nicht mehr kämpfen und stellen den Kampf daher ein. Leistet dem Gegner keinen 
Widerstand mehr, denn er ist sinnlos geworden. Das hätte im Westen geschehen 
können und brauchte im Osten darum nicht auch gemacht zu werden, ließ uns also 
die Möglichkeit, Menschen aus dem Osten zurückzuführen. Der den Teilkapitula- 


tionen zugrunde liegende Gedanke wäre daher also gewahrt geblieben. 


Lönnen. Der Wehrmacht wäre die nicht 


Wir hätten unsere Schiffe versenken 
nur bittere, sondern auch sehr schwierige * frahe der Mitarbeit mit dem bisherigen 
Gegner, zu der uns die Kapitulation ver»flichtet. ersnart geblieben u. a. m. 


Wir haben dies Thema ja schon oft gewälzt! 


Antwort: 
Wie habe ich damals gedacht und warum so gchandelt: 


Ich wurde überraschend am 30. 4. abends Staatsoberhaupt. Ich war mir sofort 
darüber klar, daß ich den Krieg unter Rettung möglichst vieler deutscher Menschen 
so schnell wie möglich beenden wollte. Meine Generalansicht: Im Westen sofort zu 
einem Kriegsende kommen, im Osten dagegen noch einige Tage Zeit zu gewinnen, 
in denen die Armeen und die Bevölkerung aus den Osträumen sich in den von den 
Angloamerikanern besetzten Westraum retten können. 

In der Nacht vom 30. 4. zum 1. 5. setzte ich mich mit Himmler auseinander. 
Am 1. 5. morgens hesprach ich mit dem Finanzminister Graf Schwerin-Krosigk die 
Regierungsbildung und ihre Aufgaben. Anschließend ließ ich mir von Feldmarschall 
Busch und Jodl und Keitel die gesamte Kriegslage vortragen. Ich bestellte mir Ter- 
boven und Dr. Best sowie Generaloberst Lindemann aus Norwegen und Dänemark. 
Seyß-Inquart aus Holland, den Chef des Stabes von Schörner. 

Mir war bekannt, daß der Gegner nur eine gemeinsame, d.h. alle Alliier- 
ten und Kriegsschauplätze betreffende bedingungslose Kapitulation annehmen woll- 
te. Diese Haltung wurde durch eine entsprechende Rundfunkerklärung Eisenho- 
wers bestätigt, die er als Antwort auf meine Erlasse an «las Deutsche Volk und die 
Deutsche Wehrmacht gab; in beiden Erlassen hatte ich meine Absicht, im Westen 


3 


Approved For Release 2002/01/16 : CIA-RDP83-00415R004000200003-1 





Approved For Release 2002/01/16 : CIA-RDP83-00415R004000200003-1 HERERERENN 
sofort Frieden zu machen, im Osten aber noch zur Rettung deutscher Menschen 
weiterzukämpfen, ausgedrückt. 

Die militärischen Lagevorträge am 1. 5. zeigten, daß im Westen der deutsche 
Raum von den amerikanischen Armeen nahezu völlig besetzt war, ein geschlossener 
Widerstand wahrscheinlich nicht mehr geleistet wurde. 

Der einzige noch nicht eroberte Raum im Westen mit einer noch geschlossenen 
deutschen Front lag in Ostfriesland und Schleswig-Holstein gegenüber der engli- 
schen Armee unter Montgomery. Hier wurde noch in einer regulären Front ge- 
kämpft. Dieser Raum lag noch unter englischen Luftangriffen. 

Mein am 1. Mai gefaßter Entschluß war daher, als erstes: Im Interesse der 
Truppe und der Bevölkerung den nutzlosen Kampf um Nordwestdeutschland so- 
fort zu beenden, vor allem auch eine sofortige Einstellung der Luftangriffe auf 
Nordwestdeutschland zu erreichen. Ich wollte daher Montgomery für diesen Raum 
eine Teilkapitulation anbieten. Ich mußte diesen Versuch — trotz der alliierten 
Erklärung einer bedingungslosen Generalkapitulation — machen, andernfalls ich 
meine Hauptabsicht, noch Zeit zu gewinnen für die Zurücknahme von Armee und 
Bevölkerung aus dem Osten, nicht durchführen konnte. Ich konnte daher nicht 
offen an Montgomery funken. Einleitung der Verhandlung durch Feldmarschall 
Busch. Entsendung zur Verhandlung am 2. 5. morgens erfolgte — verzögert, weil 
am 2. 5. die Straßen wegen Jabos unpassierbar waren, nachts vom 2. zum 3.5. 
ebenfalls laufende Luftangriffe über dem gesamten nordwestdeutschen Raum lagen; 
außerdem Autounglück von Friedeburg. 


Es kam für mich damals nichts anderes als das Angebot einer Kapitula- 
lation in Frage. Mit einer offenen Parole, Einstellung des Widerstandes, hätte 
ich die Einstellung der Feindseligkeiten, vor allem der Luftangriffe auf die Städte 
und Straßen nicht erreicht. Der Gegner hätte zweifelsohne erklärt, drücke dich 
nicht um die Kapitulation, und mich durch Feindmaßnahmen dann doch zu die- 
ser gezwungen. Denn eine Erklärung, „Wir leisten keinen Widerstand mehr“, bringt 
für den Gegner nicht das sichere Ergebnis, das er im Interesse s einer Soldaten 
erreichen will und muß, nämlich: Die Soldaten und Waffen‘ des Gegners in seine 
eigene Hand zu bekommen und sich dadurch sicherzustellen. Ganz abgesehen da- 
von, daß die große Politik sich auf solch eine Erklärung nicht eingelassen hätte; 
diese wäre ganz kaltschnäuzig bei ihrer Kapitulationsforderung geblieben und hätte 
nicht eher Befehl zur Einstellung der Feindseligkeiten, z. B. der Luftangriffe ge- 


geben. 
Für die deutsche Seite hätte ich mit einer Erklärung — keinen Widerstand 
leisten — wahrscheinlich erreicht: Auflösung der Truppe (z. T. wird die Parole 


befolgt, z. T. nicht; die vorderste Truppe läuft weg, denn sie sagt mit Recht, wenn 
ich mich nicht mehr wehren darf, haue ich ab, denn ich bin ja nicht sicher, wie 
der Gegner sich verhält), Ausschreitungen und Plünderungen (wir haben es auch so 
schon erlebt). 

Wären trotz einer solchen Erklärung die Luftangriffe weitergelaufen, hätte die 
Bevölkerung mit Recht gesagt: nun ist er zu feige, um zu kapitulieren, und bringt 


nichts anderes fertig, als die Truppe aufzulösen — (die doch im allgemeinen bis 
zuletzt in Einigkeit mit ihren Offizieren war) — und Chaos zu schaffen. 


Zu meiner Ueberraschung stimmte Montgomery meinem Vorschlag zu.Die Luft- 
angriffe hörten ab 3. 5. morgens sofort auf. Er forderte zusätzliche Ausdehnung der 
Kapitulation auf Holland und Dänemark. Ich stimmte diesem zu, da ich keinesfalls 
wollte, daß zum Schluß des Krieges noch Aufruhr und Blutvergießen in diesen neu- 
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1. Frage: 


Warum Kapitulation? Warum die eigene Unterschrift unter die Bedingungen, 
die der Gegner nach Niederringung unserer Macht entschlossen war, uns aufzu- 
zwingen? 

Konnte man nicht — als der Kampf zur Farce und jeder Widerstand völlig 
zwecklos geworden war und vom Gegner kaum noch als Widerstand empfunden 
wurde — als alle Möglichkeiten erschöpft waren und die Wehrmacht als Ganzes 
mit nichts dem vorzüglich ausgerüsteten Gegner gegenüber stand, konnte man da 
nicht den eigenen Soldaten, dem eigenen Volk sagen: 

„Unsere Möglichkeiten sind erschöpft; der Ehre ist Genüge getan. Wir können 
nicht mehr kämpfen und stellen den Kampf daher ein. Leistet dem Gegner keinen 
Widerstand mehr, denn er ist sinnlos geworden. Das hätte im Westen geschehen 
können und brauchte im Osten darum nicht auch gemacht zu werden, ließ uns also 
die Möglichkeit, Menschen aus dem Osten zurückzuführen. Der den Teilkapitula- 
tionen zugrunde liegende Gedanke wäre daher also gewahrt geblieben. 

Wir hätten unsere Schiffe versenken können. Der Wehrmacht wäre die nicht 

‚ hur bittere, sondern auch sehr schwierige Aufgabe der Mitarbeit mit dem bisherigen 
Gegner, zu der uns die Kapitulation verpflichtet, erspart geblieben u. a. m. . 
Wir haben dies Thema ja schon oft gewälzt! 


Antwort: 
Wie habe ich damals gedacht und warum so gehandelt: 


Ich wurde überraschend am 30. 4. abends Staatsoberhaupt. Ich war mir sofort 
darüber klar, daß ich den Krieg unter Rettung möglichst vieler deutscher Menschen 
so schnell wie möglich beenden wollte. Meine Generalansicht: Im Westen sofort zu 
einem Kriegsende kommen, im Osten dagegen noch einige Tage Zeit zu gewinnen, 
in denen die Armeen und die Bevölkerung aus den Osträumen eich in den von den 
Angloamerikanern besetzten Westraum retten können. 

In der Nacht vom 30. 4. zum 1. 5. setzte ich mich mit Himmler auseinander. 
Am 1. 5. morgens besprach ich mit dem Finanzminister Graf Schwerin-Krosigk die 
Regierungsbildung und ihre Aufgaben. Anschließend ließ ich mir von Feldmarschall 
Busch und Jodl und Keitel die gesamte Kriegslage vortragen. Ich bestellte mir Ter- 
boven und Dr. Best sowie Generaloberst Lindemann aus Norwegen und Dänemark, 
Seyß-Inquart aus Holland, den Chef.des Stabes von Schörner. 

Mir war bekannt, daß der Gegner nur eine gemeinsame, d.h. alle Alliier- 
ten und Kriegsschauplätze betreffende bedingungslose Kapitulation annehmen woll- 
te. Diese Haltung wurde durch eine entsprechende Rundfunkerklärung Eisenho- 
wers bestätigt, die er als Antwort auf meine Erlasse an das Deutsche Volk und die 
Deutsche Wehrmacht gab; in beiden Erlassen hatte ich meine Absicht, im Westen 
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höchst fraglich war, mir besonders, ob der Gegner sich nach der Beendigung des 
Krieges dieser deutschen Regierung in irgendeiner Form bediente, so durften wir 
jedenfalls von uns aus im Interesse des deutschen Volkes nichts tun, was das Be- 
stehen der deutschen Regierung gefährdete. 


Nur als Beispiele: Erhalten der deutschen Ernährungsregie, des bewährten 
deutschen Ernährungs-, Erfassungs- und Verteilungssystems, das das Vertrauen der 
deutschen Bauern besaß, war für die deutsche Ernährung besonders wichtig; Auf- 
bau von Verkehr, Post, Bergbau und unmittelbar lebensnotwendiger Imdustrie 
durch die bewährten Kräfte und Institutionen von Dorpmüller, Ohnesorge und 
Speer, die diese Aufgaben während der Bombenangriffszeit immer wieder geleistet 
hatten, hätte durch diese erfahrenen Organisationen ohne Bombenangriffe in kur- 
zer Zeit erfolgen können. Dies war für das deutsche Leben von größter Wich- 
tiekeit. 

Ich glaube, es war zunächst auch bei den Gegnern unklar, ob sie sich für in- 
terne Aufgaben der deutschen Regierung bedienen wollten oder nicht. Jedenfalls 
ließen sie uns nach der Kapitulation bis zum 23. 5. in einer Enclave in Mürwik un- 
gestört. Die Russen forderten öffentlich, wir sollten nach Berlin kommen, wo die 
Russen damals noch ganz allein saßen. Sowohl die Anglo-Amerikaner und auch 
ich wollten das nicht. Von einer Wirkungsmöglichkeit in russischer Hand für West- 
deutschland wäre keine Rede mehr gewesen; die Russen entsandten dann einen 
General mit einem Stab nach Flensburg, wohin bereits die Engländer den General 
Food und die Amerikaner den General Brooks entsandt hatten. Aus Presse und 
Rundfunk der Russen ging hervor, daß sie den Westmächten nicht trauten, was 
‚liese mit uns vorhatten. Dieses Mißtrauen steigerte sich dann kurz vor unserer 
völkerrechtswidrigen Festsetzung zu einer starken russischen Hetze gegen uns, daß 
wir seinerzeit alle unter dem Eindruck standen, nun ist Schluß. 


So sah ich also seinerzeit die Dinge, die mich zur Beendigung des nutzlosen 
Kampfes durch eine Kapitulation veranlaßten. 

Bin ich nun heute noch derselben Ansicht, daß die Kapitulation richtig war? 

Ja. vollkommen. Schon aus dem einfachen Grunde, daß es Deutschland auch 
ohne formelle Kapitulation um nichts besser gegangen wäre, als es heute geschieht. 
Die Gegner hätten mit uns genau so gemacht, was ihnen beliebt, wie heute. Und 
wenn die Gegner uns heute sagen, ihr habt ja bedingungslos kapituliert, also müßt 
ihr machen, was wir befehlen, so würden sie, ohne seinerzeit erfolgte Kapitu- 
lation sicherlich erklärt haben, ihr habt ja s. Zt. jede Art der Rechtsregelung abge- 
lehnt, seid also deshalb nun vollkommen rechtlos. Beklagt euch auch nicht über die 
internen Verhältnisse, wie gerne hätten wir euch diese Dinge durch eine eigene Re- 
sierung selbst regeln lassen, aber diese disqualifizierte sich ja selbst, weil sie bei 
Kriegsende nichts anderes fertig brachte, als Auflösung und Durcheinander zu 
stiften. 


Also: Immerhin wurde der Krieg so schnell wie möglich in Ordnung ab- 
gewickelt. Und das ist immer besser, als ein Chaos. 


Und das vae victis gilt so oder so, mit Kapitulationsunterschrift und ohne, bei 
einer so totalen Niederlage, wie wir sie erlitten haben. 
2. Frage: 


Hat Dönitz wirklich in den letzten Monaten bezw. im letzten Jahr noch an die 
Möglichkeit eines Sieges geglaubt? Soweit wir es getan haben geschah es wohl, weil 
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wir ein falsches Bild von der tatsächlichen Rüstung und Rüstungslage besaßen. Hat 
auch Dönitz dieses falsche Bild gehabt? Wenn ja: Glaubt er, daß z. B. der Führer 
auch das falsche Bild gehabt hat, woran lag das? 


Antwort: 

Nach dem Scheitern der Ardennenoffensive und dem Gelingen des russischen 
Durchbruchs Mitte Januar 1945 war der Krieg militärise h verloren. 
Es kam hinzu, daß es etwa zu diesem Zeitpunkt auch klar wurde, daß unsere Mös- 
lichkeiten, unsere Rüstung wie bisher trotz der schweren Schläge durch Bomben- 
angriffe leistungsfähig zu erhalten, erschöpft waren. Die Voraussetzungen hierfür 
fehlten. Ohne das schlesische Kohlenrevier, das durch die russische Offensive verlo- 
ren gegangen war, war unsere Industrie nicht mehr für längere Zeit als wenige Mo- 
nate lebensfähig. 

All das wußte ich. Es ist weiter eindeutig zu sagen: Der Führer war sich in je- 
dem Zeitabschnitt besser als jeder andere über die tatsächliche militärische Lage im 
klaren. Niemand brauchte ihm in der Beziehung etwa die Augen zu öffnen oder 
ihm klug zu sagen, mein Führer, der Krieg ist verloren. — 

Es war aber ebenso klar, daß wir weiterkämpfen mußten, und 
zwar aus folgenden Gründen: 

Es war kein Zweifel, daß der Gegner nur eine bedingungslose Kapitu- 
lation annehmen würde, das bedeutete aber, daß die Armeen in den Räumen, in 
denen sie bei der Kapitulation standen, die Waffen zu strecken hatten und Kriegs- 
gefangene wurden. Das bedeutete ferner, die Besetzung des deutschen Landes nach 
dem Aufteilungsabkommen, wie es in Yalta beschlossen worden war. Dieses Ah- 
kommen war uns durch erbeutete, entsprechende Anweisungen mit den eingezeich- 
neten Besetzungserenzen in Deutschland bekannt. Es war daher unmöglich zu ka- 
pitulieren und damit unsere Armeen im Osten im Stich zu lassen, 2—3 Millionen 
deutscher Soldaten den Russen bezw. auf dem Balkan Tito auszuliefern. Diese Sol- 
daten und die Ostbevölkerung zu retten, war das, was mich jedenfalls von der Not- 
wendigkeit des Weiterkämpfens, das der Führer grundeätzlich wollte, überzeugte. 
Wenn wir also weiterkämpfen mußten, mußte auch — wie bisher — folgendes 
geschehen: 


1. Operativ das Bestmögliche getan werden. Dies erfolgte. Der Balkan wurde be- 
schleunigt geräumt, Armeen zurückgenommen, andere zum Zwecke ihrer Auf- 
nahme noch stehen selassen. 


An der Oder wurde eine Verteidigungslinie aufgebaut. Aus dem pommer- 
schen Raum wurde ein Offensivstoß angesetzt, um dem russischen Vorgehen 
Richtung Oder in die Flanke zu fallen. Von diesemStoß versprachen sich auch 
die kritischen Generale viel. Er mißglückte, weil die Armeeführer dieses Sto- 
Bes anscheinend nur mit halbem Herzen dabei waren. Auch die Oderfront hielt 
nicht. Ich bin nicht sicher, ob sie nicht unter Schörners Führung gehalten hätte. 
Jedenfalle, wenn ich damals gewußt hätte, was ich heute weiß, hätte der Führer 
der Armee der Oderfront und sein Stabschef vor ein Kriegsgericht gehört, statt 
beide, wie erfolgt, nur abzulösen. 

Auch im Westen mußte weitergekümpft werden. Ohne dem wäre die Ost- 
front in wenigen Wochen zusammengebrochen aus Mangel an Nachschub, der 
dann aus dem vom Westgegner schnell besetzten Deutschland nicht mehr nach 
Osten hätte fließen können. 
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2. Das Weiterkämpfenmüssen erforderte aber von der Führung auch weiter die 
Pflicht einer entsprechenden Wenschen- und Truppenführung. Es ist nicht die 
Pflicht der Führung. jedem ihre Sorgen mitzuteilen, sondern das Beste zum 
Nutzen der Allgemeinheit. zur Erfüllung des Ziels zu tun. Es hätte (lem Ziel. des 
harten Weiterkämpfenmüssens nur geschadet. wenn von der Führung der Truppe 
erklärt worden wäre. der Krieg ist militärisch verloren. mein Freund. das wird 
schlimm. Es kam darauf an. die Truppe hart zu machen und hochzureißen: 
warum hielt die Armee Schörner stets gegen den Russensturm. warum hielten 
auch z. B. die Marineteile in Frankreich. während Heeresteile weich wurden 
und aufgaben? (Krankes Verdienst). Ich bin schon während des Krieges der An- 
sicht gewesen. daß es z. T. an der vornehmsten Aufgabe des Feldherrn. der see- 
lischen Führung der Soldaten gefehlt hat. Wer selbst mit halbem Herzen dabe: 
ist. weise und überheblich sagt. das haben wir alles dem Nationalsozialismus zu 
verdanken. ich bin ja immer dagegen gewesen, statt tief zu empfinden. daß es 
sich jetzt nicht um Staatsformen oder Tdeologien handelt, sondern als Soldat im 
Kampf das Höchstmögliche zu leisten — der kann sich nicht wundern, wenn in 
seiner Truppe auch nur halber Geist steckt. 

Die Geschichte wird einmal die Marine nicht verurteilen. weil sie bis 
zum Schluß hart und tapfer eckämpft hat. 

Auch die Wahrheit Clausewitz’. daß nur aus einem ehrenvollen Kampf und 
Ende einst eine Wiedergeburt erwachsen kann. gilt noch heute. Sie ist zeitlos. 


Außerdem: Heute ist hei unseren Westgegnern die Erkenntnis vorhanden, 
daß die Zerteilung Deutschlands in Ost ımd West für vanz Europa ökonomisch 
und politisch der größte Fehler ist, fen sie in Yalta und später in Potsdam 
machen konnten. Alle Anstrengunscn und krampfhaften Versuche der Angel- 
sachsen in Paris bei der Außenministerkonferenz gelten der Abänderung, am lieb- 
sten Aufhebung dieser Maßnahme. 

Mit Sicherheit konnte während des Krieges niemand sagen, daß eine solche 
Erkenntnis nicht schon damals den Westmächten kommen und bei ihnen zu 
einem entsprechenden Entschluß führen würde. Ich persönlich glaubte zwar nicht 
daran. siche meinen Erlaß an die Truppe von Anfang April. aber klar ist, daß 
wir den Nutzen einer solchen Sinnesänderung der Angelsachsen nur ernten konn- 
ten. wenn wir noch standen. Ich glaube. (daß in dieser politischen Rich- 
tung der Führer gewisse Hoffnungen gchabt hat. Er hat solehe Hoffnungen je- 
denfalls geäusert. 

Sie in Verhandlungen zu klären. hat er, meiner Erinnerung nach, als nutzlos 
und sogar schädlich bezeichnet. da bei dem Verhältnis der Verbündeten unter- 
einander ein Versuch von uns, eine einheitliche und gemeinsame Haltung zu 
ändern. nur das Gegenteil erreichen könnte. Das Auswärtige Amt 'hat aber mit 
Wissen von Adolf Hitler entsprechende Fühler über Schweden ausgestrecekt ohne 
Klarheit gewinnen zu können. 


3. Frage. 


Wir haben uns oft darüber unterhalten. daß ein Oberbefehlshaber nicht nur 
ie Aufgaben zu vertreten hat, die scin „Ressort“ betreffen, sondern daß er dar- 
über hinaus ein Berater des Staatsoberhauptes sein muß und seiner Stellung nach 
euch ist. 


Wie denkt Dönitz darüber und wie waren die Dinge tatsächlich? 


Approved For Release 2002/01/16 : CIA-RDP83-00415R004000200003-1 





Approved For Release 2002/01/16 : CIA-RDP83-00415R004000200003-1 


Antwort. 
I. Grundsätzliches: 


Der Führer war eine gewaltige Persönlichkeit. Wenn auch heute die Welt- 
meinung ihn einseitig anders darstellt, so wird dadurch die Wahrheit nicht geän- 
dert. Eine andere Persönlichkeit kann nicht in dem Maße, wie es erfolgt ist, die 
Welt bewegen. Auch Napoleon wurde 1815 verächtlich und verbre- 
cherisch charakterisiert und geschildert. Schon 40 Jahre später war es anders. 

Der Führer besaß eine außerordentliche Tntelligenz, ein einmalig sicheres Ge- 
dächtnis und eine universale Bildung. Daneben besaß er eine außerordentliche Wil- 
lenskraft und ein Stärke und Zuversicht ausstrahlendes Wesen. Er war von einer ge- 
radezu dämonisch suggestiven Wirkung auch auf kluge, bedeutende und kritische 
Menschen. Er war außerordentlich sprachgewaltig. 


Es ist nun eine Tatsache: Schon während der Kampfzeit hat er sehr oft — ent- 
gegen der Meinung und dem Rat seiner bedeutendsten Kampfgenossen — Recht behal- 
ten, so z. B. in der Frage des Eintritts der NSDAP in die Regierung Papen, August 
1932, mit Hitler als Vizekanzler. Diese Tatzache, der Führer behält doch immer 
Recht. bewahrheitete sich in geradezu erstaunlichem Maße in den Jahren 1933—1938. 
Rheinlandbesetzung, Austritt aus dem Völkerbund, schnelle Aufrüstung, englisches 
Flottenabkommen, Anschluß Oesterreichs und Sudetenland, erfolgten fast immer ge- 
zen den Rat seiner militärischen und politischen Berater. — Achnlich war es bei sei- 
nen Maßnahnıen auf wirtschaftlichem Gebiet der Arbeitsbeschaffung und der geld- 
lichen Deckung, der Aufrüstung, dem Bau der Reichsautobahnen. Schacht weissagte 
ihm Inflation. Hitler behielt Recht. Diese Tatsache des ständigen Gelingens seiner 
vorher von ihm allein für richtig gchaltenen Maßnahmen hatte nun folgende sehr 
schwerwiegende Folgen: 





1. Das deutsche Volk in seiner Masse vertraute ihm blind. 


3, Minister und Militärs, die immer wieder die Erfahrung machen mußten, wurden 
mehr und mehr selbst überzeugt, daß Adolf Hitler es doch besser wüßte. Sie be- 
kamen zum großen Teil immer mehr das Gefühl, daß es nicht notwendig war, 
daß sie ihn in den großen Fragen beraten müßten. 


3. Das Entscheidende war jedoch. daß beim Führer selbst sich die Ueberzeugung 
allmählich bildete, meine Minister unı hohen Militärs können mir nichts — in 
den großen Entscheidungen — geben; ich brauche ihren Rat in diesen Dingen 
nicht; er hat sich auch bisher nie als wertvoll erwiesen. So entstand allmählich 
folgende Regierungsmethode des Führers: 


I. Das Reichskabinett unter seinem Vorsitz als Reichskanzler trat bereits seit 
1936 oder 1937 nieht mehr zusammen. Die einzelnen Minister hatten, soweit 
erforderlich, bzw. ein Bedürfnis bei Adolf Hitler vorhanden war, Vortrag bei 
Adolf Hitler allein. Sie bekamen von ihm die Mitteilung seiner Entschlüsse, 
die ihr Ressort betrafen. Ein Kabinett, das über alle Zweige der Regie- 
rungsmaßnahmen im Bilde war, gab es also nicht mehr. Achnlich war es 
auch auf militärischem Gebiet. Nach Blomberges Abgang war Adolf Hitler als 
Oberster Befehlshaber der Wehrmacht unmittelbarer Vorgesetzter der drei 
Oberbefehlshaber der Wehrmachtsteile. Es gab also außer ihm keinen militä- 
rischen Befehlshaber, in dem alle drei Wehrmachtsteile zusammengefaßt wa- 
ren. Die Folge davon war, daß Adolf Hitler auch mit den drei Wehrmachtsbe- 
fehlshabern nur in den Dingen ihrer Wehrmachtsteile verkehrte, Diese Ver- 
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hältnisse blieben auch, als 1939 der Krieg kam. Im Gegenteil, seine Ueberle- 
«enheit auf strategischem und taktischem Gebiet, verglichen mit den zünfti- 
sen Militärs, trat auf das deutlichste in den ersten Kriegsjahren in Erschei- 
nung. (Strategische Durchführung des Polenfeldzuges, des Frankreichfeld- 
zuges, der großen Rußlandschlachten 1941, waren die Ideen Adolf Hitlers, 
sehr oft gegen die Vorschläge der militärischen Berater.) 


Es entwickelte sich also bei ihm die Ueberzeugung, daß er auch auf dem Ge- 
hiet der Landkriegführung den Generalen im allgemeinen überlegen war. Auch hier- 
durch weitere Herausbildung seiner rein ressortmäßigen Regierungsform. Es kam 
hinzu sein Streben nach Geheimhaltung — niemand sollte von den Dingen mehr 
wissen, wie er unbedingt für die Durchführung seiner Aufgabe wissen müßte. 


Die Folge von all dem war: Der Führer allein übersah alle Gebiete der 
Führung des Volkes und Staates im Kriege und die für die Kriegführung ausschlag- 
«ebenden Momente. Die Kenntnis aller anderen beschränkte sich grundsätzlich auf 
ihr Ressort. Soweit sie Gelegenheit hatten, auch Kenntnis von anderen Zweigen zu 
erhalten, oder versuchten, sich ein umfassendes Bild zu machen, konnte dieses nur 
Stückwerk sein und war auch, z. B. im Kriege, schr bald überholt, weil die Mög- 
lichkeit der laufenden Ergänzung dieses Gesamtbildes nicht bestand. 

So sah es also grundsätzlich bei diesem Staatsoberhaupt mit der Möglichkeit 
und Notwendigkeit einer allgemeinen Beratung aus. 

Es war auch eine andere Sache eindeutig klar. Wenn ein Rat, auch nur der 
auf dem Gebiet des eigenen Ressorts, überhaupt wirken sollte, so war die Voraus- 
setzung hierfür, daß der Führer diesem Ratgeber vertraute. 


II. Persönliches: 


Als ich am 1. Februar 1943 ObdM wurde, war es ganz offen, wie mein Ver- 
hältnis zum Führer werden würde. Er hatte mich bisher nur einige Male gesehen 
und immer nur in größerem Kreise. Es kam mir daher darauf an: 


1. daß er mich kennenlernte und er Vertrauen zu mir gewann, denn dies war die 
Voraussetzung dafür, daß sich mein Hauptziel erfüllen konnte, 


3, im Interesse der Kriegsmarine und der Seekriegführung soviel Einfluß wie mög- 
lich bei ihm zu haben, so wirksam wie möglich sein zu können. Denn man darf 
nicht vergessen, daß wie in jedem Staa! und bei jeder Staatsreform das Not- 
wendige für einen Wehrmachtsteil nur im Kampf gegen die anderen erreicht 
wird. Denn die anderen Wehrmachtsteile wollen auch etwas haben und da nichts 
im Ueberfluß vorhanden ist, muß jeder Anspruch ausgetragen werden, und das 
umsomehr auch in kleine Dinge gehend, je knapper die Mittel sind, wie bei 
uns während der Kriegführung aus dem belagerten Europa heraus. 

Mit diesen Zielen hatte ich mir erst einmal genug vorgenommen. 

Ich tat folgendes: 

1. Ich brach mit der Methode meines Vorgängers, nur zur Zeit des angesetzten Vor- 
trages im Hauptquartier des Führers zu erscheinen und unmittelbar hinterher 
unter einem Vorwand, sich wieder zu verabschieden. Ich hatte die Absicht, häu- 
figer ins Hauptquartier zu fahren und bei jedem Aufenthalt zwei bis drei 
Tage zu bleiben. Ich klärte meine Wohnmöglichkeit im Hauptquartier. Das Füh- 
rerhaus aus dem Polenkrieg — transportables Holzhaus — wurde für mich in- 
nerhalb 48 Stunden errichtet. hieß dann „Haus Atlantik“. 
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2. Vom ersten Tag an sagte ich dem Führer schr offen meine Ansicht. Bereits im 


Februar 1943 —- im März 1943 schlugen wir noch die größten Geleitzugsschlach- 
ten — teilte ich ihm meine großen Sorgen wegen des U-Boot-Krieges mit, daß 


die Gefahr seines Zusanımenbrechens vorhanden wäre. Die Gründe waren ihm 
schon aus meinem Vortrag als BdU, September 1942 bekannt. Es war gut, daß 
ich bereits — noch in erfolgreicher Zeit — so gehandelt hatte. Ich habe — als 
der Zusammenbruch des U-Bootkrieges dann tatsächlich eintrat — nie auch nur 
einen Hauch des Vorwurfes vom Führer bekommen. Ich forderte die Aufhe- 
bung seines Befehls, die großen Schiffe zu verschrotten — dessentwegen mein 
Vorgänger gegangen war. Der Führer stimmte schließlich — grollend — zu. 
So war mein Start als ObdM alles andere als angenehm. Mein Verhältnis zum 
Führer war rein dienstlich und beschränkte sich knapp bemessen auf diese Dinge. 
Ich blieb jedoch bei meinem Vorsatz, immer zwei bis drei Tage zu bleiben. Hier- 
bei nahm ich an den militärischen Lagen teil und bekam so den für mich crforder- 
lichen Einblick in die Gesamtkrieesführung. Zu keiner politischen Besprechung —- 
außen- oder innenpolitischen, die sich selbstverständlich häufig im Hauptquartier, 
aber außerhalb der militärischen Lagen, abspielten, wurde ich, genau so wenig wie 
jeder andere Soldat, herangezogen: es sei denn, daß die Kriegsmarine unmittel- 
bar betroffen war. Bei den militärischen Lagen fragte der Führer mich nie um An- 
sicht und Rat in Dingen der Land- oder Luftkriegführung. 


Nach einigen Monaten ObdM-Zeit merkte ich allmählich, daß ich beim Führer 
in Ansehen stand. Trotz des zusammengebrochenen U-Bootkrieges! Er behandelte 
mich auffallend achtungsvoll. Er zeigte, daß er Vertrauen zu mir hatte. Meine da- 
mals sehr häufigen und umfangreichen Forderungen nach Menschen, Material, 
Waffen, Industriekapazität usw. unter der Begründung, daß die Marine bisher auf 
allen Gebieten zu kurz gekommen sei, wurden fast immer erfüllt. Ich sah, daß ich 
auf dem richtigen Wege war und für die Kriegsmarine wirken konnte. Dieses Ziel 
war also erfüllt. Der Führer mischte sich nicht in die Führung der Kriegsmarine. 
Jede Kritik von seiner Seite hörte auf. Niemand von den anderen (Reichsmar- 
schall!) wagte noch, an der Marine Kritik zu üben. Der Führer fing an, mich an 
sich heranzuziehen. Er lud mich zu seinen Mahlzeiten ein. Ich war hierbei mit 
ihm meistens allein. 


4. Frage. 


Es wird gelegentlich die Frage gestellt, warum haben Sie als Berater des Füh- 
rers ihm nicht schon 1943 oder 1944 gesagt, daß der Krieg verloren ist und er 
Frieden machen müsse. 


Zur Antwort will ich etwas ausholen: 


Solange Deutschland nicht geeinigt war, war England deutsch- oder preußen- 
freundlich. Die starke Kontinentalmacht in Europa und damit der natür- 
liche Gegner Englands war Frankreich. Als Gegengewicht gegen Frankreich wurde 
von England jede preußische oder deutsche Erstarkung durchaus begünstigt. Kei- 
nerlei moralische Gefühle entstanden im Engländer z. B. bei der ersten und zweiten 
Teilung Polens. Auch zu Beginn des deutsch-französischen Krieges 1870 war Eng- 
land noch deutschfreundlich. Je mehr sich aber unsere Siege häuften, kühlte sich 
diese Freundschaft ab, daß zum Schluß Bismarck große Sorge vor englischer Inter- 
vention hatte und schnell zu einem Friedensvertrag mit Frankreich in Frankfurt 


kommen wollte. Nach der Einigung Deutschlands 1871 war England deutsch- 
feindlich, stärker werdend je stärker Deutschland wurde. Nach dem Ver- 
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sailler Diktat 1919 waren wir schwach, machten daher England keine Sorge, er- 
freuten uns sogar seines herablassenden Wohlwollens, besonders wenn Frankreich zu 
anspruchsvoll auftrat. England war aber sofort wieder deutschfeindlich, sowie wir 
nach der Machtergreifung 1933 wieder erstarkten. Es sing also Adolf Hitler genau 
»o. wie es Kaiser Wilhelm II. gegangen war. Allen deutschen Verständigungsabsich- 


ten -—- natürlich ohne freiwilligen Verzicht auf die deutsche Erstarkung und Le- 
hensinteressen —- wurde von England die kalte Schulter gezeigt. Eine Verständigung 


init einem starken Deutschland nutzte England ja nichts, es brauchte ein 
-chwaches Deutschland, damit der englische Einfluß in Europa nicht gefähr- 
det war. 

Der Abschluß des deutschen Flottenabkommens spricht nicht gegen diese An- 
sieht. Wir waren 1935 noch nicht stark, außerdem sollte das Flottenabkommen ja 


gerade im englischen Sinne eine deutsche Erstarkung - - ohne jede Gegengabe — be- 
schränken. Auch das Münchener Abkommen spricht nicht dagegen. Auch hier soll- 
te — ohne Gegengabe — im englischen Sinne ein deutscher Verzicht festgelegt 
werden. 


Aber alle deutschen Fühler eines großzügigen Bündnisses mit England unter 
englischer Anerkennung der deutschen Interessen in Europa und deutscher Hilfe 
hei Gefährdung des englischen Imperiums wurden von England abgelehnt. 

So wäre es jeder deutschen Regierung in einem erstarkenden Deutschland ge- 
zungen. auch einer demokratischen. Dann wäre es nicht der böse Hitler, sondern 
vielleicht allein der böse Militarismus oder sonst jemand gewesen. Ab 1938 war es 
eindeutig klar, daß die englische Politik jeder weiteren Erstarkung Deutschlands 
feindlieh gegenüberstand. Die englische Politik hat ab Frühjahr 1939 verhindert, 
daß eine maßvolle Einigung wesen des Korridors zwischen Deutschland und Polen 
unmittelbar zustande kam. England hat Ende August 1939 verhindert, daß auch 
ılann noch unmittelbare Verhandlungen zwischen Deutschland und Polen in Ber- 
lin aufgenommen wurden. 


Nach dem Polenfeldzug wollte Adolf Hitler eine Beendigung des Krieges. Für 
Ensland kaın diese nur in Frage, wenn Polen voll wiederhergestellt und wir als 
Schuldige den durch den Krieg erfolgten Schaden wieder gutmachten, wahrschein- 
lich auch die Selbständigkeit der Tschechoslowakei wieder herstellten. Dies war 
für das deutsche Volk natürlich nicht tragbar. England hätte also Herbst 1939 nie 
einen Frieden zugestimmt, der irgendeinen Machi- oder Prestigezuwachs Deutsch- 
lands und damit eine Minderung des englischen Anschens bedeutet hätte. Die Folge 
hiervon war die Ausdehnung des Krieges auf den Westen. 

Herbst 1940 wollte Adolf Hitler wieder eine Beendigung des Krieges. Natür- 
lich war ein Friedenschluß fait einem Macht- oder Prestigeverlust für 
Deutschland unmöglich. Nur ein solcher kam aber für England in Frage. England 
war also Herbst 1940 umso weniger zum Frieden geneigt, je mehr inzwischen das 
deutsche Ansehen sestiegen war. Das englische Friedensziel konnte also nur durch 
einen Siex über Deutschland erreicht werden. Dieser war für England nunmehr 
ılas hartnäckig verfolste Kriegsziel. 

Es war damit für Deutschland im Herbst 1940 klar, daß es vor einem großen 
und langen Krieg stand. 

An Deuischlands geographischer Lage hatte sich auch unter Adolf Hitler nichts 
seändert. Trotz des Vertrages mit Rußland war dieses als möglicher Kriegsgegner 
nicht ausgeschaltet. Ein gleichzeitiger Krieg in voller Stärke nach beiden Seiten 
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war für Deutschland die tödliche Gefahr. Das grundlegende strategische Ziel mußte 
also die möglichst sehnelle Ausschaltung eines Gegners — West oder Ost — 
sein, Der Westen war schnell nur dureh (lie Invasion nach England auszuschalten. 
Als dieser Plan Herbst 1940 aufgegeben werden mußte, war mit cherner Konsequenz 
das Ziel zu verfolgen, den Osten zu bezwingen und damit auszuschalten. 

Daher der Krieg gegen Rußland. Die Zuangsläufigkeit dieses Entschlusses wur- 
de noch unterstrichen durch die Nachrichien über den russischen Aufmarsch. 

Ich glaube, daß diese Ansicht auch sehr angezweilelt werden wird. Ich möchte 
meine Ansicht daher noch einmal etwas näher ausführen: 

Deutschland war vor 1939 in der außernpolitisch sehr schweren Lage, in der 
das Kaiserreich sich schon in ähnlicher Weise befunden hatte: Feind im Westen, 
England, das sich politisch einen starken Deutschland in Europa widersetzte. Feind 
im Osten, Rußland, das unser ideologischer Gegner war, zugleich ein erwachtes und 
technisiertes Rußland, in seiner aroßen Aufrüstung begriffen, hierdurch und durch 
seine politische Dynamik eine ständige Gefahr für Deutschland bedeutend. In solch 
einer außenpolitischen Lage ist es das einzig Riehtige, wie die heutige Katastrophe 
auch gezeigt hat, außenpolitisch schr vorsichtig zu sein und sorgsanı zu vermeiden, 
an dem status quo zu rühren. In soleh einer Lage darf man daher m. E. unter kei- 
nen Umständen einen Konflikt mit dem Westen riskieren, wenn man nicht zum 
mindesten mit Sicherheit die Gegnerschaft mit dem Osten ausgeschaltet hat. 
Diese sichere Ausschaltung war aber wegen des ideologischen Gegensatzes und der 
Undurehsichtigkeit und Brutalität der russischen Politik grundsätzlich nieht zu er- 
warten. 

Der grundlegende Fehler der deutschen Politik Adolf Litlers war, wie ich 
wlaube, daher das Eingehen «es Kriegsrisikos mit dem Westen September 1939. 
Als der Westen 1939 im September den Krieg erklärte, saßen wir zwischen zwei 
Gegnern, denn Rußland blieb Geener, auch trotz des Freundschaftsvertrages 
vom August 1939. Es war daher im Kriege folgerichtig gehandelt, zu versuchen, 
einen dieser Gegner mit Sicherheit auszuschalten. 

Ich glaube heute mehr denn je, daß, wenn wir Rußland 1941 nicht angegriffen 
hätten, Rußland nicht Frieden mit uns gehalten hätte. Seine außerordentliche Dy- 
namik, die Rußland heute tagtäglich zeigt, hätte auf jeden Fall seiner Zeit wäh- 
rend unseres Krieges mit dem Westen seinen Vorteil in Europa wahrgenommen, 
und seine starke rote Armee zu für uns ungelegener Zeit wäre aber wahrschemlich 
unaufhaltsam gewesen. Auf jeden Fall hätten die Russen uns wirtschaftlich (z. B. 
Ocl) mitten im Krieg in die Hand bekommen. 

Hinsich.lich einer bereits 1911 akut werdenden Gefahr braucht man auch nur 
die Zeugenaussagen der Feldmarschälle von Rundstedi und von Manstein, die Som- 
mer 194] im Osten führten, im jetzigen Prozeß zu hören. Beide erklärten, daß sie 
Sommer 1941 auf einen starken russischen Aufmarsch trafen. Von Rundstedt sagte, 
er hätte daher den Eindruck gehabt, daß Hitler die russische Gefahr richtig gesehen 
hätte. Von Manstein war der Ansicht. daß der Angriff auf Rußland strategisch fol- 
serichtig war. 

Ich glaube daher zum mindesten nicht, daß man sagen kann, daß der Angriff 
auf Rußland 1941 von vornherein falsch war. Falsch war m. E. der 
Kriegesbeginn 1939. Der Angriff auf Rußland 1941 war der grundlegende 
Versuch. den Fehler von 1939 wieder gut zu machen. 

AN diese Ansichten, aber auch Gegenansichten werden in gewissem Grade hy- 
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pothetisch bleiben müssen, da niemand sicher wissen und beweisen kann, was 
geschehen wäre. 

Das Ziel des Bezwingens von Rußland war in keiner Weise von vornher- 
ein utopisch. Die Möglichkeit des Schlagens der gesamten russischen Armee, 
der Einnahme Moskaus, russischer innenpolitischer Änderungen, bestand durchaus. 

Es schreibt z. B. auch der amerikanische Außensekretär Sumner Welles in sei- 
nem Buch „Time of Decision“, daß sowohl in England wie in USA weder Politiker 
noch Militäre im Jahre 1941 glaubten, daß die Sowjet-Union die deutschen Schläge 
Sommer 1941 überstehen würde. 


Als durch die Katastrophe im Kältewinter 1941/42 das schnelle Nieder- 
ringen Rußlands mißlungen war, entstand drohend die Gefahr des Zweifrontenkrie- 
ges, und damit die Gefahr des Verlustes des Krieges. 

Das wußte niemand eher und besser als Adolf Hitler. 
Er war also bereits mit Sorge um den Ausgang des Krieges erfüllt, als die Frager von 
heute im allgemeinen noch nicht daran dachten. (Was gar kein Vorwurf und ganz 
natürlich ist). Nur muß es gesagt werden, um das Primitive der gestellten Frage zu 
zeigen. 

Es war klar, daß Frühjahr 1942 das Erreichen des Hauptzieles, Ausschaltung des 
Ostgegners, doch noch versucht werden mußte. Es gelang nicht. Damit hatte 
die Gefahr, daß wir eines Tages den Zweifrontenkrieg in voller Stärke zu bestehen 
hätten, große Wahrscheinlichkeit gewonnen. Also das Beste für Deutschland Frie- 
den zu machen. Wie sah es aber mit einer Möglichkeit in der Beziehung aus? 

Nach der Landung in Nordafrika, auf der Konferenz in Casablanca im Novem- 
ber 1942, hatten die Alliierten ihr Kriegsziel auch öffentlich proklamiert; gemein- 
samer Kampf bis zur totalen Kapitulation Deutschlands. Mit Si- 
cherheit nach Stalingrad glaubten die Gegner an das Erreichbare dieses Zieles. Da- 
mit war jede Friedensmöglichkeit ausgeschlossen. 

Sollte der Soldat dem Führer jetzt raten: Kapitulieren? Der Soldat hat zu 
kämpfen, je härter es kommt, umso härter muß sein Kampfwille sein. Er kann 
also als letzter raten: Kapitulieren! Aber auch der Politiker konnte es 1943 nicht. 
Wie konnte man freiwillig das entsetzliche Schicksal auf sich nehmen, das Deutsch- 
land heute hat. Wer wußte denn, welche politischen, sogar militärischen Möglich- 
keiten zu unseren Gunsten die Zukunft noch bringen würde. Diese kann man aber 
nur ernten, wenn man steht. Hat man sich freiwillig hingelegt und ist geschlach- 
tet worden, dann nutzen die günstigen Geschehnisse nichts mehr. 

Nach der Invasion 1944 in Frankreich hatten wir dann tatsächlich den Zwei- 
frontenkrieg in voller Stärke. Glaubt jemand, daß der Führer die Gesamtkriegs- 
lage optimistischer ansah, als er es bereits im Kältewinter 1941/42 getan hatte? 
Niemand brauchte ihm also zu sagen, mein Führer, der Krieg kann verloren ge- 
hen. Niemand, vor allem kein Soldat, konnte ihm aber auch jetzt raten: Kapituliere! 


Es mag hier gefragt werden, warum haben die Spitzen der Wehrmacht sich 
nicht zusammengetan und dem Führer erklärt: „Wir machen nicht mehr mit, du 
mußt zurücktreten, damit der Gegner mit einer anderen deutschen Führung einen 
günstigeren Frieden macht, als die bedingungslose Kapitulation, die sicherlich die 
einzige Möglichkeit für dich ist“. Dieser Gedanke ist eine unwirkliche Konstruktion. 
Der Führer hätte nicht daran gedacht, zurückzutreten. Er hatte die Macht, und es 
wäre ihm mit Sicherheit geglückt, unseren Abtritt mit weiteren Folgen sofort 
zu veranlassen. 
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Wir hätten ihn also umbringen müssen. Zu dieser Frage hat sich der Feld- 
ıarschall von Rundstedt als Zeuge im Prozeß geäußert, als er nach seinen Maß- 
nahmen nach der gelungenen Invasion 1944 gefragt wurde, da er den Krieg nun 
für verloren hielt. Ich stimme seiner im folgenden etwa wiedergegebenen Ansicht 
vollkommen zu: 

„Die Beseitigung Adolf Hitlers, Sommer 1944 hätte in Deutschland und an den 
Fronten Chaos zur Folge gehabt. Adolf Hitler hatte noch das Vertrauen eines sehr 
großen Teils der Bevölkerung und der Masse der Soldaten. Vor allem aber, der 
Gegner hätte sein Yalta-Abkommen mit Deutschland durchgeführt, also uns kei- 
nen anderen Frieden gegeben. Die Folgen einer solchen Tat gegen Adolf Hitler 
waren also ganz unsicher. Es wäre wahrscheinlich nur eins in die Geschichte ein- 
gegangen, daß Deutschlands Schicksal dem größten, schmählichsten Verrat seiner 
militärischen Führer zu verdanken gewesen wäre.“ 

” Außerdem hat, nach den Erfahrungen 1918 mit den einzelnen Wilson-Noten 
und seinen späteren 14 Punkten, die Deutschland einen anständigen Frieden ver- 
sprachen, wenn zuvor die Hohenzollern beseitigt würden, niemand von uns im Som- 
mer 1944 geglaubt, einen besseren Frieden zu erhalten, wenn wir Hitler beseitigen 
würden und unter Verhältnissen autoritätsloser Unordnung uns waffen- und wehr- 
los gemacht hätten. Das glaube ich auch heute noch nicht! 

Es gab eben nur eins: Um die Existenz hart weiterzukämpfen. Das bot immer 
noch die Chance, eine Aenderung zu unseren Gunsten zu erleben. 

Mai 1945, nach Besetzung nahezu des ganzen deutschen Landes war der Kampf 
nicht mehr möglich. Wir mußten kapitulieren. 

| Dies war jedenfalls meine Ansicht, als ich am 30. 4. Staatsoberhaupt wurde. 
Ich war damals auch überzeugt, daß es Adolf Hitlers Ansicht war. Aus seinem Te- 
stament habe ich später das Gegenteil erfahren. Rein praktisch wäre das Weiter- 
kämpfen Anfang Mai nur noch wenige Tage möglich gewesen. 

Hitler war eine außerordentlich kluge Persönlichkeit. Man muß also nicht 
glauben, daß er die strategische Lage im Kriege und die Fragen, Frieden machen 
oder weiterkämpfen, nicht mindestens ebenso klar übersah wie jeder andere von 
uns. Diese Dinge brauchten ihm nicht erst gesagt zu werden. Wie der Krieg ausge- 
gangen ist, war das Beginnen des Krieges 1939 ein Fehler. Zweifelsohne ist 
aber die deutsche Führung im Kriege sehr hochstehend gewesen. 

Alles in allem: Eine gewaltige innere Bewegung und eine einmalige große 
Mehrheit des deutschen Volkes hat Adolf Hitler zur Macht gebracht. Seine großen 
Erfolge gaben ihm eine Autorität, die ihn nach vollkommenemFührerprinzip herr- 
schen ließen. 

Durch diese Tatsache war eine allgemein, über das Ressort hinausgehende Be- 
ratung dieses zu dem sehr stark überlegenen Mannes sehr schwer. Auch ganz be- 
deutenden Männern wäre es nicht geglückt; wenn überhaupt, so nur auf dem Wege 
restlosen Vertrauens Adolf Hitlers zu ihnen und einer Freundschaft, die den Füh- 
rer veranlaßt hätte, sie zu allen Dingen ins Vertrauen zu ziehen, ohne deren 
Kenntnis eine allgemeine Beratung nicht möglich ist. 

So waren die Verhältnisse geworden, durch den Willen des deutschen Volkes, 
die einmaligen Erfolge und die überragende Persönlichkeit dieses Mannes. 

Es wurde also den Möglichkeiten der harten Wirklichkeit nicht gerecht, nun 
von seiner Umgebung zu verlangen, ihr hättet mitregieren sollen. 

Für ganz falsch habe ich es aber gehalten, wenn man nun aus berechtigter oder 
unberechtigter Ablehnung des Regimes im Krieg nur halb mitmacht. Dadurch 
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ändert man an den Dingen, die einem nicht passen. nicht das Geringste. 


aber schadet der eigenen Kriegführung und nutzt dem Geaner. 


5. Frage: 

Eine alte Erfahrung «des militärischen Lebens ist uns gelehrt worden, wo Höchst- 
leistungen verlangt werden, kommt es darauf an, saubere und einsatzbereite Men- 
schen zu finden, denn mit anderen erreicht man auf die Dauer keine Höchstleistun- 
sen. Das gilt für Kuttergäste ebenso wie für das Offizierskorps aller Waffen, für 
Stäbe ebenso wie für die Truppe. 

Wo die persönliche Sauberkeit nicht vorhanden ist, wird «das Erreichen von 
Höchstleistungen gefährdet. 

Dönitz hat in der Marine diesen Grundsatz streng befolgt. 

Wir erfahren es heute und haben einzelnes auch vorher gewußt, daß es an die- 
ser Sauberkeit oft außerhalb der Wehrmacht gefehlt hat. Hat Dönitz davon Kennt- 
nis gehabt, wie steht er dazu und warum hat er nicht dagegen Front gemacht. Hielt 
er diese Unsauberkeit letzten Endes für nicht allzu groß und verbreitet? Wie denkt 
er heute darüber: Wie istesnun tatsächlich? 


Antwort: 

Jawohl, es hat außerhalb der Wehrmacht — oder für uns besser gesagt, au- 
ßerhalb der Kriegsmarine, weil wir nur diese genau kennen — an der persönlichen 
Sauberkeit gefehlt. Es gibt jedoch in den freien Berufen, im freien Wirtschafts- 
leben, keinen Stand, der so die persönliche Sauberkeit als erste Forderung stellt, 
wie das Offizierskorps und die Beamten. Ein Wehrmachtsteil, von ehrbewußten 
Offizieren geleitet, wird daher immer sauberer sein, als die meisten Einrichtungen 
außerhalb der Wehrmacht. Das war immer xo und gahı letzten Endes dem Offizier 
und Soldaten seine Stellung im Staat. 

Nun zum nationalsozialistischen Staat. Unsauber im schärfsten Sinne waren: 


1. Die Menschenvernichtung Hitlers und Himmlers, 


2. Die unmenschliche Behandlung der Gefangenen Himmlers, 
3. Seine sonstigen Polizeimaßnahmen, soweit sie über das für das Wohl des Staa- 


tes in einem solchen Kriege um Leben und Tod erforderliche Maß hinausgingen, 
4. im Ganzen ist durch diese Maßnahme Himmlers doch das Gefühl der Rechts- 
sicherheit für die breite Masse stark eingeschränkt gewesen. 

Von den Dingen zu 1) habe ich gar nichts gewußt, zu 2) in den langen Jahren 
vielleicht gerüchtweise von der einen oder anderen scharfen Behandlung, die 
ebenso Ausnahmefälle — —wie sie immer und überall vorkommen — sein konnten. 
Keinesfalls waren mir jedoch Fälle unmenschlicher Behandlung bekamnt. 
Allgemein war mir natürlich bekannt, daß man von Himmlers Polizei nicht mit 
Glac&handschuhen angefaßt wurde. Wo ist letzteres aber anders? Sicher nicht bei 
len Angelsachsen. 


Zu 3) Ich verstehe hierunter die polizeilichen Verhaftungen. Wie weit hierbei 
das berechtigte Maß überschritten war, konnte ich damals gar nicht und heute 
auch noch nicht beurteilen. Im Gegenteil habe ich heute bei manchen Fällen er- 
kannt, daß die Gestapo Recht hatte und mein damaliges der allgemeinen Meinung 
folgendes Urteil falsch war, z. B. bei Schacht, Canaris, dem Korv.-K. Lieding der 
Kriegsmarine, bestimmten pommerschen Gutsbesitzern. Trotzdem glaube ich, daß 
unberechtigte Verhaftungen vorkamen. Dicse erzeugten eine Rechtsunsicherheit, die 
mir erst in Nürnberg klar geworden ist. Denn als Soldat der Wehrmacht war man 
von ihr zweifelsohne nicht betroffen. Jedenfalls habe ich nie, und ich bin sicher, 


16 


Approved For Release 2002/01/16 : CIA-RDP83-00415R004000200003-1 





Approved For Release 2002/01/16 : CIA-RDP83-00415R004000200003-1 


auch meine Offiziere nicht, in Sorge vor dem „Terror der Gestapo“ gelebt, wie jetzt 
immer behauptet wird. Ich habe jedenfalls mein ganzes Leben lang mich stolz, 
frei und unabhängig gefühlt. 

Wie groß die Rechtsunsicherheit für nicht zur Wehrmacht gehörige Personen 
war, weiß ich nicht. Jedenfalls glaube ich, ist sie heute größer. Oeffentliche An- 
schriften wie „Nationalsozialistischer Terror gegen Besatzungsmethoden zu tauschen 
gesucht“, zeigen doch nicht gerade das Gegenteil. 

Aus vorstehendem geht bereits hervor, warum ich als ObdM. mich nicht gegen 
diese Auswüchse gewandt habe. In der Hauptsache aus Unkenntnis. Für das, was 
ich wußte, kam für mich ein Eingreifen nicht in Frage. Ich hätte es für falsch ge- 
halten, mich ohne genaue Kenntnis in ein fremdes Ressort einzumischen. Wo kommt 
man hin, wenn das allgemein geschieht! Ich hätte jedenfalls jemanden, der bei 
der Kriegsmarine sich z. B. aufgrund irgendwelcher Gerüchte hätte einmischen 
wollen, rausgeworfen. 


Wie sehr es im übrigen auf anderen Gebieten außerhalb der Wehrmacht 
unsauber gewesen ist, weiß ich nicht. Wenn ja, möchte ich dagegensetzen, daß im 
ersten Weltkrieg unter der Monarchie sehr viel Dinge unsauberer waren, als im 
zweiten Weltkrieg. Man lese darüber Ludendorff nach. Warum wurden Hindenburg 
und Ludendorff politische Soldaten, die sich um die deutsche Innenpolitik kümmern 
mußten? Weil die zuständigen Stellen es nicht konnten. Beispiele: 

In diesem Krieg war bis zuletzt eine gerechte, saubere Lebensmittelver- 
teilung. Niemand hungerte. Jeder bekam sein Teil. Niemand mehr. Kein schwar- 
zer Markt. Im letzten Krieg auf diesem Gebiet überall Schiebung. Man frage die 
Hausfrauen, die beide Kriege mitmachten, die staatlichen Lebensmitteleinkaufs- 
gesellschaften des letzten Krieges waren Profitunternehmen. Im ersten Weltkrieg ein 
Heer von Drückebergern, durch Schiebung uk. geschrieben. Der brave, einfache 
Mann mußte immer wieder nach vorn. Im ersten Weltkrieg ein Millionenheer von 
Deserteuren, besonders von der Ostfront nach dem Brest-Litowsker Frieden. Luden- 
dorff glaubte damals, für den Westen hunderttausende von Soldaten freizubekom- 
men — es kam aber so gut wie niemand. Man lese darüber Ludendorff. “Jeder 
Frontsoldat — z. B. wir U-Bootsleute — haßten damals Berlin, wenn wir es 1916 
oder 1917 passieren mußten. Es war dort eine Atmosphäre der Sabotage, schlecht- 
grüßende Soldaten, die herumlungerten, Schieber im Uebermaß, das war weiß Gott 
nicht sauber. Ich wecke diese Erinnerungen an den ersten Weltkrieg, um die 
Dinge ins richtige Maß zu rücken, ohne dabei die Mängel im leizten Staat vernei- 
nen zu wollen. Nur seien wir uns klar: 100%ig sauber ist auf der Welt kein Staat. 
Oder glaubt man, daß in England und Amerika alles sauber war und ist? Das glau- 
ben die Amerikaner z. B. selbst nicht! Macht einer gewissen Presse! 

Sauber waren in ihren öffentlichen Produktionen im Dritten Reich: Theater, 
Kunst, Literatur und Film. Man denke an diese Dinge z. B. in Berlin in den 20er 
Jahren! Sehr sauber waren z. B. die sog. Leithefte der SS. (Auch so etwas brachte 
die SS. hervor!) 

In dieser kulturellen Beziehung werden wir in der Zukunft in Deutschland noch 
so Unsauberes erleben, daß wir mit Schmerz empfinden werden, wie sauber es in 
der Beziehung im Dritten Reich war. 

Bei diesem Thema noch ein Wort. Es ist jetzt Mode, — die Gründe liegen auf 
der Hand — daß viele ältere Offiziere besonders beim Heer, sich brüsten, sie wären 
in der sauberen alten Offizierstradition erzogen und hätten deshalb den National- 
sozialismus abgelehnt. Ich bin der Ansicht, man konnte durchaus ein sauberer Offti- 
zier der alten traditionellen Ideale sein und trotzdem den neuen Staat bejahen. Man 
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mußte ihn sogar bejahen, weil man mit und für diesen Staat Krieg zu führen 
hatte. Ich war bereits während des Krieges der Ansicht, daß in vielen Fällen es 
für die Kriegführung besser gewesen wäre, wenn die Generäle so gehandelt hätten. 
Mit halbem Herzen kann man keine begeisterte, harte, einsatzbereite Truppe schaf- 
fen. Die vornehmste Aufgabe ist die Menschenführung für den Feldherrn. General- 
stabsarbeit allein langt nicht für den Sieg. Negation des Staates im Kriege ist nicht 
siegfördernd. 

Sehr viele Aeußerungen hoher Offiziere, die jetzt nach diesem Zusammen- 
bruch erfolgt sind, alle in der Linie einer pharisäerhaften Sauberkeit und einer Ab- 
lehnung des Dritten Reiches und enisprechendem negativen oder sogar sabotieren- 
dem Handeln schon während des Krieges liegend, erfüllen mich nur mit Verach- 
tung. Diese Offiziere empfinden gar nicht, wie unsauber sie für einen Soldaten 
handeln und handelten, dessen alleinige Aufgabe in einen Krieg doch ist, alles zu 
tun, um den Krieg zu gewinnen. 

Alles in allem: Ich glaube, es gab sehr viel Sauberes im Dritten Reich. Auf je- 
den Fall waren seine Ideen idealistisch und sauber, seine Methoden blieben es auch 
auf vielen Gebieten. 

Mit Schmerz ist jedoch zu sagen, daß auf dem Himmler-Gebiet dagegen ein 
Abgrund von Unsauberkeit steht. 

Korruption. Davon weiß ich kaum etwas. Das Geld habe ich mißachtet, 
und deshalb auch nicht herumgehoreht, ob andere sich bereicherten. Es genügte mir, 
daß in der Kriegsmarine alles sauber blieb. Wo nötig, griffen die Gerichte der Marine 
durch. Beim Reichsmilitärgericht, General von Scheele, war niemals irgendein Kor- 
ruptionsfall der Kriegsmarine anhängig, nur Heer und Luftwaffe. 

Ich wußte, daß Göring sehr auf Kunstschätze aus war. Wie und ob sie bezahlt 
wurden, wußte ich nicht. Dies war aber allgemein bekannt und auch dem Führer. 
Ich brauchte ihm darüber nicht die Augen zu öffnen. Ich lehnte Göring im übrigen 
sehr stark ab. Das trat bei allen militärischen Lagen im Hauptquartier sehr in 
Erscheinung. Das war auch dem Führer bekannt. Im Sommer 1944 war der Führer 
wieder einmal mit der Luftwaffe besonders unzufrieden. Er wollte den Generalstabs- 
chef wechseln und schnitt Keitel und mir gegenüber die Frage an, wer dessen Nach- 
folger werden sollte. Ich schlug dem Führer Koller vor, setzte aber hinzu: der ei- 
gentliche Verantwortliche ist doch aber der Oberbefehlshaber der Luft 
waffe. Es wird nicht eher besser, als bis die Spitze gewechselt wird. — Gedan- 
kenvolles Schweigen des Führers. — Von sonstigen Korruptionen habe ich nichts 
gewußt. Hatte eben auch keine Schnüffelnase dafür. Ich habe hier im Prozeß von 
seiten der Anklage manches gehört. Manches davon hat auch nicht gestimmt. 

Ich glaube auch, daß Gerüchte über Korruption leicht übertrieben werden. Da 
die Menschen, die diese Gerüchte weitererzählen, im allgemeinen selbst habgierig 
und deshalb neidisch sind, schleichen sich leicht Uebertreibungen ein. 

Jedenfalls hätte ich in jedem Gebiet, das mir unterstellt worden wäre, Korrup- 
tionen nicht geduldet, sie rücksichtslos bekämpft, und zwar je höher die Person um- 
so schärfer. 


6. Frage: 


Ist Dönitz der Auffassung, daß Hitler bis zum Schluß im Besitz seiner geistigen 
Kräfte war und daß er sie beherrschte? 


Antwort: 
Ich habe Adolf Hitler im Jahre 1945 bis zum 21. April nahezu täglich bei den 
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militärischen Lagen gesehen. Von irgendeiner Abnahme seiner geistigen Kräfte war 
überhaupt gar keine Rede. Er war, wie immer, geistig jedem von uns weit über- 
legen. Sprachgewaltig, anschauliche Darstellungskraft, Gedächtnis, Fülle des Wis- 
sens, auch in technischer Beziehung und z. B. in Zahlen aller Art (Bewaffnung, 
Ausrüstung, Kopfstärke), Klarheit des Denkens waren wie früher. 


Andererseits stand er — natürlicherweise — immer mehr unter einer großen 
seelischen Belastung. Ich glaube, er war von einer außerordentlichen inneren Qual 
erfüllt. Dieser Seelenzustand äußerte sich selbstverständlich. Im allgemeinen be- 
herrscht und ruhig, konnte er sich, gesteigert bis zu starken Zornausbrüchen, sehr 
leicht erregen. Er neigte dann zu rasch gefaßten Entschlüssen und Anordnungen, 
‚lie dann auch ein vernünftiges Maß überschritten. Er war dann wie ein waidwunder 
Löwe, der bereits tödlich getroffen, sich noch in maßloser Wut und Zorn seines 
Geeners erwehrt. Vorfälle, wie der Luftangriff auf Dresden, müssen ihn aufs stärk- 
ste getroffen haben. Aus diesem Leid heraus dann seine wilden Absichten, wie Aus- 
tritt aus der Genfer Konvention bzw. Erschießen von Gefangenen. Ich glaube, es 
dürfen nur die über solehe Auswüchse mit voller Berechtigung urteilen, die selbst 
eine solche Last der Verantwortung für die Bevölkerung, Frauen und Kinder, ge- 
tragen haben. Ich glaube nicht daran, wie Speer sagt, daß ihm zum Schluß das Wohl 
les deutschen Volkes gleichgültig gewesen sei. Ein zorniger Ausbruch, der in dieser 
Richtung liegt, beweist bei solch einem gequälten Menschen noch nichts. Ich selbst 
habe nach dem schweren Hamburger Luftangriff 1943 seinen großen Schmerz über 
die Menschenverluste erlebt. Er war damals nur Mensch, ein schmerzvoller, tiefge- 
beugter Mensch. 


Speer wollte im März 1945 Frieden machen, ohne Rücksicht auf Armeen und 
Bevölkerung im Osten. Adolf Hitler hielt das Friedemachen für falsch. Aus dieser 
Ablehnung und Abweisung heraus, mag von Adolf Hitler ein solch das Wohl des 
deutschen Volkes ignorierendes Wort gefallen sein. Ob die heute von Speer er- 
folgte starke Auslegung dieses Wortes ganz sachlich ist oder aus anderen Gründen 
erfolgt, scheint mir zweifelhaft. 


Adolf Hitler neigte im letzten Kriegsjahr dazu, bei den verschiedenen Stel- 
len Verrat zu wittern. Ich glaubte es damals nicht. Heute weiß ich, daß Adolf 
Hitler Recht hatte. 


Es schien mir im letzten Jahr öfter, daß Adolf Hitler das Maß unserer Kräfte 
in der Landkriegführung überschätzte. Ich war und bin aber auch heute noch nicht 
sicher, ob er es tatsächlich tat oder es so darstellte, weil es sachlich eine andere 
Lösung im Einzelfalle nicht gab, und jede öffentlich vom Staatsoberhaupt geäußer- 
ten Zweifel nur die Durchführung schwächen konnten, ohne an der Notwendigkeit, 
las Vorhaben durchführen zu müssen, etwas ändern zu können. 


Ich habe vorstehende Ausführungen am 23. 7. 1946 Jodl zu lesen gegeben, weil 
er bis zum Schluß tagtäglich um den Führer war und ihn wie wenige genau kannte. 
Er sagte mir wörtlich: „Ich unterschreibe jedes Wort; bei der Alternative zum 
Schluß gilt aber die letztere, d. h., der Führer war sich genau über die Schwäche 
unserer Mittel im klaren“. 


7. Frage: 


Hat Dönitz geglaubt, daß eines Tages eine Auseinandersetzung mit der allzu 
großen Macht der Partei werde erfolgen müssen? 
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Antwort: 


Ich bin überzeugt, daß diese gekommen wäre, wenn der Frontsoldat nach einem 
Kriegsende ohne Verlust des Krieges nach Hause vekommen wäre. Der Frontsoldat 
will sich nicht etwa von einem kleinen Blockwart befehlen und schuhriegeln lassen. 
Ex wäre also durch den zurückgekehrten Frontsoldaten allgemein ein Drang nach 
zrößerer Freiheit im bürgerlichen Leben entstanden. Eine einsichtige Staatsführung 
und Partei hätte diesem Verlangen zweifelsohne nachgegeben. Es wäre also eine 
gleiche Erscheinung eingetreten wie 1918. Auch damals brachte der Frontsoldat ei- 
nen neuen Geist mit nach Hause und war mit den Zuständen in der Heimat nicht 
zufrieden. In der Masse wurde der aktivistische Frontsoldat damals allmählich 
Kommunist oder Nationalsozialist. Es sollte zuhause anders werden wie es war. Der 
alte Frontsoldat von ersten Weltkrieg wurde dann über den Natienalsozialismus 
nach der Machtergreifung zum Parteifunktionär und immer mehr zum Bonzen. Der 
neue Frontsoldat der jungen Generation des zweiten Weltkrieges wäre die Kraft ge- 
wesen, die die Bonzenmacht des alten Frontsoldaten eingeschränkt oder verdrängt 
hätte. 

Eine Auseinandersetzung mit der Partei während des Krieges kam nicht in 
Frage. In einer belagerten Festung macht man keinen Streit im Innern. Man 
schwächt dadurch nur seine Front nach außen. 


Außerdem kann sich im letzten Krieg der Soldat an der Front weiß Gott nicht 
über die Heimat beklagen. Sie war einmalig in Ordnung. Im ersten Weltkrieg 
war das Gegenteil der Fall. Wir hatten also im zweiten Weltkrieg gar keinen 
Grund. an dieser Heimatfront zu rütteln. Im Gegenteil! 
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Nürnberger Urteils gegen die 1.G. Farben 


Das Ende der These von der Kollektivschuld 


Von Max Hochleitner. 


Entnommen der Zeitschrift „Der Weg”, Heft No. 4, 5, 6, 1949 


Der Faktor Macht ist zum Schwerpunkt 
der jüngsten internationalen Entwicklung 
geworden, aber nicht der Faktor Vernunft 
oder gar das Recht. Recht allein kann je- 
doch den Frieden der Völker gewährlei- 
sten. Nur das Recht ist die ewige Macht. 
Es ist die Rache des verletzten Rechtes, 
daß das Unrecht, behaftet mit dem Fluch 
der bösen Tat, fortzeugend nur Böses wirkt. 

Vier Jahre nach Beendigung des letzten 
Krieges liegt bereits wieder ein neuer 
Schatten über unserer Welt, so daß es fast 
wie ein Anachronismus anmutet, über die 
Dinge der letzten Jahre zu diskutieren und 
doch sind diese Dinge für alle Deutschen 
so schicksalsschwer für die Zukunft. Der 
Schleier, der über Deutschland lag und 
künstlich gewoben wurde, ist heute auf- 
gerissen und zerstört. Die allgemeine Linie 
wird wieder sichtbar und der Gesamtblick 
ist freigelegt. Positives und Negatives ist 
wieder abwägbar geworden und die Schale 
der Gerechtigkeit neigt sich eindeutig in 
das Positive der deutschen Sendung. 

Die Weltgeschichte ist das Weltgericht. 
Ob jene, die heute über Deutschland rich- 
ten und rechten in der Stunde des Welt- 
gerichtes die Probe ebenso bestehen wer- 
den, wie sie das Deutsche Volk bestanden 
hat? Oder wird sie das Anathema des Welt- 
gerichtes treffen: „Sie wurden gewogen 
und für zu leicht befunden?“ 

Selbst die Schrecken des letzten Krieges 
haben nicht ausgereicht, um die Mensch- 
heit von dem Fluch des Krieges endgültig 
zu befreien. Die Entwicklung der Welt 
nach 1945 treibt ganz offenkundig auf eine 
neue bewaffnete Auseinandersetzung mit 


Mitteln einer hochentwickelten Technik 
zu, einer Technik, die nicht zu den ord- 
nenden Kräften gehört, sondern zu den 
chaotischen Mächten. 

Am Vorabend dieser am Horizont aul- 
steigenden Tragödie, vielleicht der letzten 
der zivilisierten Menschheit, wollen wir 
feststellen und festhalten, daß das Deutsche 
Volk, die deutsche Politik und die deut- 
sche Wirtschaft aus dieser Entwicklung 
völlig ausgeschaltet sind. Das deutsche 
Volk hat diesmal keinen Anteil an Schuld 
-_ und wird deshalb außerhalb eines künf- 
tigen Strafgerichts stehen — es sei denn 
als Richter in gerechter Sache. 

Wohl aber können und müssen wir heute 
von einer wirklichen Kollektivschuld un- 
serer gesamten Zivilisation, ohne Ansehen 
der Nation sprechen. Die moralischen 
Widerstandskräfte gegen den Verfall un- 
serer Zivilisation werden nicht dadurch 
gestärkt, daß man das Vergeltungsprinzip 
auf den Thron erhebt und es auf Tatbe- 
stände anwendet, die dieser Grundlage 
entbehren. Das deutsche Volk ist in seiner 
übergroßen Mehrheit bereit, an der mora- 
lischen Aufrüstung der Welt teilzunehmen 
und beizutragen. Denn gerade dem deut- 
schen Volk ist in einem geschichtlich bei- 
spiellosen Inferno, in einem Meer von Blut 
und Tränen klar geworden, daß die Ret- 
tung unserer Zivilisation keine Frage der 
Macht, der Technik, oder der Politik ist, 
sondern der Moral. Gewalt und Zwang 
sind schlechte Sittenlehrer. Nachträgliches 
Moralisieren von außen ist leichter, als 
das Handelnmüssen unter der Tragik der 
Wucht eines totalen Krieges. 
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Was ist nun eigentlich das Ziel und der 
Zweck all der Nürnberger Prozesse, ein- 
schließlich der jüngsten Industrieprozesse? 
Sollte dem deutschen Volk durch eine 
Reihe solcher Prozesse gegen seine Sym- 
bole — der Nachdruck sei hier auf „Sym- 
hole“ gelegt, den Begriff der Sache im 
Gegensatz zur Person —, gegen die Sym- 
bole der Staatsgewalt, gegen die Symbole 
des Soldatentums, gegen die Symbole der 
Wirtschaft und Industrie doch noch die 
Vorstellung von einer Kollektivschuld bei- 
gebracht werden? Oder war es niedriger, 
gemeiner Haß, der sich damit mit dem 
Fluch des Verbrecherischen behaftete? 


Amerikanische Kritiker der Nürnberger 
Prozesse haben angesichts der Diktion von 
Inkriminierungen, wie sie der amerikani- 
sche Ankläger Taylor vorzutragen pflegt, 
davon gesprochen, daß hier von Beamten 
der USA dem Kommunismus in die Hand 
gearbeitet wird, den einzudämmen sich das 
amerikanische Volk in so starkem und stei- 
gendem Masse bemüht. Denn wie wäre es 
sonst denkbar, daß am Vorabend des drit- 
ten Weltkrieges in Nürnberg Vertreter der 
westlichen Zivilisation über ihresgleichen, 
Kapitalisten über Kapitalisten, Antikom- 
munisten über Antikommunisten zu Ge- 
richte sitzen? 

Die Arbeitsgemeinschaft Chemische 
Industrie des Vereinigten Wirtschaftsgebie- 
tes Westdeutschlands hat in anerkennens- 
werter Weise den vollen Wortlaut des ge- 
gen die I. G. Farben jüngst in Nürnberg 
ergangenen Urteils zur Verfügung gestellt, 
um in eine Erörterung der in dem Urteil 
aufgeworfenen Probleme einzutreten und 
diese Erörterung fortzusetzen. Dieser Auf- 
forderung soll hiermit nachgekommen wer- 
den, um eine Atmosphäre zu entgiften, die 
die Wiedereingliederung des deutschen 
Volkes und der deutschen Wirtschaft in 
das europäische Programm eines umfassen- 
den Völker- und Wirtschaftsfriedens im- 
mer noch belastet. Durch den Nebel einer 
schmutzigen Propaganda und den Sumpf 
des Hasses muß eine Gasse gebrochen wer- 
den für die Wahrheit, für das Recht und 
für die Versöhnung unter den Völkern. 

Nach 152 Verhandlungstagen erging 
mitte 1948 in Nürnberg das Urteil gegen 
die Leiter der I. G. Farben, von denen 10 
freigesprochen, während 13 zu mehr oder 
minder hohen Gefängnisstrafen verurteilt 
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wurden, die dem Grunde und der Höhe 
nach ungerechtfertigt erscheinen. Es sei 
kurz vorausgeschickt, daß die I. G. Farben- 
Industrie, deren Begründer Duisberg und 
Bosch sind, aus dem Zusammenschluß von 
6 bedeutenden Werken der chemischen In- 
dustrie 1925 entstanden ist. Das Kapital 
beträgt 1,3 Milliarden Mark, das sich auf 
400.000 Eigentümer und Aktionäre verteilt. 
Der Anteil der I. G. Farben am chemischen 
Export Deutschlands betrug bis 53%. Von 
den 40.000 beschlagnahmten deutschen Pa- 
tenten, darunter allein 30.000 Auslands- 
patente, die man als die „gewaltigste 
Kriegsbeute aller Zeiten“ bezeichnete, ent- 
fällt ein großer Teil auf die I. G. Farben. 
Es seien hier nur einige der weltbekann- 
tesien genannt: Pyramidon, Aspirin, Ger- 
manin, Atebrin, Salvarsan, Vigantol, Sul- 
fonamide, Behringsches Diphtherieserum 
etc. Es drängt sich unwillkürlich die Frage 
auf: Galt der Kampf, der in diesem Pro- 
zeß mit ungleichen Waffen gefochten wer- 
den mußte, nicht dem „Bayer“ - Kreuz 
schlechthin? 

Bevor in die durch das Urteil aufgewor- 
fenen Probleme eingetreten werden soll, 
sei im Interesse von Fairness und Wahr- 
heit vorausgeschickt, daß das Gericht un- 
ter dem Vorsitz von Curtis G. Stake fair 
und unparteilich gewaltet hat, wie sich aus 
den Protokollen der Angeklagten selbst er- 
gibt, während andrerseits gegen die An- 
klagebehörde schwere Vorwürfe, wie In- 
korrektheiten, psychische Einschüchterun- 
gen, schwere Benachteiligung der Vertei- 
digung etc. erhoben werden. Für die Er- 
fassung der historischen Wahrheit hätte 
sich zwar die kontinentaleuropäische Ge- 
richtspraxis besser geeignet als die eng- 
lisch-amerikanische, da in Kontinental- 
europa die Untersuchungsmaxime gilt, wo- 
nach der Richter verpflichtet ist, von 
sich aus die Wahrheit zu erforschen, wäh- 
rend der englisch-amerikanische Strafpro- 
zeß von der Verhandlungssmaxime be- 
herrscht wird, wonach die Anklage und 
die Verteidigung das Belastungs- bzw. das 
Entlastungsmaterial beizubringen haben. 


Die Formulierungen und die Sprache 
des I. G.-Urteils sind wohlabgewogen und 
frei von Gehässigkeiten. Es ist das erste 
Urteil dieser Art, das sich wohltuend von 
den vorausgegangenen unterscheidet. Es 
steht in krassem Gegensatz zu dem gegen 
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Alfred Krupp ergangenen, der als „Stell- 
vertreter“ für seinen Vater vor Gericht ge- 
holt wurde, und das mit Konfiskation des 
Vermögens und 12 Jahren Gefängnis en- 
dete. Dies ist einer jener Urteilssprüche, 
die rein juristisch das Vertrauen in die 
amerikanische Justiz auf das schwerste er- 
schüttern. Die politischen Folgen für das 
Verhältnis zwischen der deutschen Wirt- 
schaft und der amerikanischen Besatzungs- 
macht sind unabsehbar. Das Vermögen 
Krupps wurde zu Gunsten des Kontroll- 
rates eingezogen, eine Verfügung, von der 
nicht einmal Göring und Ribbentropp be- 
troffen wurden. Praktisch heißt dies, daß 
die Sowjetunion, der sonst von den West- 
mächten jede Beteiligung an der Ruhr- 
industrie beharrlich verweigert wird, An- 
rechte auf den vierten Teil der Kruppschen 
Masse hat,einschließlich derausländischen, 
in Schweden, der Schweiz und Spanien ge- 
legenen Vermögenswerte. Daher auch die 
freudige Zustimmung der kommunistischen 
Presse in den Westzonen. Das Urteil ist 
allerdings durch Herrn Clay noch nicht 
bestätigt — und das Staatsdepartement in 
Washington schweigt hierzu. Wird es je 
bestätigt werden? Hat Herr Clav Angst 
vor den Geistern, die er rief? 


Im Gegensatz hierzu steht das I. G.-Ur- 
teil. das wesentlich andere Züge trägt und 
einen anderen Geist atmet. Dürfen wir 
darin den ersten Wandel der amerikani- 
schen internationalen Rechtsprechung er- 
blicken, die Rückkehr auf den Boden des 
objektiven Rechts, frei von niederem Haß, 
eine Rechtsprechung, die auch dem Geg- 
ner die nationale Ehre beläßt und ihm das 
Grundrecht des natürlichen Patriotismus 
zubilligt? Wenn dem so ist, dann sind wir 

auf einem Boden angelangt, auf dem auch 
wir bereit sind, mit dem Sieger ehrlich und 
gerecht zu diskutieren über das, was war 
und das, was werden soll, auch vom Ge- 
sichtspunkt der Fortentwicklung der Wis- 
senschaft des internationalen Rechts aus. 


Bis jetzt steht allerdings noch der finstere 
Schatten der Justiz-Schmach von Nürn- 
berg und ihrer Schauprozesse zwischen 
uns und den Siegern. Könnte der Flugsand 
der Vergessenheit über sie gestreut wer- 
den —— es wäre heute ihren Urhebern viel- 
leicht nicht unerwünscht — jedoch man- 
che dieser Urteile sind mit dem Blute Un- 


schuldiger geschrieben, das nicht ruhen 
wird, bis zum Tage der Rechtfertigung. 

Mit dem Urteil des Nürnberger Tribu- 
nals gegen die I. G. Farben ist die These 
von der - Kollektivschuld des deutschen Vol- 
kes und der deutschen Industrie und Wirt- 
schaft zusammengebrochen. Das Nürnber- 
ger Gericht hat den Vorwurf, daß das 
denische Volk und die deutsche Industrie 
„an der planmäßigen Vorbereitung und 
Durchführung eines Angriffskrieges, an 
Verbrechen gegen den Frieden und die 
Menschlichkeit“ teilgenommen habe, zu- 
rückgewiesen und ist in diesem für uns so 
wesentlichen Punkt zu einem Freispruch 
gekommen. 


Die Anklage bestand aus 5 Anklagepunk- 
ten über Zugrundelesung des Art. II des 
Kontrollratsgesetzes Nr. 10 vom 22. 12. 45. 


Anklagepunkt 1: Planung, Vorbereitung, 
Einleitung und Durchführung von An- 
eriffskriegen und Invasionen anderer Län- 
der, Verbrechen gegen den Frieden. 


Anklagepunkt 2: Kriessverbrechen und 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
durch Teilnahme an der Ausraubung von 
öffentlichem und privatem Eigentum in 
Ländern unter deutscher kriegerischer Be- 
setzung. 


Anklagepunkt 3: Kriegsverbrechen und 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
durch Teilnahme an der Versklavung der 
Zivilbevölkerung in besetzten Gebieten, 
Einziehung von Zivilisten zur Zwangs- 
arbeit, Verwendung von Kriegsgefangenen 
zu rechtlich unzulässigen Arbeiten. 

Anklagepunkt 4: Mitgliedschaft in der 
S.S. 


Anklagepunkt 5: Teilnahme an einer 
Verschwörung zur Begehung von Verbre- 
chen gegen den Frieden. 


Zu den Anklagepunkten 1 und 5 kam 
das Nürnberger Gericht zu einem Frei- 
spruch. Wegen der grundsätzlichen Be- 
deutung der Begründung, die das Gericht 
selbst hierzu gibt, seien die wichtigsten 
Punkte zitiert. Die Ausführungen des Ge- 
richtes hierzu sind von historischem In- 
teresse und werden in die Geschichte ein- 
gehen. 

Die Invasionen und Angriffskriege sol- 
len nach der Anklage von der I. G. Farben 
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und ihren Leitern gegen Oesterreich, die 
Tschechoslowakei, Polen, Großbritannien, 
Frankreich, Dänemark, Norwegen, Bel- 
gien, Holland, Luxemburg, Jugoslawien 
und Griechenland, Sowjetrußland und die 
Vereinigten Staaten geführt worden sein. 


Demgegenüber hebt das Urteil hervor, 
daß der kriegerische Ton des Buches 
„Mein Kampf“ völlig unvereinbar ist mit 
der großen Anzahl der späteren Aufrufe 
Hitlers und der Reden, die er als Ober- 
haupt des Reiches vor der Oeffentlichkeit 
gehalten hat. In ihnen allen träten näm- 
lich von der Machtergreifung bis 1939 stän- 
dig zwei Gedankengänge zutage: Furcht 
vor dem Kommunismus und Hitlers Frie- 
densliebe. Das Gericht erörtert dies an 
Hand verschiedener Aeußerungen Hitlers 
von 1933 bis 1939. Es erwähnt weiter den 
Vierjahresplan, den Hitler auf dem Partei- 
tag von Nürnberg am 9. 9. 1938 verkün- 
dete, der nach Ansicht des Gerichtes den 
militärischen und wirtschaftlichen Wie- 
deraufbau Deutschlands zum Zwecke eines 
Angriffskrieges ins Auge gefaßt hatte. Für 
eine strafbare Teilnahme daran erfordert 
das Gericht mit Recht den Nachweis, daß 
den Angeklagten diese Angriffspläne be- 
kannt waren und hält diesen Nachweis 
nicht als erbracht. Zur Begründung hier- 
für führt das Gericht aus, daß der Allge- 
meinheit solche Pläne nicht bekannt ge- 
wesen seien, was sich daraus ergibt, daß 
selbst Kardinal Innitzer und die öster- 
reichischen Bischöfe am 18. 3. 1938 in ei- 
ner feierlichen Erklärung den National- 
sozialismus willkommen hießen, daß fer- 
ner England, Frankreich und Italien sich 
zu dem Münchener Abkommen vom 29. 9. 
1939 bereitfanden und NevilleChamberlain 
die gemeinsame Erklärung mit Hitler vom 
30. 9. 1938 unterzeichnete, der am 6. 12. 
1938 eine gemeinsame deutsch-französische 
Erklärung der beiden Außenminister über 
ihre friedlichen und gutnachbarlichen Be- 
ziehungen folgte. 


Hierzu wäre zu bemerken, daß gerade 
angesichts dieser Vorgänge das Vorliegen 
eines Planes eines Angriffskrieges nur Sa- 
che einer späteren, objektiven Geschichts- 
schreibung sein kann, wobei das Gesetz von 
Ursache und Wirkung die Lösung der Fra- 
ge bringen dürfte. Bereits heute erscheint 
uns das Versailles von 1918 als die Ursache 
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allen Uebels der Zeit nach 1918 und alles 
andere war Wirkung. Zu diesem Schluß 
kommt selbst ein Churchill in seinen Me- 
moiren. 


Das Gericht hebt weiter die Nichtan- 
griffspakte Hitlers von 1939 mit Däne- 
mark, Estland, Lettland und der Sowjet- 
union hervor und auch die friedfertigen 
an Polen gerichteten Reden Hitlers vom 
Februar 1938 und April 1939. Das Gericht 
zieht aus alledem den Schluß: „dem 
durchschnittlichen deutschen Bürger, sei 
er Akademiker, Bauer oder Industrieller, 
kann auf Grund dieser Ereignisse schwer- 
lich die Kenntnis unterstellt werden, daß 
ein Angriffskrieg geplant gewesen sei. „Das 
Gericht erklärte auch die Auffassung für 
unbegründet, daß nach den Ereignissen in 
Oesterreich und in der Tschechoslowakei 
jeder vernünftige Mensch wissen mußte, 
daß Hitler einen Angriffskrieg gegen ir- 
gendwen plane. In den Augen des deut- 
schen Volkes habe Hitler vielmehr große 
und gerechte diplomatische Siege errun- 
gen durch die bloße Drohung der gepan- 
zerten Faust, aber ohne den Frieden zu 
gefährden. Das Urteil fährt fort, daß die 
Staatsmänner anderer Länder Abkommen 
mit Hitler abgeschlossen und dadurch ihre 
Anerkennung dieser diplomatischen Erfol- 
ge zum Ausdruck gebracht haben. Sollte 
der gemeine Mann in Deutschland weni- 
ger vertrauensselig gewesen sein? Nach An- 
sicht des Gerichtes gehe es daher nicht an, 
eine allgemeine Kenntnis der deutschen 
Bevölkerung und damit auch der Ange- 
klagten von einem Angriffskrieg anzuneh- 
men. 


Es verdient hervorgehoben zu werden, 
daß das Gericht bewußterweise den gefähr- 
lichen Fehler zu vermeiden versucht hat, 
das Verhalten der Angeklagten ausschließ- 
lich von der Gegenwart aus zu betrachten. 
Es hat sich vielmehr im Gegenteil bemüht 
auf Grund der Lage, in der die Situation 
den Angeklagten damals erschien oder 
hätte erscheinen müssen, auf ihre Kennt- 
nis, ihren Seelenzustand und ihre Motive 
zu schließen. 


Von Interesse sind die Ausführungen des 
Gerichts über die deutsche Wiederauf- 
rüstung. Es bezieht sich auf die Entschei- 
dung des Internationalen Militärgerichts- 
hofes in Nürnberg, daß die deutsche Wie- 
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deraufrüstung an sich nicht strafbar ge- 
wesen sei. Deshalb könne die Teilnahme 
eines Deutschen an ihr nur dann ein Ver- 
brechen darstellen, wenn er an ihr mitge- 
wirkt hätte in der Kenntnis, daß sie die 
Führung von Angriffskriegen zum Ziele 
hatte. Da diese Kenntnis den Angeklagten 
nicht nachgewiesen werden konnte, auch 
aus dem Riesenmaß der Aufrüstung nicht 
zu folgern war, so wurden sie freigespro- 
chen. Die Anklagebehörde habe für diese 
Kenntnis kein Material beigebracht, son- 
dern sich in bloßen Vermutungen verloren. 
Die Teilnahme der Angeklagten am Kriege 
nach dessen Ausbruch sei nicht über die 
eines durchschnittlichen anständigen Bür- 
gers und Geschäftsmannes hinausgegangen. 

Es ist dies das erste Mal, daß ein solches 
Tribunal an diese Dinge den in der ganzen 
zivilisierten Welt sonst üblichen Maßstab 
der nationalen Ehre und der Moral anlegt 
und nicht den eines Verräters oder Märty- 
rers, wie es bisher üblich war. 

Das Urteil bedeutet weiter eine völlige 
Entlastung der I. G. Farben von dem in 
der ganzen Welt mit so viel Haß und Gift 
verbreiteten Spionageverdacht. Das Ge- 
richt stellt zur Frage der Propaganda, des 
Nachrichtendienstes und der Spionage fest, 
daß die Vertreter der I. G. Farben eine 
derartige Tätigkeit in Bezug auf industriel- 
le und kaufmännische Angelegenheiten 
entfaltet hätten, ohne über den Bereich 
der üblichen Handelsspionage hinauszu- 
greifen. 

Das Nürnberger Gericht befaßt sich end- 
lich mit der Frage, ob es bewiesen sei, 
daß einer der Angeklagten sich eines An- 
eriffskrieges im Sinne des Art. II la des 
Kontrollratsgesetzes Nr. 10 schuldig ge- 
macht habe und kommt zu dem Kern der 
Problematik aller bisherigen Kriegsverbre- 
cher-Prozesse: Kann ein Völkerrechtsde- 
likt nur von souveränen Staaten oder auch 
von Einzelindividuen begangen werden? 
Können Strafgesetze rückwirkende Kraft 
haben? 

Das Nürnberger Gericht stellt in dem 
I. G.-Prozeß die Frage folgendermaßen: 
Ist es völkerrechtlich strafbar, wenn der 
Bürges eines Landes, das einen anderen 
Staat ohne Provokation angegriffen hat, 
die Rüstungsmaßnahmen seiner Regierung 
unterstützt? Oder ist die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit auf diejenigen zu be- 
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schränken, die für die Formulierung und 
Durchführung der großen Politik verant- 
wortlich sind, die einen solchen Krieg ver- 
ursachte? 

Das Gericht entscheidet sich in aller 
Schärfe für die letztere Alternative, da es 
andernfalls überhaupt keine praktische 
Abgrenzung der strafrechtlichen Verant- 
wortlichkeit geben könne bis hinab zum 
„gemeinen Soldaten auf dem Schlachtfeld, 
dem Bauern, der seine Erzeugung von 
Nahrungsmitteln vermehrt hat, um die be- 
waffnete Macht zu erhalten, oder der 
Hausfrau, die Fett für die Munitionsher- 
stellung eingespart hat“. Kein Hindernis 
für eine Bestrafung allerdings würde es 
sein, daß das Völkerrecht sich bis jetzt nur 
mit den Handlungen souveräner Staaten 
befaßt habe. Die Ausdehnung völkerrecht- 
licher Delikistatbestände auf Einzelperso- 
nen sei zulässig. Es handle sich in diesen 
Fällen auch nicht um die Anwendung eines 
etwa erst nach der Tat erlassenen Geset- 
zes. Der Grundsatz: „Nullum crimen sine 
lege“ sei nicht verletzt. Dies habe bereits 
der internationale Militärgerichtshof in 
Nürnberg festgestellt mit dem Hinweis 
darauf, daß auch die Verbrechen gegen 
das Völkerrecht von Menschen begangen 
werden können und nicht nur von abstrak- 
ten Wesen und daß die hier in Frage ste- 
henden Straftaten schon seit langem von 
der zivilisierten Welt und den zivilisierten 
Völkern als strafbar angesehen würden. 

Es sei aber selbstverständlich undenk- 
bar, daß die Mehrheit aller Deutschen 
verdammt werden müßte mit der Begrün- 
dung, sie hätten Verbrechen gegen den 
Frieden begangen. Das würde der Billi- 
gung des Begriffes der Kollektivschuld 
gleichkommen und logischerweise zu einer 
Massenbestrafung führen, für die es keinen 
Präzedenzfall im Völkerrecht und keine 
Rechtfertigung in den Beziehungen zwi- 
schen den Menschen gebe. 

„Wir können von einem gewöhnlichen 
Bürger nicht erwarten, daß er sich in eine 
Zwangslage versetzen läßt, in der er mit- 
ten in der aufregenden Kriegsatmosphäre 
entscheiden muß, ob seine Regierung 
Recht oder Unrecht hat, oder, wenn sie 
anfangs im Recht gewesen ist, den Augen- 
blick bestimmen muß, von dem an sie sich 
ins Unrecht gesetzt hat. Wir können nicht 
verlangen, daß dieser Bürger sich zu der 
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Ueberzeugung bekennt, daß sein Land zum 
Angreifer geworden sei und daß er seinen 
Patriotismus, seine Treue zu seinem Hei- 
matland und die Verteidigung seines eige- 
nen Herdes aufgibt, weil er Gefahr läuft, 
eines Verbrechens gegen den Frieden be- 
schuldigt zu werden, während er doch an- 
dererseits zum Verräter an seinem eigenen 
Lande werden würde, wenn er auf Grund 
von Tatsachen, von denen er nur ungenaue 
Kenntnis hat, eine falsche Entscheidung 
trifft. Würde man eine solche Entschei- 
dung von ihm verlangen, so würde man 
ihm eine Aufgabe zumuten, der sich die 
Staatsmänner der Welt und die Völker- 
rechtswissenschaftler nicht gewachsen ge- 
zeigt haben, als sie versuchten, eine klar 
umrissene Definition des Begriffes „An- 
griff“ zu finden. 

Ueber den gewöhnlichen Bürger hinaus 
bewertete das Gericht aber auch nicht die 
Angeklagten. Das Gericht verneinte daher 
aus all diesen Gründen den Anklagepunkt 
eins und fünfund kam insoweit zur Frei- 
sprechung. 

Die Begründung des Urteils: Das Urteil 
setzt einen Trennungsstrich unter die poli- 
tischen Diskussionen der letzten Jahre 
über die brennendste Frage: Die Kriess- 
schuldfrage des Deutschen Volkes. Es war 
zu erwarten, daß nach diesem Kriege die 
Schuldfrage aufgeworfen würde. Wichtig 
ist für uns, die wir zu den Besiegten ge- 
hören, daß von dem Deutschen Volk der 
Vorwurf der Planung und Entfesselung ei- 
nes Angriffskrieges genommen ist, daß nie- 
mand mehr das Deutsche Volk des Mordes 
bezichtigen kann. Man könnte darüber 
streiten, wer berechtigt ist, über Schuld 
oder Nichtschuld zu befinden. Wenn wir 
auch grundsätzlich nach wie vor den 
Grundsatz vertreten, daß wir nicht aner- 
kennen können, daß der Sieger über den 
Besiegten richtet, sondern bestenfalls ein 
internationales Forum neutraler Mächte 
auf Grund vorausgegangener Vereinbarung, 
so ist dieser Streit dann müssig, wenn selbst 
der Sieger zu einem Freispruch kommt. 
Einem solchen Urteile kommt dann dop- 
peltes Gewicht bei. In grundsätzlichen 
Ausführungen verneint das Gericht des 
Siegers eine Kollektivschuld des Deutschen 
Volkes und der deutschen Industrie. Die- 
sen Feststellungen ist an sich nichts hin- 
zuzufügen. Sie wirken in sich selbst und 
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stellen eine völlige Umkehr dessen dar, was 
bisher über diesen Punkt im Inland und 
Ausland gesprochen und geschrieben wur- 
de. Sie sind von grundlegender Konsequenz 
für die Gesamtheit des Deutschen Volkes 
und seine Industrie. Sie sind nicht nur für 
uns von historischer Bedeutung, sondern 
sie werden in die Geschichte eingehen. 
Eine weitere Feststellung grundsätzlicher 
Bedeutung liegt darin, daß das Gericht die 
persönliche Strafbarkeit des Bürgers eines 
Landes verneint, das sich eines Angriffs- 
krieges schuldig gemacht hat, auch wenn 
der Bürger die Rüstungsmaßnahmen sei- 
ner Regierung unterstützt. Es beschränkt 
die Verantwortlichkeit auf die für die For- 
mulierung und Durchführung der großen 
Politik Verantwortlichen. Hierin ist ein 
grundsätzlicher Fortschritt der internatio- 
nalen Rechtsentwicklung und Rechtspre- 
chung zu erblicken. Sie trägt dem Rech- 
nung, was jeder einzelne erlebt und an sich 
selbst erfahren konnte. Es ist die Aner- 
kennung des patriotischen Zwiespaltes, in 
den jeder geraten konnte, der in Deutsch- 
land das Vaterland über ein politisches 
System gesetzt hat. Die Geschichte — und 
nicht zuletzt die europäische — ist hier 
nicht ohne Vorbild bis in die allerjüngste 
Zeit hinein. Das Gericht des Siegers setzt 
in grundlegenden Ausführungen dem na- 
türlichen Patriotismus, der Treue zur Hei- 
mat und der Pflicht des Bürgers zur Ver- 
teidigung seines Herdes, seiner Heimat ein 
Denkmal, indem es diese Grundrechte und 
Grundpflichten eines „anständigen Bür- 
gers“ anerkennt und damit von der schmut- 
zigen, gesinnungslosen Forderung gewisser 
Kreise des In- und Auslandes abrückt, wo- 
nach jeder Deutsche ein Verräter hätte 
sein sollen, wenn er sich nicht als „Kriegs- 
verbrecher“ strafbar machen wollte. Ein 
hoher alliierter Offizier äußerte einmal: 
„Wir brauchen den Verräter, aber wir ver- 


achten ihn“. 


Das Urteil ist nicht mehr und nicht we- 
niger als die Anerkennung und Sanktionie- 
rung des Patriotismus der einfachen, na- 
türlichen Empfindung, die jeder anstän- 
dige Bürger für sein Vaterland hegt, und 
es ist zugleich die Verurteilung des Ver- 
räters in der Werkstelle internationaler 
Moral und der internationalen Rechtspre- 
chung. Es gibt keine Pflicht zum Verrat, 
das wäre die Anerkennung der Verpflich- 
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tung zur Unmoral. Welche Beschämung 
für all jene Verräternaturen, wenn selbst 
ein Gericht des Siegers den Verrat als 
Norm ablehnt! All jene Verräter, seien es 
Diplomaten, Militärs oder politisierende 
Journalisten des In- und Auslandes, die 
sich heute nicht genug mit der Herausstel- 
lung ihrer „Verdienste“ rühmen können, 
daß sie nämlich schon seit langem an ih- 
rem Vaterland Verrat geübt hätten! „Wir 
brauchen den Verräter, aber wir verachten 
ihn.“ 

Soweit Freispruch von der Verschwörung 
von Verbrechen gegen den Frieden erfolgt 
ist, handelt es sich um einen juristischen 
Begriff, der uns nieht geläufig ist. Er ist 
vom anglo-amerikanischen Recht entwik- 
kelt worden. In unserer Rechtsvorstellung 
ist er nur historisch verankert und führt 
uns in die Vorstellungswelt zurück, die wir 
bei der Lektüre von Ciceros katilinarischen 
Reden empfunden haben. — 


Den Ausführungen des Gerichtes, wonach 
auch ein Einzelindividuum ein Völker- 
rechtsdelikt begehen kann, müssen wir je- 
doch grundsätzlich widersprechen. Es of- 
fenbart sich hier die allen Nürnberger Ur- 
teilen zugrunde gelegte Auffassung des 
anglo-amerikanischen Völkerrechtsbesrif- 
fes, wonach alle feindlichen Staatsangehö- 
rigen als „Feinde“ zu betrachten sind. Dies 
entspricht der im Altertum geltenden Auf- 
fassung: „Inimiei nostrae civitatis sunt 
inimici nostri“. 


Das Völkerrecht ist das Recht zwischen 
souveränen Staaten, aber nicht zwischen 
Einzelpersonen. Völkerrechtssubjekt sind 
nurStaaten, aber nichtPersonen. Das Völ- 
kerrechtsdelikt ist das völkerrechtswidrige 
Verhalten eines Staates einem anderen 
Staate gegenüber. Nicht deliktsfähig sind 
daher Einzelindividuen. Verstoßen_letz- 
tere gegen das Völkerrecht, so haften sie 
nach der eigenen nationalen Gesetzgebung. 
Das Völkerrecht kennt auch keine einzel- 
nen Deliktstatbestände etwa nach der Art 
eines internationalen Strafgesetzbuches. 
Es kennt auch keine normierten Strafen. 
Das völkerrechtliche Delikt wird notwen- 
digerweise durch die Organe des Staates 
begangen. Der Staat haftet für das völker- 
rechtswidrige Verhalten seiner Örgane. 
Für Handlungen von Personen der bewaff- 
neten Macht haftet gleichfalls der Staat, 


was in Art. 3 des vierten Haager Abkom- 
mens, das von allen Staaten anerkannt ist, 
ausdrücklich festgelegt ist. Danach gilt: 
Wenn ein Staat seinen Organen einen Be- 
fehl erteilt, so muß der andere Staat die- 
sen Befehl respektieren und darf ihn nicht 
an den Untertanen sühnen, die dem Befehl 
Folge geleistet haben. Damit sind wir bei 
der strittigen Lehre des „rechtswidrigen 
Befehls“ angelangt. Ein unmoralischer 
Befehl, wie z. B. Mord, bleibt ein gemeines 
Verbrechen und kann nicht damit exkul- 
piert werden, daß er befohlen war. Er ist 
nach den nationalen Gesetzen zu bestrafen. 
Der Befohlene hat in solchem Falle nicht 
nur das Recht, sondern die Pflicht zur Ob- 
struktion. Nach europäisch-kontinentaler 
Auffassung des Völkerrechts richtet sich 
der Krieg nicht gegen die feindlichen 
Staatsbürger, sondern gegen den feind- 
lichen Staat. Das ist der klassische Kriegs- 
begriff des in Jahrhunderten entwickelten 
Völkerrechts. Nach bisher geltendem Völ- 
kerrecht kann daher an Einzelpersonen 
kein Völkerrechtsdelikt geahndet werden. 
Der Krieg wird zwischen den Streitkräften 
der feindlichen Swaten geführt. Eine Ab- 
weichung von diesen hergebrachten Nor- 
men bedeutet ein Verlassen elementarer 
Völkerrechtsbegriffe und steht mit dem 
auch von der Gegenseite sonst so hartnäk- 
kig vertretenen Grundsatz der Souveränität 
der Staaten in Gegensatz. Eine andere Aus- 
legung würde außerdem zwangsläufig zum 
Krieg der Individuen „Aller gegen Alle“ 
führen. Es würde den Krieg zu äußerster 
Totalität und rücksichtsloser Härte und 
Grausamkeit steigern, da jeder Kombat- 
tant fürchten müsse, im Falle des Unter- 
liegens als „Kriegsverbrecher“ behandelt 
zu werden. Damit wären wir außerdem 
beim bolschewistischen Kriegsbegriff an- 
gelangt, der an die Stelle des völkerrecht- 
lichen Staatenkrieges den revolutionären 
Krieg gegen den Einzelnen proklamiert. 


Damit fällt die Rechtsgrundlage aller 
Nürnberger Prozesse. Selbst amerikanische 
Kreise haben erklärt, daß es sich bei der 
Aburteilung der Militärs um Sonderfälle 
des Kriegsrechtes handeln würde, für die 
das Nürnberger Forum nicht zuständig sei. 
Viele sind damit das Opfer einer auf dem 
europäischen Kontinent neuen Auslegung 
des Völkerrechts geworden, die wir jedoch 
nach wie vor ablehnen müssen, denn sie 
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ist eine selbst bei den Siegern bisher als 
unmöglich bezeichnete Rechtsauslegung. 


Aus den gleichen Gründen müssen wir 
uns den Ausführungen des Gerichts hin- 
sichtlich der Anwendung von Strafgesetzen 
mit rückwirkender Kraft widersetzen. 

Der altrömische Grundsatz: Nulla poena 
sine lege, hat bisher in der abendländi- 
schen Rechtsgeschichte seit nun fast 2000 
Jahren seine Gültigkeit bei allen Völkern 
des Kontinents bewahrt. Es ist den Siegern 


dieses Krieges vorbehalten geblieben, in. 


diesen Grundsatz des alten Kontinents ein- 
zubrechen. Wir halten daran fest, daß der 
Täter zur Zeit der Tat wissen muß, welche 
Strafe ihn erwartet, wenn er eine Tat be- 
geht. Wenn die Sieger heute erklären, daß 
ein Völkerrechtsdelikt nun auch von Ein- 
zelnen begangen werden kann, in Abwei- 
chung der bisherigen Völkerrechtslchre, 
und die Bestrafung der Einzelnen damit 
begründen, daß sie gegen allgemeine Mo- 
ralbegriffe verstoßen haben, so fragen wir: 
Was ist Moral, wer bestimmt darüber, wo 
sind diese Begriffe niedergelegt? Die 
„Moral“ ist weder ein internationaler noch 
ein nationaler Strafmaßstab, noch begrün- 
det die Verletzung derselben einen Straf- 
tatbestand internationaler oder nationaler 
Art. Es sei in diesem Zusammenhang auf 
die Erklärung des Heiligen Stuhles verwie- 
sen, der die rückwirkende Anwendung von 
Strafgesetzen und die Strafbegründung un- 
ter Hinweis auf die allgemeine Moral ver- 
urteilt hat. 

Mit Genugtuung vermerken wir die Aus- 
führungen des Gerichtes, wonach eine 
Massenbestrafung des Deutschen Volkes 
abgelehnt wird, weil sie der Unterstellung 
einer Kollektivschuld gleichkäme, für die 
es keinen Präzedenzfall im Völkerrecht 
und in den Beziehungen zwischen den 
Menschen gäbe. Damit werden auch die 
sog. „Entnazifizierungsgesetze“ von einem 
Gericht des Siegers selber desavouiert, die 
weiter nichts sind als eine Massenbestra- 
fung von 8 Millionen Deutschen an Hab 
und Gut und an ihrer menschlichen und 
beruflichen Ehre, bloß weil sie einer poli- 
tischen Partei angehört haben, ohne Rück- 
sicht darauf, ob sie sich eines kriminellen 
Verbrechens schuldig gemacht haben oder 
nicht. 

Zur Erläuterung der praktischen Nutz- 
anwendung der neuen Völkerrechtsausle- 
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gung durch die Nürnberger Gerichte und 
des Begriffes „Moral“ als Strafmesser sei 
ein aktueller Vorfall zur Debatte gestellt. 
In zahllosen Nürnberger Prozessen haben 
die Sieger bekundet, daß Beamte und Sol- 
daten auch dann nicht straffrei sind, wenn 
sie auf höheren Befehl die Menschlichkeit 
verletzen mußten. Diese Rechtsauffassung 
hat nun in einem Vorfall eine bedenkliche 
Durchlöcherung erfahren, als es galt, diese 
Theorie nicht wis bisher im Lande der Be- 
siegten, sondern im eigenen Hause anzy- 
wenden. Holländische Soldaten hatten 
sich im Januar 1949 geweigert, in Indo- 
nesien ein Eingeborenendorf niederzubren- 
nen, in dessen Nähe Terroristen einige 
Landminen gelest hatten. Da die Soldaten 
nur Frauen und keine Männer vorfanden, 
weieerten sie sich, den Befehl auszuführen, 
worauf sie von einem Militärgericht wegen 
Gehorsamsverweigerung zu härtesten Ker- 
kerstrafen verurteilt wurden. Die Richter 
hielten den Ungehorsam der Soldaten für 
schwerer, als deren Respekt und Gewissen 
vor der „Menschlichkeit“. Es drängt sich 
unwillkürlich die Parallele zu dem Fall 
„Lidice“ auf, wo Deutsche, weil sie einen 
ähnlichen Befehl ausführten, in Nürnberg 
wegen „Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit“ zum Tode ver- 
urteilt wurden. Im Zeitalter der Vereinten 
Nationen dürfte es nach unserer Meinung 
keine so erheblichen, groben Abweichun- 
gen im internationalen Recht mehr geben. 


Warum gelten in diesem prinzipiellen 
Falle nicht die gleichen Nürnberger 
Rechtsgrundsätze? Die gleichen holländi- 
schen Richter haben in früheren Prozessen 
gegen deutsche „Kriegsverbrecher“ die 
Entschuldigung des höheren Befehls nicht 
gelten lassen, sondern haben verlangt, daß 
der deutsche Soldat sich gegen seine Vor- 
gesetzten und ihre als unmenschlich ange- 
sehenen Befehle hätte auflehnen müssen. 
Die gleichen Richter bestrafen ihre eige- 
nen Soldaten, weil sie sich gegen solche 
unmenschlichen Befehle aufgelehnt ha- 
ben! Die neue internationale „Rechts- 
moral“ erscheint uns hier nicht ganz lo- 
gisch und konsequent! Ist die „Moral“ ein 
absoluter oder nur ein relativer Maßstab, 
der nur an den Besiegten angelegt wird? 
Es gäbe noch viel größere und eindeutigere 
Möglichkeiten für die Anwendung der 
Nürnberger Rechtsgrundsätze. Es sei hier 
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nur an die Nachkriegsverbrechen und die 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit in 
der Tschechoslowakei, das Schicksal der 
Sudetendeutschen, das Schicksal der deut- 
schen Kriegsgefangenen in Jugoslawien, in 
Sowjetrußland und das Los der schlesi- 
schen Flüchtlinge erinnert. 


Der zweite Komplex des Urteils befaßt 
sich mit den Anklagepunkten zwei und 
drei, die wegen ihres inneren Zusammen- 
hanges als Ganzes behandelt und darge- 
stellt werden sollen. 


Im Anklagepunkt zwei wird der Vor- 
wurf erhoben, Kriegsverbrechen und Ver- 
brechen gegen die Menschlichkeit durch 
Plünderung öffentlichen und privaten Ei- 
gentums, Ausbeutung, Raub und andere 
Vergehen in den von Deutschland besetz- 
ten Gebieten begangen zu haben. 


Der Tatbestand der Plünderung und 
Ausbeutung wurde nach dem Urteil darin 
erblickt, daß die ausländischen Industrie- 
unternehmungen der besetzten Gebiete zu 
Eigentumsübertragungen veranlaßt wor- 
den sind, sowie zu Verträgen, denen das 
Merkmal der freiwilligen Entschließung 
fehlte. 


Das Urteil hat hierin eine Völkerrechts- 
verletzung erblickt. Es stützt sich insoweit 
auf die Haager Landkriegsordnung, nach 
welcher es entscheidend darauf ankommt, 
ob die Eigentümer der Vertragspartner in 
besetzten Gebieten zur dauernden Aufgabe 
ihres Eigentums unter solchen Umständen 
veraniaßt worden sind, daß ihre Einwilli- 
gung nicht als eine freiwillige anzusehen 
ist. Die I. G.-Farbenindustrie habe die che- 
mische Industrie und verwandte Industrien 
Europas geplündert und ausgebeutet, um 
dadurch die deutsche Kriegsmaschine zu 
stärken. 

Das Gericht lehnt es hierbei ab, den 
Vorwurf des Raubes und der Plünderung 
von Eigentum in Oesterreich, im Sudeten- 
land und in der Tschechoslowakei als 
schlüssig anzusehen, da diese Handlungen 
nicht als Verbrechen gegen die Mensch- 
lichkeit oder als Kriegsverbrechen, son- 
dern höchstens als Eigentumsdelikte ange- 
sehen werden können. Damit entfällt für 
diese drei Länder der einzige Gesichts- 
punkt für eine Bestrafung aus dem Kon- 
trollrats-Gesetz, weil ein Kriegsverbrechen 
hinsichtlich dieser Länder nicht in Frage 


kommt, da sie nicht kriegerisch besetzt 
waren. 


Das Gericht verneint auch hinsichtlich 
der übrigen Länder den Tatbestand der 
Ausraubung und Plünderung als Verbre- 
chen gegen die Menschlichkeit, sondern 
untersucht sie vielmehr nur unter dem Ge- 
sichtspunkt des Kriegsverbrechens. Die 
hierfür in Betracht kommende Bestim- 
mung des Art. II 1 (b) des Kontrollrats- 
Gesetzes Nr. 10 befaßt sich insbesondere 
mit der Plünderung von öffentlichem oder 
privatem Eigentum. 


Das Gericht weist hierbei den Vorwurf 
zurück, daß auch diese Bestimmung den 
Rechtsgrundsatz „nullum crimen sine lege“ 
verletze. Plünderung müsse als ein allge- 
mein anerkanntes völkerrechtliches Delikt 
angesehen werden und habe schon vor dem 
Kontrollrats-Gesetz als völkerrechtliches 
Kriegsverbrechen gegolten. Das Gericht 
beruft sich hierzu insbesondere auf die 
Haager Konvention von 1907 und ihren 
Nachtrag, die „Haager Landkriegsord- 
nung“ und zwar im einzelnen auf die Ar- 
tikel 46, 47, 52, 53 und 55. Nach Ansicht 
des Gerichts ist danach Plünderung und 
somit eine Verletzung des Völkerrechts ge- 
geben, wenn private natürliche oder juri- 


- stische Personen die militärische Besetzung 


dazu ausnutzen, sich Privateigentum ge- 
gen den Willen und die Zustimmung des 
früheren Eigentümers anzueignen, sei es 
auch unter Zahlung eines Kaufpreises oder 
einer anderen angemessenen Entschädi- 
gung, sei es weiter durch Entwurf oder 
Ausführung eines bestimmten, sorgfältig 
ausgearbeiteten Planes zum dauernden Er- 
werb solcher Vermögenswerte, insbesonde- 
re durch äußerlich noch so verschiedene, 
in der Wirkung aber gleiche Transaktio- 
nen (Erwerb von Aktien, Kontrolle), auch 
wenn sie äußerlich den Anschein der 
Rechtmäßigkeit haben und von dem Ver- 
äußerer anscheinend freiwillig vorgenom- 
men wurden. 


Entscheidend ist, ob zu solchem Erwerb 
die Einwilligung von dem bisherigen In- 
haber tatsächlich freiwillig gegeben wurde. 


Das Gericht geht dabei von dem Gedan- 
ken aus, daß das bloße Vorhandensein der 
militärischen deutschen Besetzung noch 
kein zwingender Beweis für einen Druck 
auf den bisherigen Eigentümer sei, wenn 


9 


Approved For Release 2002/01/16 : CIA-RDP83-00415R004000200003-1 





Approved For Release 2002/01/16 : CIA-RDP83-00415R004000200003-1 


auch nicht verkannt werden dürfe, daß 
kaufmännische Rechtsgeschäfte, die in 
Friedenszeiten durchaus gesetzmäßig sein 
mögen, eine ganz andere Bedeutung erlan- 
gen, wenn sie während einer kriegerischen 
Besetzung abgeschlossen werden. 

Die Anklage müsse jedoch bei einem 
äußerlich nach Form und Inhalt wirksam 
erscheinenden Rechtsgeschäft beweisen, 
daß es durch Anwendung von Druckmit- 
teln abgeschlossen worden ist. Keine Ent- 
schuldigung sei jedoch, daß die von den 
Angeklagten in den besetzten Gebieten 
durchgeführten Maßnahmen von ihrer Re- 
gierung angeordnet oder gebilligt gewesen 
seien. Keine Entschuldigung sei auch, daß 
für solche Handlungen die bisherigen völ- 
kerrechtlichen Grundsätze keine klare 
Grenze der Zulässigkeit ergeben und daß 
endlich die Haager Bestimmungen teil- 
weise durch den Begriff des totalen Krie- 
ges überholt seien. Die grundsätzliche 
Auffassung von der Achtung für fremdes 
Eigentum während einer kriegerischen Be- 
setzung habe sich nicht geändert. Die auf 
weiten Gebieten des Kriegsrechtes beste- 
hende tiefe Unsicherheit erstreckt sich 
nach Ansicht des Gerichtes nicht auf die 
für eine kriegerische Besetzung geltenden 
Grundsätze der Haager Bestimmungen und 
es gehe über die Machtbefugnisse aller 
Staaten hinaus, ihre Bürger zu Zuwider- 
handlııngen geren das internationale Straf- 
recht zu ermächtigen. 


Zusammenfassend stellt das Gericht zu 
diesem Punkte fest, daß die IG-Farben 
solche Eigentumsdelikte in Polen, Norwe- 
gen, Elsaß-Lothringen und Frankreich be- 
gangen habe und zwar durch Erwerb von 
dauernden Rechten an den vom Reich be- 
schlagnahmten Vermögenswerten, in ande- 
ren Fällen, in denen Verhandlungen mit 
den Privateigentümern nötig waren, durch 
Erwerb erheblichen oder beherrschenden 
Einflusses gegen den Willen der Eigen- 
tümer, wenn auch die Verträge darauf be- 
rechnet gewesen seien, den falschen An- 
schein der Rechtmäßigkeit zu erwecken. 
Das Hauptziel sei die Beherrschung der 
betroffenen Industrien durch die I. G. ge- 
wesen, weshalb der Tatbestand der Plün- 
derung gegeben sei und insoweit Verurtei- 
lung geboten war. Die Mitwirkung der 
Eigentümer sei nach der Beweisaufnahme 
unfreiwillig gewesen, 
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Die Würdigung des Urteilsspruches zu 
Anklagepunkt zwei gibt Veranlassung, 
nochmals klar und deutlich darauf hinzu- 
weisen, daß die Vorgänge in Oesterreich, 
im Sudetenland und in der Tschechoslowa- 
kei weder unter den Begriff von Verbre- 
chen gegen die Menschlichkeit, noch unter 
den des Kriegsverbrechens fallen, da es 
sich in diesen Fällen um keine kriegerische 
Besetzung, sondern um vertragsrechtliche 
Vorgänge handelt. Eventuelle Rechtsver- 
letzungen sind daher nach nationalem Pri- 
vatrecht, aber nicht nach internationalem 
Völkerrecht zu bemessen, wie das Nürn- 
berger Gericht selbst zutreffend zu diesem 
Punkte ausführt. Damit ist allen diesbe- 
züglichen Angriffen des Auslandes und al- 
len in dieser Richtung ergangenen inter- 
nationalen Rechtssprüchen in Prag und in 
Nürnberg der Boden entzogen worden. 


Soweit die Angeklagten wegen Plünde- 
rung schuldig gesprochen wurden, sind sie 
das Opfer der neuen Auslegung des Völker- 
rechts geworden, wonach auch Einzelindi- 
viduen wegen eines völkerrechtlichen De- 
liktes bestraft werden können — eine bis- 
her unbekannte und unmögliche Rechts- 
auslegung. Die Angeklagten sind insoweit 
auch das Opfer der Verletzung des alten 
Rechtsgrundsaizes „nullum crimen sine 
lege“ geworden Wir halten in diesem 
Punkte an den grundsätzlichen Ausführun- 
gen fest, wie sie im ersten Teil dieser Dar- 
legungen zu Anklagepunkt eins und fünf 
formuliert worden sind, und verweisen 
hierauf. 

Das Urteil erblickt Plünderung darin, 
daß die ausländischen Vertragspartner der 
besetztenGebiete zu Eigentumsübertragun- 
gen veranlaßt worden sind, denen das 
Merkmal der Freiwilligkeit fehlt. Hierin 
liegt nach dem Urteil die Völkerrechtsver- 
letzung nach der Haager Landkriegsord- 
nung, wonach es entscheidend darauf an- 
kommt, ob die Eigentümer in den besetz- 
ten Gebieten ihr Eigentum freiwillig auf- 
gegeben haben oder nicht. 

Das Gericht hat bei der Würdigung die- 
ser Frage übersehen, daß beim Zustande- 
kommen solcher Verträge der Zwang der 
Situation schlechthin — für die aber die 
Angeklagten, wie das Gericht zu Punkt 
eins und fünf ausgeführt hat, nicht verant- 
wortlich sind (Heibeiführung des Kriegs- 
zustandes) — eine Rolle gespielt hat und 
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immer spielen wird. Dieser Zwang lag in 
den Auswirkungen des Krieges überhaupt 
in den besetzten Gebieten, der grundlegen- 
de Veränderungen in den wirtschaftlichen 
Beziehungen der betreffenden Länder her- 
beiführte. Dazu kam, daß die Umgestal- 
tung bestehender Wirtschaftsbeziehungen 
von oberster Stelle nicht nur erlaubt, son- 
dern befohlen war. Es wurde hierbei auch 
übersehen, daß die I. G. durch ihre Tätig- 
keit in den besetzten Gebieten das Wirt- 
schaftsleben der betreffenden Industrien 
in Uebereinstimmung mit der Haager 
Landkriegsordnung aufrechterhalten hat. 
Der Begriff der „Freiwilligkeit“ und des 
„Zwanges der Verhältnisse“ ist sehr relativ. 
Krieg und Niederlage der einen oder ande- 
ren Seite bedingen immer Maßnahmen 
und Umwälzungen auch auf wirtschaft- 
lichem Gebiet. Gerade der „Zwang der 
Verhältnisse“ ist es, der unter solchen 
Umständen die Menschen und die Unter- 
nehmer zueinander führt und zeigt, sich 
den neuen Verhältnissen anzupassen, neue 
Abmachungen zu treffen, um weiter exi- 
stieren zu können, ohne daß der Einzelne 
deshalb für diesen Zustand verantwortlich 
gemacht werden kann. 


In diesem Punkte erscheint daher die 
Beweisführung des Urteils in logischem 
Widerspruch zu seinen früheren Feststel- 
lungen und Folgerungen. Sicherlich wären 
diese Verträge nicht zustande gekommen, 
wenn die Ereignisse des Jahres 1939 nicht 
eingetreten wären, für die jedoch nach den 
eigenen Ausführungen des Gerichtes die 
Angeklagten nicht verantwortlich sind. 
Ein weiterer Widerspruch ergibt sich aus 
der Feststellung des Urteils, daß in Durch- 
führung solcher Verträge die I. G. zum 
Beispiel die französische Farbstoffindu- 
strie nicht etwa ausgebeutet, sondern be- 
fruchtet und bereichert hat, ja während 
des Krieges sogar am Leben erhalten habe. 
Das Gericht stützt sein Urteil zu diesem 
Punki auf die Beweisaufnahme von Zeu- 
senaussagen der früheren Eigentümer, die 
bestätigen, daß die Mitwirkung dieser Ei- 
gentümer „unfreiwillig“ war. Hierin liegt 
der schwächste Punkt des Urteils und da- 
mit fällt es auch zugleich. Bei all diesen 
Aussagen der ehemaligen Vertragspartner 
war zwingend zu berücksichtigen, daß ein 
Geständnis, „freiwillig“ gehandelt zu ha- 
ben, das Eingeständnis einer Kollaboration 


und damit auch den Verlust der betreffen- 
den Vermögenswerte bedeutet hätte. Die 
Dinge sind daher nicht nur vom Zeitpunkt 
vorher, sondern auch vom Zeitpunkt nach- 
her zu betrachten. Sie haben eine innere 
und eine äußere Seite. Das Gericht hat 
dies übersehen und ist an der Zwangsstruk- 
tur der europäischen Verhältnisse des J ah- 
res 1939/40 vorbeigegangen — ein Abbild 
der Tragik der europäischen Situation — 
die nicht nur geographisch aus dem Ge- 
sichtswinkel eines anderen Kontinents be- 
trachtet werden kann. — 

Wir stellen mit Genugtuung fest, daß 
die deutsche These einen gewissen Erfolg 
zu verzeichnen hat, daß nämlich die Wie- 
derherstellung verletzter Völkerrechtsbe- 
stimmungen nicht einseitig zu Lasten des 
Besiegten erfolgen darf, wie z. B. der Haa- 
ger Landkriegsordnung. Das Urteil gegen 
die I. G. Farben basiert auf der Aner- 
kennung der uneingeschränkten Gültigkeit 
der Haager Landkriegsordnung auch im 
Zeitalter des Wirtschaftskrieges. Durch sie 
wird die Inanspruchnahme der Wirtschafts- 
kraft eines besetzten Landes auf die Be- 
dürfnisse der Besatzungsarmee beschränkt. 
Sie muß im Verhältnis zu den Hilfsquellen 
des Landes stehen. Privates und öffent- 
liches Eigentum wird unbedingt geschützt. 
Jede Plünderung ist ausdrücklich verbo- 
ten. 

Die Entscheidung über die Fortgeltung 
dieser Bestimmungen ist, nachdem die 
Rollen gewechselt haben, von großer Be- 
deutung auch für den heutigen Status der 
Wirtschaft im besetzten Deutschland. Auch 
für sie gilt daher nach der Entscheidung 
des Nürnberger Tribunals der gleiche völ- 
kerrechtliche Schutz. Daran ändert sich 
selbst dann nichts, wenn man der verschie- 
dentlich vertretenen Ansicht folgen wollte, 
Deutschland sei durch seine bedingungz 
lose Kapitulation als Staat untergegangen. 
Ebensowenig maßgebend ist der auf seiten 
der Alliierten häufig erhobene Einwand, 
die Landkriessordnung gelte nur, so lange 
Krieg geführt werde. Die Zivilbevölkerung 
kann im Zustand der erfolgten Kapitula- 
tion logischerweise nicht schlechter und 
rechtloser gestellt werden als im Kriegs- 
zustand. Das folgt schon aus dem Schluß 
a maiore ad minorem. Abgesehen davon, 
daß Wortlaut und Sinn der Haager Land- 
kriegsordnung nicht den mindesten An- 
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haltspunkt für die Richtigkeit dieser Auf- 
fassung bieten, kann es gar keinem Zweifel 
unterliegen, daß gerade die in der Haager 
Landkriegsordnung niedergelegten Regeln 
über den Schutz der Bevölkerung besetz- 
ter Gebiete auch dann gültig bleiben, selbst 
wenn die Haager Landkriegsordnung aus 
formellen Gründen nicht anwendbar sein 
sollte. Gerade wenn ein Staat gezwungen 
ist, sich bedingungslos zu ergeben, wenn 
keine Armee mehr im Felde steht, von der 
eine Befreiung erwartet werden kann, ge- 
rade dann bedarf die dem Sieger „auf 
Gnade und Ungnade“ ausgelieferte Bevöl- 
kerung des völkerrechtlichen Schutzes am 
dringendsten. Gerade darin liegt der Sinn 
und Zweck der Haager Landkriegsord- 
nung, den Eroberer daran zu hindern, im 
besetzten Gebiet nach seinem freien Be- 
lieben zu verfahren. Gerade das ist seit 
jeher eines der wichtigsten Anliegen und 
eine der wichtigsten Bestrebungen aller 
völkerrechtlichen Bemühungen gewesen. 
(Vergleiche hierzu die Protokolle und Er- 
läuterungen der Haager Landkriegsord- 
nung.) 

Die Folgerungen, die sich aus der selbst- 
verständlichen Anerkennung dieser in der 
Haager Landkriegsordnung formulierten 
Grundsätze auch für den Schutz der deut- 
schen Wirtschaft im besetzten deutschen 
Gebiet bis zur Uebernahme von Repara- 
tionsverpflichtungen in einem Friedens- 
vertrag ergeben, liegen auf der Hand. Sie 
beziehen sich auf alle Demontagen und auf 
sämtliche Entnahmen, die über die Be- 
dürfnisse der Besatzungsarmee hinaus- 
gehen. 

Die Gegenseite müßte sich heute schon 
bei objektiver Ueberlegung darüber im 
Klaren sein, daß die Weltgeschichte eines 
Tages auch über dieses Kapitel Rechnung- 
legung fordern wird. Es scheint uns, daß 
die neue internationale „Rechtsmoral“ bis 
jetzt auch in diesem Punkt mit zweierlei 
Maß gemessen hat. Nach welchen „Rechts- 
grundsätzen“ verfährt der Sieger heute in 
Deutschland und mit der: deutschen Indu- 
strie? Die von dem Nürnberger Tribunal 
aufgestellten allgemeinen Tatbestands- 
merkmale des Raubes und der Plünderung 
finden wir geradezu in klassischer Form 
in der Praxis der Sieger seit 1945. Wie ist 
der Sieger mit den Werken der I. G. ver- 
fahren? Sie werden durch Beauftragte der 
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betreffenden Besatzungsmacht verwaltet. 
In der Sowjetzone sind sie zu fünfzig Pro- 
zent demontiert, der Rest ist zum großen 
Teil von Sowjet-Aktiengesellschaften über- 
nommen worden. In der französischen 
Zone sind die Werke durch die französi- 
sche Verwaltung an Betriebsgesellschaften 
verpachtet worden, bei denen französisches 
Kapital die Mehrheit hat. Wenige Wochen 
vor Erlaß dieses Urteils wurden die Werke 
Rottweil und Rheinfelden in dieser Weise 
durch französisch dominierte Firmen über- 
nommen. Der wirtschaftliche Effekt ist 
hier noch viel offenkundiger und brutaler, 
als damals auf deutscher Seite. Die deut- 
schen Besitzer brauchten allerdings nicht 
mehr unter Druck gesetzt zu werden, da 
den zahlreichen Aktionären schon längst 
jedes Mitbestimmungsrecht entzogen wor- 
den war durch die Besatzungsmacht. 

Aus den Nürnberger Wirtschaftsprozes- 
sen ist, abgesehen von allen anderen Mo- 
tiven, das Bestreben sichtbar geworden, 
ein neues internationales Wirtschaftsrecht 
zu schaffen, und damit den Bestimmungen 
der Haager Landkriegsordnung eine den 
modernen Formen der Kriegführung ange- 
messene Deutung geben zu wollen. Die 
neuen wirtschaftlichen Auffassungen vor 
allem über den Schutz des Privateigen- 
tums, werden die deutsche Wirtschaftspoli- 
tik zunehmend beschäftigen und sie wird 
sich dieselben im eigenen Interesse zu ei- 
gen machen. 

Die Nürnberger Urteile greifen nicht 
nur in die vergangenen Jahre der deut- 
schen Besatzungspolitik zurück, sondern 
sie greifen ebensosehr — was immer noch 
zu wenig erkannt und erfaßt wird — in 
die Gegenwart und die Zukunft, sie schaf- 
fen eine Art neuen wirtschaftlichen Völ- 
kerrechts, das für Deutschland von größ- 
ter Bedeutung ist, da nach diesem Recht 
auch die unzähligen wirtschaftlichen Ab- 
machungen, Beteiligungen und Uebertra- 
gungen zu beurteilen sind, die in den letz- 
ten vier Jahren der alliierten Besetzung 
Deutschlands zwischen deutschen und alli- 
ierten Firmen abgeschlossen wurden, bes- 
ser gesagt abgeschlossen werden mußten. 

Werden diese Abmachungen alle der 
neuen Ueberprüfung standhalten? 

Aus Nürnberg entwickelt sich somit un- 
gewollt ein Rechtsschutz der deutschen 
Wirtschaft, dessen sie sich zur Sicherung 
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ihrer Interessen und ihrer Existenz wird 
bedienen können und müssen. Es ist und 
bleibt Aufgabe aller Berufenen, den Fin- 
ger immer wieder auf diese Wunden zu 
legen. Der außerordentlich enge Spiel- 
raum, den das Nürnberger Urteil bei der 
Ueberprüfung von „Auslandsbeteiligun- 
gen“ den deutechen Firmen während der 
deutschen Besetzungszeit im Feindesland 
beließ, bietet sich Deutschland als entspre- 
chend scharfes Rechtsmittel zur Revision 
etwaiger Abkommen, die unzählige deut- 
sche Firmen mit alliierten Interessenten 
abschließen mußten, wobei schon die Ge- 
fahr etwaiger Demontagen, die Verweige- 
rung eines Produktions-Permits etc. als Be- 
weis für das Fehlen der „Freiwilligkeit“ 
des Vertragsabschlusses genügt, die jedoch 
Voraussetzung eines rechtsgültigen Ver- 
trages ist. Nach den Nürnberger Urteilen 
läßt sich auch der gute Glaube, in dem die 
deutschen Firmen in den ehemals besetz- 
ten Gebieten vielfach gehandelt haben, 
nicht mehr als entlastend anführen, da 
nach Ansicht des Nürnberger Gerichtes 
nur solche Verträge zwischen privaten 
Staatsbürgern der Besatzungsmacht im be- 
setzten Gebiet über Vermögenswerte als 
rechtsgültig anerkannt werden, solange die 
Einwilligung des Eigentumsinhabers frei- 
willig gegeben wurde. Würden sich die 
ausländischen Vertragspartner der Besat- 
zungsmächte der deutschen Industrie ge- 
genüber ebenso fair zeigen, wie sich I. G. 
Farben in Frankreich gezeigt hat, dann 
bliebe allerdings für eine zukünftige Pole- 
mik wenig Raum. Leider ist dem aber 
nicht so. Wohl aber hat selbst das Nürn- 
berger Tribunal diese Fairness der I. G. 
Farben im damals besetzten Frankreich 
feststellen müssen. 


In der Mehrzahl all der heute von alli- 
ierter Seite abgeschlossenen Verträge mit 
deutschen Firmen liegt weit mehr als jener 
„Druck der Verhältnisse“ vor, der im I. G.- 
Prozeß zur Aburteilung genügte. Dieser 
Zustand ist für die dringend notwendige, 
gesunde Verschmelzung deutscher und 
westeuropäischer Interessen unerträglich. 
Diese Abkommen widersprechen selbst 
den in Nürnberg aufgestellten Rechtis- 
grundlagen. Sie basieren lediglich auf den 
recht spitzen und unbequemen Bajonetten 
der Alliierten — aber nicht auf dem Recht 
und sind daher auf Sand gebaut. Eine Lö- 


sung kann nur erfolgen, wenn eindeutige 
Rechtssicherheit auch für deutsches Eigen- 
tum entsprechend der Rechtsauffassung 
des Nürnberger Tribunals auch tatsächlich 
gegeben wird und so die Atmosphäre von 
zweierlei internationaler „Rechtsmoral“ 
entgiftet wird. Es muß eine genaue Um- 
schreibung und Begrenzung der alliierten 
Requisitionsrechte und eine absolute Ga- 
rantie der Vermögens- und Rechtssicher- 
heit in Deutschland gemäß den Rechts- 
grundsätzen des Nürnberger Tribunals ge- 
geben werden. Die künftigen internationa- 
len Wiederaufbauverträge deutscher Fir- 
men müssen dem in Nürnberg entstehen- 
den neuen Rechtskodex entsprechen. Die 
bereits abgeschlossenen müssen einer 
grundlegenden Revision unterzogen wer- 
den. Auch das wäre eine nicht minder 
dankbare und bedeutende Aufgabe des 
Nürnberger Tribunala. 


Wir kommen nun noch zu dem Anklage- 
punkt drei, dessen Bedeutung weniger auf 
juristischem, als vielmehr auf moralischem 
Gebiete liegt. Eine gewisse Feindpropa- 
ganda hat gerade zu diesem Punkte eine 
Unmenge von Haß, Gift und Schmutz über 
Deutschland und das deutsche Volk ergos- 
sen. Die sachlichen und widerlegenden 
Feststellungen des Nürnberger Urteils hier- 
zu sind daher von besonderer Genugtuung. 


Den I. G. Farben war der Vorwurf ge- 
macht worden, bei der Ausrottung von 
Konzentrationslagerinsassen durch Ver- 
wendung von Giftgas mitgewirkt zu haben. 
Es handelt sich um das Cyelon B-Gas, ein 
altbewährtes und weitverbreitetes Schäd- 
lingsbekämpfungsmittel, das von anderer 
Seite nach Herstellungsrechten produziert 
und an die Lager geliefert wurde. Das 
Gericht führt hierzu aus, daß es eine all- 
gemein bekannte Tatsache sei, daß in La- 
gern solcher Art ein großer Bedarf an 
Schädlingsbekämpfungsmitteln besteht, so- 
daß unter Würdigung der Beweise das Ge- 
richt die Annahme für ausgeschlossen hält, 
daß einer der Angeklagten, und damit die 
I. G., Kenntnis von der bestimmungswid- 
rigen Verwendung des Cyclon B-Gas zur 
Ausrottung von Menschen hatte. 

Hinsichtlich des weiteren Vorwurfes, daß 
die I. G. giftige Chemikalien für verbre- 
cherische medizinische Versuche an ver- 
eklavten Personen geliefert habe, stellt das 
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Gericht fest, daß die I. G. Farben um diese 
Art der Verwendung ihrer Medikamente 
nicht gewußt habe. Das Gericht schließt 
dies aus der Tatsache, daß die 1. G. die 
Versendung der Medikamente an die Lager 
eingestellt hat, sobald der Verdacht eines 
gesetz- und standeswidrigen Verhaltens der 
Aerzte auftauchte. Für eine Bestrafung der 
Angeklagten bestand daher auch in die- 
sem Punkt kein Raum. 

Ein anderer Vorwurf geht dahin, daß 
sich die I.G. Farben an dem Zwangsarbeits- 
programm beteiligt hätten. Die I. G. hatte 
in ihren Betrieben viele solcher verpflich- 
teten Arbeitskräfte beschäftigt.Das Gericht 
läßt aber einen Notstand als Entschul- 
digungsgrund für die Angeklagten gelten. 
Die Regierung hatte ihnen Produktions- 
ziele gesteckt, zu deren Erreichung die 
Verwendung von Zwangsarbeitern nicht 
umgangen werden konnte. Der Industrie 
war verboten ohne Genehmigung des Ar- 
beitsamtes Arbeitskräfte einzustellen oder 
zu entlassen. Für die Verletzung solcher 
Bestimmungen waren schwere Strafen an- 
gedroht. Das Gericht nimmt daher als er- 
wiesen an, daß keine andere Wahl bestand, 
hinsichtlich des Zwangsarbeitsprogramms 
gemäß den Befehlen der Regierung zu han- 
deln, da eine Weigerung als hochverräteri- 
sche Sabotage gegolten hätte. Das Gericht 
bejaht im vorliegenden Fall den Notstand 
auch mit der vom internationalen Militär- 
gerichtshof in Nürnberg aufgestellten er- 
schwerten Voraussetzung, daß eine dem 
Sittengesetz entsprechende andere Wahl 
tatsächlich nicht möglich gewesen sei. Es 
erfolgte daher auch insoweit kein Schuld- 
spruch. 

Hinsichtlich des letzten Vorwurfes der 
gesetzwidrigen und unmenschlichen Hand- 
lungsweise im Zusammenhang mit dem 
Werk Auschwitz der I. G., bei welchem 
neben freien Arbeitern auch Zwangsarbei- 
ter und Kriegsgefangene verwendet wur- 
den, kam das Gericht zu dem Ergebnis, 
daß die Verwendung von Kriegsgefange- 
nen bei solchen Bauarbeiten nicht gegen 
die Bestimmungen der Genfer Konvention 
verstieß. Auch ihre Behandlung stand im 
Einklang mit den Bestimmungen des Völ- 
kerrechts. Unzulässig sei dagegen die Ver- 
wendung der Konzentrationslagerinsassen 
gewesen. Ihre Behandlung sei ein Kriegs- 
verbrechen und Verbrechen gegen die 
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Menschlichkeit gewesen. Von der Mitver- 
antwortung hierfür könnte sich die I. G. 
auch nicht mit dem Hinweis entlasten, daß 
die Häftlinge unter dem Befehl der SS 
lebten, wenn auch klar erwiesen sei, daß 
die I. G. eine menschenunwürdige Behand- 
lung nicht beabsichtigt oder vorsätzlich 
gefördert habe, sondern sogar Schritte un- 
ternommen habe, um die Lage der Arbei- 
ter hinsichtlich Ernährung und Kleidung 
zu erleichtern. Damit sei ein Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit begangen wor- 
den und soweit es sich um Angehörige 
fremder Staaten handle, gleichzeitig auch 
ein Kriegsverbrechen. Insofern greife die 
Berufung auf Notstand infolge des Zwangs- 
arbeiterprogramms des Reiches nicht 
durch. Das Gericht betont jedoch wieder- 
holt, daß die allgemeine Tendenz bei der 
I. G. dahin ging, die Arbeiter in men- 
schenwürdiger Weise zu behandeln und 
alles zu tun, was unter den bestehenden 
Umständen möglich war, um die Not weit- 
gehend zu mindern, insbesondere durch 
Verwendung riesiger Summen für Unter- 
künfte und die verschiedenstenWohlfahrts- 
einrichtungen. Es könne auch nicht gesagt 
werden, daß die Angeklagten der I. G. den 
Rahmen der Vorschriften überschritten, 
die eine bestimmte Behandlung und Diszi- 
plinierung der Arbeiter anordneten. Trotz- 
dem hat das Gericht in diesem Punkte 
fünf Angeklagte zu den höchsten Strafen 
verurteilt. 


Bei der Würdigung dieses Urteilspunktes 
kann man sich nicht des Eindruckes er- 
wehren, daß das Gericht an dem Schatten 
des Wortes „Auschwitz“ hängen geblieben 
ist. Der Schuldspruch steht im offenen 
Widerspruch zu der Begründung, die alles 
andere ist als eine moralische Verurteilung. 
Der Vorwurf der völkerrechtswidrigen 
Ausnutzung von Sklavenarbeit ist schwer- 
wiegend. Er war gegen die I. G. als Gan- 
zes erhoben worden. Das Urteil hat diesen 
allgemeinen Vorwurf nicht bestätigt, son- 
dern die menschenwürdige Behandlung 
wiederholt festgestellt. Das entscheidende 
Moment ist, ob eine dem Sittengesetz ent- 
sprechende Wahl zwischen Befolgung und 
Nichtbefolgung eines Befehls tatsächlich 
möglich war. Die Angeklagten haben sich 
hinsichtlich der Verwendung ausländischer 
Zwangsarbeiter auf Notstand berufen. Der 
staatliche Befehl, die staatliche Kontrolle 
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und die auferlegten Produktionzziffern 
ließen keine andere Wahl zu. Auf der 
einen Seite bejaht das Gericht in Würdi- 
gung der bestehenden Verhältnisse das 
Vorhandensein des Notstandes und bestä- 
tigt, daß die Weigerung eines Leiters der 
I. G., für die Erfüllung der Produktions- 
programme ausländische Arbeiter zu ver- 
wenden, eine Herausforderung des Reiches 
bedeutet hätte, die als Hochverrat oder 
Sabotage behandelt worden wäre. Andrer- 
seits unterläßt es jedoch das Gericht. aus 
dieser Situation die logische Konsequenz 
zu ziehen, sondern verurteilt einzelne An- 
geklagte trotz Zubilligung des strafrecht- 
lichen Notstandes, weil sie solche Arbeits- 
kräfte angefordert, die entsprechende Zu- 
weisung angenommen und sich mit dieser 
Lage widerstandslos abgefunden hätten. 
Diese Argumentierung ist nicht nur unlo- 
gisch, sondern widerspricht auch den frü- 
heren grundsätzlichen Ausführungen des 
Gerichts. Es liegt auch hier eine Verken- 
nung der tatsächlichen Verhältnisse vor. 
Der „totale Krieg“ hatte die Mobilisierung 
aller Arbeitskräfte zur Folge. Nach der 
totalitären Auffassung wäre die Nichtan- 
forderung von Arbeitskräften ebenso straf- 
bar gewesen, wie eine Unterlassung der An- 
forderung von Rohstoffen als Sabotage 
galt. Das Gericht hat hier die Zwangslage, 
der die Angeklagten ausgesetzt waren, un- 
terschätzt. Das Gericht hat hier seine ei- 
gene Linie verlassen. Man kann nicht eine 
Einzelhandlung vom Gesamtkomplex tren- 
nen. Das Anfordern von Arbeitskräften 
und deren Annahme sind keine selbständi- 
gen Handlungen, sondern sind Folgeband- 
lungen, die sich aus dem allgemeinen 
Zwangszustand eines totalen Produktions- 
programms ergeben, dessen Nichterfüllung 
als Sabotage gewertet wurde. Ist der 
Zwangszustand ein totalitärer, so kann die 
Einzelhandlung nur dann als individuell 
gewertet werden, wenn eine eigene, speziell 
individuelle Bedingung gesetzt wird, die 
über den totalitäiren Rahmen hinausgeht. 

Völlig unverständlich und widerspruchs- 
voll erscheint die Feststellung des Gerichts, 
daß die Verantwortung zwar der SS zuge- 
standen habe — daß aber den Angeklagten 
eine Mitverantwortung zukomme. Das ist 
unlogisch, ungerecht. Die Verwaltung, 
Leitung, Organisation und Einsatz und Dis- 
ziplinargewalt stand ausschließlich der 


SS zu. Wie’sollte die I. G. auf etwas Ein- 
fluß nehmen können, was ihr ausdrücklich 
entzogen und verboten war? 


Auch zu diesem Komplex fehlt es seit 
1945 nicht an einer Parallelerscheinung. 
Es erhebt sich die Frage nach dem Schick- 
sal der deutschen Zwangs- und Sklaven- 
arbeiter in Ost und West. Entgegen der 
Genfer Konvention wurden deutsche Kriegs- 
vefangene in Ost und West jahrelang un- 
ter menschenunwürdigen Umständen fest- 
gehalten, eingesperrt, ohne Gerichtsver- 
fahren und Urteil bestraft und hingerich- 
tet, gefoltert und gequält und zu Tode ge- 
schunden in Bergwerken. Wer klagt das 
Schicksal der deutschen Kriegsgefangenen 
in Yugoslawien und Sowjetrußland an und 
das Schicksal der zur Zwangsarbeit ver- 
schleppten deutschen Zivilbevölkerung? 
Wir rufen die neue internationale „Rechts- 
moral“ auf, gleiches Recht für alle gelten 
zu lassen — wenn das Recht nicht zu einer 
Phrase werden soll. — 


Wenn wir abschließend zurückblicken, 
so müssen wir nach dem so umfassenden 
Freispruch des Deutschen Volkes fordern, 
daß der richtende Sieger die Konsequen- 
zen des eigenen Urteilsspruches ziehen mö- 
ge und daß er das beseitige, was hier be- 
seitigt werden muß. Die ungerechtfertig- 
ten Diskriminierungen müssen vom Deut- 
schen Volke genommen werden. Die Be- 
schlagnahme und Kontrolle des Vermögens 
der I. G. Farben im besonderen ist unhalt- 
bar geworden. Dem Kontrollratsgesetz 
Nr. 9 vom 30. November 1945, das diese 
Beschlagnahme anordnete, ist der Boden 
entzogen. Eine wesentliche Bedeutung des 
Urteils liegt weiter darin, daß die deutsche 
Industrie nicht mehr schutzlos ist, sondern 
daß sie die Haager Landkriegsordnung für 
sich in Anspruch nehmen kann. Der for- 
male Einwand, daß mit Ende der Kampf- 
handlungen die Haager Landkriegsordnung 
nicht mehr anwendbar sei, hat keine Gel- 
tung mehr. Denn dies würde bedeuten, 
daß die Zivilbevölkerung nach dem Krieg 
eines geringeren Rechtsschutzes gewürdigt 
würde, als in der Zeit der wirklichen 
Kriegsführung. Damit sind auch die zu 
diesem Punkte im Februarheft „Der Weg“ 
unter dem Titel: „Die Rechtsstellung des 
Deutschen Reiches“ gemachten Ausführun- 
gen vollauf bestätigt. 
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Das internationale Tribunal von Nürn- 
berg, das Gericht der Sieger, hat die Fra- 
gen der bedinsungslosen Kapitulation der 
deutschen militärischen Streitkräfte, die 
Uebernahme der Verwaltung des besetzten 
Deutschland durch die Militärregierungen 
und die Fragen der einer Besatzungsmacht 
gezogenen Grenzen aufgeworfen — und in 
unserem Sinne beantwortet. Die Grenzen 
ergeben sich aus den völkerrechtlichen 
Grundsätzen der Haager Landkriegsord- 
nung. Die manchmal geäußerte Meinung, 
daß sich Deutschland nicht auf das Völ- 
kerrecht berufen könne, da es als Angrei- 
fer in diesem Kriege den Schutz dieser 
Rechtssätze verwirkt habe, ist durch die 


klaren Ausführungen des Nürnberger Ur- 
teils im I. G. Farben-Prozeß als widerlegt 
zu bezeichnen. Eine andere Meinung wür- 
de bedeuten, der Gesamtheit der Deut- 
schen den Rechtsschutz zu nehmen und sie 
einer Kollektivschuld zu bezichtigen, die 
das Nürnberger Tribunal der Sieger aus- 
drücklich mit den Worten ablehnt, daß 
das Deutsche Volk und alle Deutschen in 
den letzten 10 Jahren nicht mehr und nicht 
weniger getan haben, als alle übrigen Völ- 
ker und daß es für eine Kollektivschuld 
im Völkerrecht keinen Präzedenzfall und 
keine Rechtfertigung in den Beziehungen 
zwischen den Menschen gäbe. 
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VON Prof. Dr. WILHELM WESTPHAL, BERLIN 


Entnommen der Zeitschrift „Der Weg“, 


1. WAS IST ENERGIE? Da in diesem Aufsatz 
von der Atomenergie gesprochen werden soll, so 
wollen wir zunächst sicherstellen, daß jeder Leser 
genau weiß, was man unter dem Begriff „Energie“ 
versteht. Seine einfachste Definition lautet: Ener- 
gie ist ein Arbeitsvorrat, ist aufgespeicherte Arbeit. 
Daß man Arbeit aufspeichern kann, wissen wir 
alle schon aus unserer täglichen Erfahrung. Es ge- 
schieht dadurch, daß wir an einem Ding Arbeit 
leisten. Wenn wir eine Uhr aufziehen, so leisten 
wir Arbeit bei der Hebung des Gewichtes oder 
der Spannung ihrer Feder, damit diese alsdann 
eine Zeitlang die Arbeit leisten können, die es 
kostet, die Uhr in Gang zu halten. Wir könnten 
dies, wenn wir wollen, auch selbst tun. Es ist aber 
einfacher, wenn wir die nötige Arbeit in wenigen 
Sekunden in der Uhr aufspeichern, so daß wir uns 
nachher nicht weiter darum zu kümmern brau- 
chen. Die Uhr zapft sich dann aus dem großen 
Vorrat bei jedem Pendelschlag gerade so viel an 
Arbeit ab, wie sie braucht, um nicht stehen zu 
bleiben. Das gehobene Gewicht, die gespannte 
Feder beherbergen also einen gewissen Arbeits- 
vorrat, einen gewissen Betrag an Energie, und 
zwar so viel, wie die Arbeit betragen hat, die vor- 
her beim Aufziehen an ihnen geleistet wurde. 
Energie, die auf diese oder irgend eine andere 
Weise in einem ruhenden Körper gespeichert ist, 
nennt man potentielle Energie. 


Eine andere Form der Energie ist die kinetische 
oder Bewegungsenergie, wie sie jedem bewegten 
Körper zukommt. In jedem solchen Körper 
steckt ein Arbeitsvorrat, denn er kann, indem er 
zur Ruhe kommt, Arbeit leisten. Ein bewegter 
Hammer kann einen Nagel gegen einen starken 
Widerstand in Holz treiben, aber nur auf Kosten 
seiner Bewegung, genauer gesagt, seiner Bewe- 
gungsenergie. Diese wurde in ihm aufgespeichert, 
als er aus der Ruhe in Bewegung gesetzt wurde: 
denn ohne einen Aufwand an Arbeit geht das be- 
kanntlich nicht ab. 


Es gibt noch mehrere andere Energieformen. 
Eine von ihnen ist die Wärme. In jeder Dampf- 
maschine leistet der Wasserdampf auf Kosten der 
in ihm enthaltenen, gespeicherten Wärme Arbeit. 
Tatsächlich ist die Wärme ihrem eigentlichen We- 
sen nach auch Bewegungsenergie, nämlich Bewe- 
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gungsenergie der winzigen, unsichtbaren Mole- 
küle, aus denen jeder Stoff besteht, und die in um 
so schnellerem wirren Tanz durcheinander wirbeln, 
je wärmer der Stoff ist. Es gibt auch elektrische 
Energie, wie sie z. B. in Gestalt elektrischer Wel- 
len vom Sender zum Empfänger strömt, und von 
ganz gleicher Natur ist auch die Lichtenergie. Es 
gibt ferner chemische Energie, deren Existenz sich 
in krassester Form an den Wirkungen (der Arbeits- 
leistung) eines Sprengstoffs kundtut, in milderer 
Form etwa bei der Verbrennung. Alle diese und 
weitere Energieformen lassen sich ineinander um- 
wandeln, und eine Unzahl von Vorrichtungen der 
Technik und des täglichen Lebens dient einzig 
diesem Zweck. Dabei ist es in den meisten Fällen 
auf die Gewinnung mechanischer Arbeit oder auch 
von Wärme aus Energie abgesehen, die in ande- 
rer Form verfügbar ist (Energie gehobenen Was- 
sers oder bewegter Luft, chemische Energie der 
Kohle, elektrische Energie). 

Dabei gilt ein ganz grundlegendes Gesetz, eine 
der tragenden und niemals irgend erschütterten 
Säulen der Physik, der Satz von der Erhaltung der 
Energie, meist kurz das Energieprinzip genannt: 
Energie (Arbeit) kann nie aus nichts entstehen 
oder verschwinden. Sie kann nur ihre Erschei- 
nungform ändern. Ihr Betrag bleibt bei beliebi- 
gen Aenderungen derselben unverändert erhalten. 
Das ist auch der Grund für den unausbleiblichen 
Mißerfolg aller unbelehrbaren Erfinder, die heute 
immer noch versuchen, ein perpetuum mobile zu 
ersinnen, eine Maschine, die ständig Arbeit leistet, 
ohne aus irgend einer Energiequelle gespeist zu 
werden. 

Auf der Möglichkeit, Energie aus einer Erschei- 
nungsform in eine andere umzuwandeln, beruht 
unsere Energiewirischaft und damit unsere Tech- 
nik. In einer Dampfmaschine wird die chemische 
Energie der Kohle in mechanische Arbeit verwan- 
delt, und vielleicht verwandelt sich diese in einer 
angeschlossenen Dynamomaschine in elektrische 
Energie, diese in einem Elektromotor wieder in 
mechanische Arbeit oder in einer Glühlampe oder 
einer Heizplatte in Wärme: oder sie verwandelt 
sich in einem Akkumulator, bei dessen Ladung 
in chemische Energie der Bleiplatten, und diese 
wird bei der Entladung in elektrische Energie 
usw. umgesetzt, 


23 





25X1A 





Approved For Release 2002/01/16 : CIA-RDP83-00415R004000200003-1 


2. DIE ATOME UND DIE BAUSTEINE DER 
MATERIE. Als Zweites müssen wir, da es sich 
um Atomenergie handelt, von den Atomen spre- 
chen. Schon seit dem 19. Jahrhundert weiß man 
mit Sicherheit. daß jeder einheitliche Stoff aus 
unvorstellbar winzigen unter sich gleichen Teil- 
chen besteht, die man Moleküle nennt. Man kennt 
heute schon mehr als eine halbe Million natür- 
licher und künstlich erzeugter Stoffe, denen eben- 
so viele verschiedene Molekülarten entsprechen. 
Sie verdanken ihre Verschiedenheit ihrer Zusam- 
mensetzung aus verschiedenen und verschieden 
vielen Atomen. So beteht bekanntlich ein Wasser- 
molekül aus zwei Wasserstoffatomen und einem 
Sauerstnffatom. Stoffe, deren Atome sich chemisch 
identisch verhalten, wie z. B. Wasserstoff, Stick- 
stoff, Schwefel, Jod, Kohlenstoff, alle Metalle, 
nennt man Elemente oder Grundstoffe. Es gibt 
beinahe 100 verschiedene Elemente, also auch 
ebenso viele chemisch verschiedene Atomarten. 
Die leichteste Atomart ist der Wasserstoff, die 
schwerste in der Natur vorkommende Atomart ist 
das 238 mal schwerere Uran. 


Man pflegt die einzelnen Elemente durch Buch- 
stabensymbole zu kennzeichnen, so den Wasser- 
stoff mit H, das Edelgas Helium mit He, den 
Sauerstoff mit O, das Uran mit U usw. Das Was- 
sermolekül hat das Symbol H:;O, um damit seine 
Zusammensetzung aus 2 H-Atomen und 1 O-Atom 
zu kennzeichnen. Entsprechend verfährt man bei 
allen anderen Molekülarten. 


Aber auch die Atome sind wiederum zusam- 
mengesetzte Gebilde. Man kann ein Atom einem 
winzig kleinen Sonnensystem vergleichen, Es be- 
steht aus einem positiv elektrischen Atomkern, der 
—- analog zur Sonne im Sonnensystem — den ganz 
überwiegenden Teil der Masse des Atoms beher- 
bergt. und ist umgeben von der Atomhülle. Diese 
besteht aus negativ elektrischen Elektronen, die so 
außerordentlich leicht sind, daß sie zur Gesamt- 
masse des Atoms (zum Atomgewicht) nur äußerst 
wenig beitragen. Man kann sich vorstellen, daß 
sie unter der Wirkung ihrer elektrischen Anziehung 
dureh den Kern diesen umkreisen wie die Plane- 
ten die Sonne. Alle Elektronen tragen eine gleich 
große negative Ladung, die man das elektrische 
Elementarquantum nennt. Die Ladung des Kerns 
ist stets ein positives ganzzahliges Vielfaches des 
Elementarquantums. Die Zahl der Elektronen der 
Atomhülle ist ebenso groß wie die Zahl der Ele- 
mentarquanten des Kerns, so daß die Ladungs- 
summe eines Atoms gleich Null ist, weil die po- 
sitive Ladung des Kerns ebenso groß ist wie die 
negative Ladung der Hülle. 


Doch wir sind noch immer nicht am Ende, denn 
auch die Kerne sind zusammengesetzte Gebilde. 
Sie bestehen aus Nukleonen. Diese treten in zwei 
Erscheinungsformen auf. In Gestalt des Protons 
tragen sie eine positive Ladung von einem Ele- 


mentarquantum. In Gestalt des fast genau gleich 


' 
? 
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schweren Neutrons sind sie ungeladen. Protonen 
und Neutronen können sich von selbst ineinander 
verwandeln. Das überraschend einfache Ende vom 
Lied ist also: Alle Atome, also überhaupt jegliche 
Materie, bestehen nur aus zwei Arten von Bau- 
steinen: aus Nukleonen und den fast 2000mal 
leichteren Elektronen. Die Zahl der Neutronen ist 
in den leichteren Kernen etwa ebenso groß wie 
die Zahl der Protonen, bei den schwereren größer. 
Die Ladung des Kerns wird nur durch die Zahl 
der Protonen bestimmt. Die Natur bringt ihre 
unübersehbare Vielfalt wahrlich mit bewunderns- 
wert einfachen Mitteln hervor! 


3. KERNSYMBOLIK. Ich bitte meine Leser 
nun, die kleine Mühe nicht zu scheuen, sich mit 
einer sehr einfachen Symbolik vertraut zu ma- 
chen, die uns in der Folge von großem Nutzen 
sein wird. In der Physik der Atomkerne, um die 
es sich hier handelt, genügt die sonst übliche, ein- 
fache Kennzeichnung der Atome mit H, He, O, 
U usw. allein nicht. Es ist erwünscht, Symbole zu 
verwenden, aus denen man auch die Zusammen- 
setzung der Atomkerne aus Protonen und Neu- 
tronen ablesen kann. So besteht ein Sauerstoff- 
atom aus 16 Nukleonen, nämlich 8 Protonen und 
8 Neutronen. Um das auszudrücken, versieht man 
das Elementsymbol O des Sauerstoffs mit einer 
oberen und einer unteren Kennziffer und schreibt 
150. Die obere Kennziffer entspricht der Gesamt- 
zahl der Kernbausteine, die untere derjenigen der 
Protonen allein. Daher ist die obere ein Maß für 
die Masse (das Gewicht) des Kerns und heißt des- 
halb Massenzahl, die untere ist, da die Protonen 
elektrisch geladen sind, ein Maß für die Ladung 
des Kerns und heißt daher die Kernladungszahl 
oder auch die Ordnungszahl, da sie die Reihen- 
folge der Elemente im sogenannten Periodischen 
System der Elemente bestimmt. Ein Uran-Atom 
besteht aus 238 Nukleonen, von denen 92 Pro- 


tonen und 146 Neutronen sind. Sein Symbol ist also 


ee U. Der Kern des einfachsten von allen Atomen, 


des Wasserstoffatoms, besteht nur aus einem ein- 
zigen Proton, hat also das Symbol IH, derjenige 
des Heliumatoms aus 2 Protonen und 2 Neutronen, 


wird also mit !He bezeichnet usw. 


Die chemischen Eigenschaften einer Atomart, 
also ihre Zugehörigkeit zu einem bestimmten Ele- 
ment, hängen lediglich von ihrer Kernladungszahl 
(Protonenzahl) ab, ganz gleich, wie groß ihre 
Massenzahl, also die Zahl der noch hinzukommen- 
den Neutronen ist. Ganz unabhängig von der 
Massenzahl ist z. B. jede Atomart mit der unteren 
Kennziffer 2 ein Heliumatom, mit der unteren 
Kennziffer 8 ein Sauerstoffatom, eines mit der 
unteren Kennziffer 92 ein Uranatom. 


Tatsächlich gibt es bei allen Elementen Atom- 
arten mit verschiedener Massenzahl. So gibt es 
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beim Sauerstoff außer der Atomart "so mit 8 Neu- 
tronen u. a. noch eine, allerdings erheblich sel- 
tenere, Atomart I) mit 9 Neutronen. Solche, 
dem gleichen Element angehörenden, also che- 
misch identischen Atomarten mit gleicher Kern- 
ladungszahl, aber verschiedener Massenzahl hei- 
Ben Isotope. Ein weiteres, für uns im Folgenden 
sehr wichtiges Beispiel, sind die beiden Isotopen 
= U und BU des Urans, beide mit 92 Protonen. 
aber ersteres mit 146, letzteres mit 143 Neutronen 
im Kern. 


4. KERNUMW ANDLUNGEN. Das Wesen einer 
chemischen Reaktion besteht darin, daß man die 
Zusammensetzung eines Moleküls aus Atomen 
durch Aufbau oder Abbau oder durch Ersatz ei- 
ner Atomart durch eine andere verändert. Ganz 
analoge Kernreaktionen kann man auch an Atom- 
kernen hervorrufen. Im Jahre 1919 entdeckte der 
große englische Atomphysiker Sir Ernest Ruther- 


ford, daß man Stickstoffkerne N in Kerne des 
seltenen Sauerstoff-Isotops 10 verwandeln kann, 


wenn man sie mit schnellen Heliumkernen He be- 
schießt, wie sie als sogenannte Alphastrahlen von 
radioaktiven Stoffen ausgesandt werden (s. u.). 
Dabei verschwinden die Heliumkerne und es wer- 
den überaus schnelle Protonen IH ausgeschleudert. 
Es wird also der Kern dadurch umgewandelt, daß 
die Bausteine eines Heliumkerns (2 Protonen und 
2 Neutronen) an die Stelle des ausgeschleuderten 
Protons treten. Im Endeffekt erfährt also der 
Kern einen Zuwachs um einen Proton und zwei 
Neutronen. Seine Massenzahl wächst um drei 
Einheiten, seine Kernladungszahl um 1 Einheit. 
Unsere Kernsybolik erlaubt uns eine höchst ein- 
fache und durchsichtige Darstellung dieses Vor- 
ganges durch eine Art von Gleichung, die völlig 
den Gleichungen entspricht mit der der Chemiker 
chemische Reaktionen darzustellen pilegt. Die 
Gleichung lautet: 


14 4 17 1 
„N + zHe > g0 + ıH 


Sie bedeutet, daß das, was links steht, sich in das, 
was rechts steht, verwandelt. Der Stickstoffkern 
„reagiert“ mit dem Heliumkern unter Bildung 
eines Sauerstoffkerns und eines Protons, Diese 
Formel enthält nun tatsächlich nicht nur eine, son- 
dern gleich zwei ganz richtige Gleichungen, die 
unter allen Umständen stimmen müssen. Sowohl 
die Summen der Massenzahlen, als auch diejenige 
der Kernladungszahlen sind auf beiden Seiten 
gleich groß: 4 +4=17+1und?”+2=8+H1. 
Das hat einen sehr einfachen Grund. Die erste 
Gleichung sagt aus, daß sich bei der Reaktion die 
Summe der Nukleonen nicht ändert, und die zweite 
sagt aus, daß sich die Summe der Ladungen nicht 
ändert. Man beachte dies auch im Folgenden. 


Sehr wichtig ist nun, daß die Bewegungsenergie 
des ausgeschleuderten Protons sehr viel größer ist 
als diejenige des die Reaktion auslösenden Helium- 
kerns. Es wird also Energie frei. Sie kann aber 
aus keiner anderen Quelle stammen, als aus dem 
betroffenen Kern, muß also schon vorher in ihm 
aufgespeichert gewesen sein. Damit begegnet uns 
zum erstenmal das, was wir Atomenergie nennen. 
Atomenergie ist in den Atomkernen aufgespeicher- 
te Energie. Wie sie zustande kommt, werden wir 
noch sehen. 

Etwa 40 der schwersten unter den rund 800 be- 
kannten Atomarten (darunter sehr zahlreichen 
Isotopen) sind mehr oder weniger unbeständig 
und neigen dazu, sich von selbst umzuwandeln. 
Man nennt sie radioaktive Stoffe und ihr bekann- 


& . 2 z 

tester Vertreter ist das Radium z6Ra. Dieses ver- 
wandelt sich hier und da ohne jede äußere Ver- 
anlassung, ganz von selbst, unter Ausschleuderung 


eines Heliumkerns ‘He (Alphastrahl) in ein Atom 


des Edelgases Radium-Emanation ?? RaEm, das 
auch wieder radioaktiv ist. Auch diesen Vorgang 
können wir durch eine Formel beschreiben: 
Ra — ERaEm + $He. 

Der Leser prüfe selbst die Bilanz der Kennziffern 
nach. Der Heliumkern hat eine sehr große Bewe- 
gungsenergie. Also wird auch hierbei Atomenergie 
frei. Bei manchen anderen radioaktiven Stoffen 
wird statt dessen ein Elektron (Betastrahl) aus- 
geschleudert. Doch wollen wir darauf hier nicht 
eingehen. Ein Beispiel bringen wir im nächsten 
Abschnitt. 

Auch die durch künstliche Kernreaktionen ge- 
bildeten Atomarten sind in vielen Fällen radio- 
aktiv und wandeln sich von selbst in andere, sta- 
bile Atomarten um. 


5. ELEMENTE, DIE ES IN DER NATUR 
NICHT GIBT. Durch Beschuß mit verschiedenen 
Arten von schnellen Teilchen kann man heute 
jede Atomart in mehrere verschiedene andere 
Atomarten — also auch ein Element in ein an- 
deres — verwandeln, allerdings nur in solche, die 
sich von ihr in ihrer Massen- und Kernladungs- 
zahl nur wenig unterscheiden, und — von zwei 
Ausnahmen abgesehen — bisher nur in unwäg- 
baren Mengen. Man kann auch Gold aus Queck- 
silber machen. Viel interessanter ist aber, daß 
man sogar Atomarten von Elementen erzeugen 
kann, die es in der Natur überhaupt nicht gibt 
(und wegen ihrer Unbeständigkeit nicht geben 
kann). Von allen natürlichen Elementen hat das 
Uranisotop SU die größte Massen. und Kern- 
ladungszahl. Es ist aber vor nicht allzu langer 
Zeit — eine Frucht der Arbeiten für die Atom- 
bombe — gelungen, aus dem Uranisotop ZEU 
durch Beschuß mit Nentronen vier ganz neue Ele- 
mente mit der Massenzahl 239 und den Kern- 


3 
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ladungszahlen 93 (Neptunium Np), 94 Plutonium 
Pu), 95 (Americum Am) und 96 (Curium Cm) 
künstlich herzustellen. Man nennt sie Transurane. 


Das geht so vor sich. 


Der Urankern "BU baut das ihn treffende Neu- 
tron zunächst einfach in seinen Kern. ein und ver- 


wandelt sich dadurch in sein Isotop au. Dieses 
ist sehr unbeständig und verwandelt sich sehr 


schnell unter Ausschleuderung eines Elektrons 


(Betastrahl) in ein Atom NP des Elements 


Neptunium, das wiederum sehr unbeständig ist 


und sich schnell in ein Atom Pu des Elements 


Plutonium verwandelt. Dieses wandelt sich zwar 
seinerseits unter Ausstoßung eines Heliumkerns 
weiter um, aber sehr viel langsamer, so daß es 
schon beinahe als beständiger Stoff angesehen wer- 
den kann. Auf diese Weise ist, wie wir noch 
sehen werden, Plutonium heute bereits zentner- 
weise hergestellt worden. 


Für den näher interessierten Leser wollen wir 
auch diese Reaktionsfolge durch Formeln dar- 
stellen. Die Zahlenbilanzen prüfe der Leser selbst 
nach. Wir müssen jetzt auch Symbole für das 
Neutron und das Elektron einführen. Das Neu- 
tron bezeichnen wir mit dem Symbol In, weil es 
eben ein einziges Neutron mit der Massenzahl 1 
ist und keine Ladung besitzt (Kernladungszahl O). 
Dem Elektron, das eine fast verschwindend kleine 
Masse hat (Massenzahl O), aber eine negative La- 
dung von 1 Elementarquantum trägt, geben wir 


sinngemäß das Symbol De. Dann lauten unsere 


Formeln: 
240 4 ja MU Hp + le 


239 239 0 
NP > 94Pu + je 
(Bei den beiden letzten Umwandlungen lautet also 
die Bilanz der unteren Kennziffern 9 = 93 — 1 
und 93 = 94 — ].) 


6. KERNSPALTUNG. Man hat künstliche Kern- 
umwandlungen, wie wir sie am Beispiel des Stick- 
stoffs beschrieben haben, anfänglich als Atom- 
zertrümmerung bezeichnet. Doch ist das ein viel 
zu starker Ausdruck für die verhältnismäßig doch 
gelinden Eingriffe in die Kerne, um die es sich 
dabei fast immer handelt. Im Jahre 1938 aber 
gelang es Otto Hahn in Berlin-Dahlem — welt- 
bekannt als führender Forscher auf dem Gebiet 
der Chemie radioaktiver Stoffe und Träger des 
Nobelpreises für 19455 — in Anknüpfung an 
Beobachtungen von Fermi und des Ehepaares 
Joliot-Curie einen Fall von ganz echter Atomzer- 
trümmerung zu entdecken. Er fand, daß am Uran 
bei Beschuß mit Neutronen nicht nur die soeben 
beschriebene Reaktionsfolge ausgelöst werden 
kann, sondern auch eine völlig andere, bei der 
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der Urankern in zwei mittelschwere Kerne ande- 
rer Elemente auseinander bricht, z. B. in einen 
Krypton- und einen Bariumkern, aber auch auf 
mannigfache andere Weisen. Die beiden Spalt- 
stücke werden mit außerordentlicher Wucht aus- 
einander geschleudert. Es ist wie eine Art von 
Explosion des Atomkerns. Es wird also auch hier 
ein großer Betrag an Atomenergie frei. Denn die 
sehr geringe Energie des den Vorgang auslösenden 
Neutrons spielt dabei gar keine Rolle. Gleichzei- 
tig mit dieser Kernspaltung werden einige wenige 
Neutronen, etwa zwei bis vier, frei. Die Bewe- 
gungsenergie der Spaltstücke verwandelt sich 
durch Austausch mit den Atomen der Umgebung 
alsbald in Wärme. Die bei der Spaltung von 1 
Kilogramm Uran entwickelte Atomenergie beträgt 
rund 25 Millionen Kilowattstunden. In Form von 
Wärme vermag diese Energie einen See mit einer 
Fläche von 200 x 200 Metern und einer Tiefe von 
5 Metern von 0 Grad bis zum Sieden zu erhitzen. 


Die Spaltstücke sind sämtlich höchst unbestän- 
dig, also radioaktiv, und wandeln sich meist ziem- 
lich schnell in mehreren Schritten unter Ausschleu- 
derung von Elektronen in beständige Atomarten 
um. 

In der Folge hat sich ergeben, daß eine solche 
Kernspaltung nicht an dem häufigeren und schwe- 


reren Uranisotop EU vor sich geht, sondern nur 


an dem leichteren Isotop SU von dem im na- 
türlichen Uran nur je ein Atom auf 140 Atome 
des anderen Isotops entfällt. (Der Einfachheit hal- 
ber bezeichnen wir künftig die beiden Isope mit 
U 235 und U 238). Das ist für das später folgende 
sehr wichtig. Ebenso wichtig ist die Erkenntnis, daß 
nur sehr langsame Neutronen das U 235 zu spal- 
ten fähig sind, während die vom U 238 ausgehende 
und zu Neptunium-Plutonium führende Reaktions- 
folge nur durch ziemlich schnelle Neutronen aus- 
gelöst wird. Wichtig ist ferner, daß sich auch das 
Plutonium als spaltbar erwiesen hat. 

Auf die Entdeckung der Kernspaltung gründet 
sich die Schaffung der Atombombe, aber auch 
unsere Hoffnung auf eine künftige friedliche Aus- 
nutzung der Atomenergie. So ist diese Entdek- 
kung einer der wichtigsten Marksteine, nicht nur 
in der Geschichte der Wissenschaft, sondern wohl 
auch in der Geschichte der Menschheit überhaupt. 


7. DIE EINSTEINSCHE GLEICHUNG. Ich zö- 
gere meine Leser vielleicht mit einer Gleichung 
in Schrecken zu jagen, kann es aber doch nicht 
vermeiden, eine einzige, höchst einfache Glei- 
chung hier hinzuschreiben. Sie lautet 

= me 
und ist schon vor mehr als 40 Jahren von Albert 
Einstein aus seiner Relativitätstheorie gefolgert 
worden. Darin bedeutet E einen Energiebetrag, 
m eine Masse, c = 300.000 Kilometer in der Se- 
kunde die Lichtgeschwindigkeit und ec = c.c das 
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Quadrat derselben. Diese Gleichung spricht einen 
sehr überraschenden, aber durch die experimen- 
telle Erfahrung immer wieder bestätigten Tatbe- 
stand aus, nämlich: Jeder — auch jeder ruhende 
— Körper beherbergt in Gestalt seiner materiellen 
Substanz, ausgedrückt durch seine Masse, einen 
Energiebetrag — also aufgespeicherte Arbeitsfä- 
higkeit —, den man berechnet, indem man die 
Masse mit dem Quadrat der Lichtgeschwindigkeit 
multipliziert.) Man sagt, daß die Größe me’ das 
Energieäquivalent der Masse m ist. Da das Qua- 
drat der Lichtgeschwindigkeit einen ungeheuer 
großen Zahlenwert hat, so sind auch diese Ener- 
äquivalente schon bei sehr kleinen Massen eben- 
falls ungeheuer groß. So ist in der bloßen Masse 
irgend eines Körpers aus ganz beliebigem Stoff 
von 1 Kilogramm Gewicht der geradezu phanta- 
stisch anmutende Betrag von etwa 25.000 Millionen 
Kilowattstunden an Energie aufgespeichert! In der 
üblichen Wärmeeinheit ausgedrückt, sind das 
etwa 20 Billionen Kilokalorien, eine Wärme- 
menge, welche imstande ist, das Wasser eines 200 
Meter tiefen Sees mit einer Fläche von 1 Qua- 
dratkilometer von 0° bis zum Sieden zu erhitzen. 

Wie wunderbar wäre es, wenn wir diesen un- 
geheuren, tatsächlich in jedem ganz beliebigen 
Stoff verborgenen Energievorrat heben und uns 
nutzbar machen könnten! Leider — oder ist es 
heute vielleicht ein Glück? — kennen wir den 
Schlüssel zu diesem Schatz noch nicht, und wer 
weiß, ob wir ihn je werden heben können. Im- 
merhin kennen wir einen solchen Vorgang in der 
Natur. Es kommt vor — man kann das sogar pho- 
tographieren! — daß einzelne Elektronen zer- 
strahlen, das heißt, daß sie sich unter Aufgabe 
ihres körperlichen, substanzhaften Daseins restlos 
in eine sehr durchdringende Strahlung verwan- 
deln, deren Betrag dem Energieäquivalent der 
verschwundenen Masse genau entspricht. Die Zer- 
strahlung ist der krasseste denkbare Fall der Frei- 
machung von Atomenergie. 

Schreibt man aber die Einsteinsche Gleichung 


in der Form 
a 

indem man einfach beide Seiten durch c? dividiert, 
50 sagt sie einen weiteren, ungemein wichtigen 
Tatbestand aus, der ebenfalls durch die experi- 
mentelle Erfahrung genau bestätigt wird, nämlich: 
Jede — ihrem Wesen nach völlig unkörperliche — 
Energie besitzt eine Masse, die man berechnet, 
indem man den Betrag der Energie durch das 
Quadrat der Lichtgeschwindigkeit dividiert. Wie 
jeder Körper, so ist auch jede Energie sowohl 
schwer, als auch träge. Die aus der Gleichung 
berechnete Masse der Energie nennt man ihr Mas- 
senäquivalent. 


1) Um zu dem richtigen Ergebnis zu kommen, muß 
man die Masse in der Einheit 1 Gramm, die Lichtge- 
schwindigkeit in der Einheit 1 cm/sec in die Glei. 
chung einsetzen. Die Energie ergibt sich dann in der 
physikalischen Einheit 1 erg. 


Aus dieser Erkenntnis folgt, daß jede Energie, 
die man einem Körper verleiht, die Masse des 
Körpers um deren Massenäquivalent vergrößert. 
So ist z. B. ein Körper in der Bewegung ein wenig 
schwerer und träger als in der Ruhe: ein Körper 
wird schwerer und träger, wenn man ihn erwärmt. 
Unter gewöhnlichen Umständen ist aber dieser 
Massenzuwachs so klein gegenüber der eigent- 
lichen Masse der Körper, daß man ihn auf keine 
Weise nachweisen kann. Bei Elektronen mit Ge- 
schwindigkeiten, die der Lichtgeschwindigkeit 
nahe kommen, ist es dagegen gelungen, und wir 
werden gleich sehen, daß es auch bei den Atom- 
kernen möglich ist. 

Auf Grund der Einsteinschen Gleichung ist es 
denkbar, daß sich, umgekehrt wie bei der Zer- 
strahlung, unkörperliche Energie in körperliche 
Masse vom Betrage ihres Massenäquivalents ver- 
wandelt. Auch solche Vorgänge sind beobachtet 
worden. Es kommt vor, daß eine genügend ener- 
giereiche Strahlung sich bei einer Wechselwir- 
kung mit einem Atomkern in ein Elektronenpaar 
— ein Elektron mit negativer und eines mit posi- 
tiver Ladung (Positron) — verwandelt. Man nennt 
das Paarbildung oder Materialisation. 

So hat sich ergeben, daß das, was wir die Masse 
— die Substanz — der Körper nennen, also die 
Ursache ihrer Trägheit und ihrer Schwere, nur 
eine neue, unvorstellbar konzentrierte Erschei- 
nungsform der Energie ist. 


8. MASSENDEFEKTE. Die Bausteine der 
Atomkerne, die Nukleonen, sind durch ganz au- 
Berordentlich starke Kräfte besonderer Art 
(Kernkräfte) an einander gebunden. Daß es sich 
um sehr starke Kräfte handeln muß, erkennt man 
schon daran, daß es unmöglich ist, einen Atom- 
kern durch äußere Einwirkungen gewöhnlicher 
Art auch nur im geringsten zu beeinflussen. Woll- 
te man also einen Atomkern in seine einzelnen 
Bausteine zerlegen und diese in große Entfer- 
nung von einander bringen, so müßte man eine 
sehr große Arbeit an ihnen leisten. Denn Arbeit 
ist das Produkt Kraft x Weg. Wenn aber an Kör- 
pern — in diesem Fall an den Nukleonen — Ar- 
beit geleistet wird, so wird dadurch, wie wir ge- 
sehen haben, Energie aufgespeichert. Es verhält 
sich ähnlich wie bei Körpern, die durch Federn 
mit einander verbunden sind, und die man ge 
gen die von den Federn ausgeübten Kräfte weit 
von einander entfernt. Die dabei geleistete Ar- 
beit wird als Energie in den Federn aufgespei- 
chert. Allerdings wirken die Kernkräfte, anders 
als in diesem Vergleich, durch den leeren Raum, 
aber das macht keinen grundsätzlichen Unter- 
schied. Auch ein entgegen der Schwerkraft geho- 
bener Körper gewinnt ja potenielle Energie, ob- 
gleich auch die Schwerkraft durch den leeren 
Raum wirkt. 

Denken wir uns also einen Atomkern durch ge- 
nügenden Arbeitsaufwand in seine einzelnen 
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Bausteine zerlegt, so besitzen diese in ihrer neuen 
Lage um so viel mehr an (potentieller) Energie, 
wie die an ihnen geleistete Arbeit betragen hat, 
ganz genau so wie ein gehobener Körper. Läßt 
man die Bausteine wieder frei, so daß sie sich 
unter der Wirkung der sie zu einander ziehenden 
Kräfte wieder zum alten Kern vereinigen, so ge- 
ben sie diese Energie wieder ab. (Sie verwandelt 
sich sehr schnell in Wärme). Diese bei der Bil- 
dung eines Kerns aus seinen Bausteinen frei wer- 
dende Energie heißt die Bindungsenergie des 
Kerns. Um ihren Betrag ist der Kern energieär- 
mer als seine Bausteine im freien Zustande. Dann 
folgt aber aus der Einsteinschen Gleichung in 
ihrer zweiten Form, daß die Masse des Kerns um 
den Betrag des Massenäquivalents der Bindungs- 
energie kleiner sein muß als die Massensumme 
der Bausteine im freien, unvereinigten Zustande. 
Diesen Massenverlust, den die Kernbausteine bei 
ihrer Vereinigung erleiden, nennt man den Mas- 
sendefekt des Kerns. Uebrigens ist die bei der 
Bildung eines Kerns aus seinen Bausteinen frei 
werdende Bindungsenergie ein vollkommenes 
Analogon zu der Wärme, welche bei der Bildung 
eines Moleküls aus seinen Atomen frei wird, z. B. 
bei der Vereinigung von 1 Kohlenstoffatom und 2 
Sauerstoffatomen zu einem Kohlensäuremolekül 
bei der Verbrennung von Kohle. Nur ist sie, wie 
wir gleich sehen werden, unvergleichlich viel 
größer. 


Sowohl die Massen freier Protonen und Neu- 
tronen, als auch die Massen der meisten Atom- 
kerne sind heute mit sehr großer Genauigkeit be- 
kannt, so daß auch die Massendefekte recht ge- 
nau berechnet werden können. Denn — anders 
als bei der Bildung von Molekülen aus Atomen — 
sind die Bindungsenergien der Kerne so außer- 
ordentlich groß, daß ihre Massenäquivalente, die 
Massendefekte, einen durchaus meßbaren Bruch- 
teil der gesamten beteiligten Massen ausmachen. 


In der bei der Bildung von Atomkernen aus 
ihren Bausteinen frei werdenden Bindungsenergie 
sind wir erneut auf eine denkbare Quelle von 
Atomenergie gestoßen. 


Ein besonders wichtiges Beispiel ist die Bil. 
dung von Heliumkernen aus 2 Protonen und 2 
Neutronen. Die Masse eines Heliumkerns ist um 
rund 0,75 % kleiner als die Massensumme seiner 
vier freien Bausteine. Demnach wird bei der Bil- 
dung eines Heliumkerns auch 0,75 % der betei- 
ligten Massen als Energie frei, während es bei der 
Zerstrahlung (s. 0.) volle 100% sind. Da bei der 
völligen Zerstrahlung, wie wir mitgeteilt haben, 
rund 25000 Millionen Kilowattstunden je Kilo- 
gramm zerstrahlter Materie an Energie frei wer- 
den, sind es im Falle der Heliumkernbildung nur 
0,75 % davon, also immerhin noch annähernd 200 
Millionen Kilowattstunden je Kilogramm gebilde- 
ten Heliums, eine Energie, die genügt, um in Form 
von Wärme einen See mit einer Fläche von 1 
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Quadratkilometer und einer Tiefe von eiwa 1,5 
Metern von 0° bis zum Sieden zu bringen. Die bei 
der Bildung anderer Kerne frei werdende Atom- 
energie ist — je Kilogramm berechnet — in allen 
Fällen ungefähr ebenso groß. 

Wir kennen nunmehr drei denkbare Fälle von 
Freimachung von Atomenergie. Wir wollen sie 
einmal übersichtlich zusammenstellen und auch 
mit der Energiergewinnung aus der Kohle ver- 
gleichen: 


Prozeß Energie je Kilogramm 
Zerstrahlung 25 000 Mill. Kilowattst. 
Kernbildung 200 Mill. Kilowattst. 
Kernspaltung 25 Mill. Kilowattst. 
Kohleverbrennung 8 Kilowattst. 


Diese Gegenüberstellung zeigt schlagend die gera- 
dezu phantastische Ueberlegenheit der Kernpro- 
zesse als Energiequellen gegenüber der Kohle. 
Schon der am wenigsten ergiebige von ihnen, die 
Kernspaltung, liefert bei gleicher Stoffmenge etwa 
das Dreimillionenfache derjenigen Energie, die 
wir als Wärme aus der Verbrennung von Kohle 
gewinnen können. Die praktische Ausnutzung der 
Kernspaltung zur technischen Energiegewinnung 
ist die jüngste Großtat des menschlichen Erfin- 
dungsgeistes. Die ergiebigste Energiequelle, die 
Zerstrahlung, wird unserem Zugriff wahrscheinlich 
immer entzogen bleiben, und sie spielt nach un- 
serer heutigen Kenntnis wahrscheinlich auch in 
der Natur selbst keine wesentliche Rolle. Welche 
ausschlaggebende Bedeutung aber die Kernbildung 
als Energiequelle im Weltall und auch für unser 
eigenes, bescheidenes Dasein spielt, werden wir 
am Schluß dieses Aufsatzes erfahren. Zunächst 
sind wir nunmehr gerüstet, um uns mit der Ge- 
winnung von Atomenergie aus der Kernspaltung 
zu beschäftigen. 


9, ATOMARE KETTENREAKTIONEN. Kern- 
spaltungen werden durch Neutronen ausgelöst, und 
andererseits werden bei jedem Spaltungsvorgang 
einige Neutronen frei. Man hat sich deshalb nach 
der Entdeckung der Kernspaltung sehr den Kopf 
darüber zerbrochen, wie es möglich ist, daß es auf 
der Erde überhaupt noch Uranvorkommen gibt. 
Freie Neutronen — durch alle möglichen Strah- 
lungen aus Atomkernen freigemacht — vagabundie- 
ren stets und überall umher. Wenn nun ein sol- 
cher Umhertreiber irgendwann einmal in einem 
Uranmineral eine Kernspaltung hervorruft, so sollte 
man Folgendes erwarten. 

Nehmen wir der Einfachheit halber einmal an, 
bei jedem Spaltungsvorgang würden je zwei Neu- 
tronen frei. Diese zwei Neutronen können — so 
sollte man annehmen — zwei weitere Urankerne 
spalten und vier Neutronen freimachen, die ihrer- 
seits vier Urankerne spalten und acht Neutronen 
freimachen sollten, und so fort in der Steigerungs- 
folge 2, 4, 8, 16, 32 usw., die manchen meiner Le- 
ser aus der berühmten Geschichte von den Weizen- 
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körnern auf dem Schachbrett wohlbekannt sein 
wird. Sie wisen auch, daß soviele Körner, 
wie auf dem 64. Feld liegen müßten, auf 
der Erde seit der Entstehung des Getreidebaus 
nie gewachsen sind. Die Ziffern dieser Folge 
wachsen wahrhaft lawinenartig an. So müßte man 
auch vermuten, daß ein einziger, zufällig einmal 
ausgelöster Spaltungsvorgang lawinenartig auf das 
umgebende Uran übergreifen und es infolge der 
ungeheuren, aus der Atomenergie schlagartig ent- 
stehenden Wärme alsbald in die Luft sprengen sollte. 

Chemische Vorgänge ganz ähnlicher Art sind 
nun schon lange bekannt. Sie spielen sich in je- 
dem Sprengstoff ab, und man nennt sie eine Ket- 
tenreaktion. Es genügt, wenn die chemische Um- 
setzung eines Sprengstoffess an einer einzigen 
Stelle ausgelöst wird, damit sie momentan den 
ganzen vorhandenen Stoff ergreift und ihn zur 
Detonation bringt. Eine ganz analoge atomare 
Kettenreaktion sollte sich auch in jedem Uran- 
stück abspielen, wenn unsere Überlegungen richtig 
sind. Uran sollte ein Sprengstoff von unvorstell- 
barer Gewalt sein. Tatsächlich ist aber natürli- 
ches Uran zwar schwach radioaktiv, im übrigen 
aber völlig harmlos und existiert so schon seit der 
Erschaffung unserer Erde völlig friedlich. Warum 
verhält sich das so? Wo ist der Fehler in unserer 
Ueberlegung? Warum spielt sich nieht in jedem 
Stück natürlichen Urans, in jedem Uranerz ganz 
von selbst eine atomare Kettenreaktion ab? 

Die Gründe hat man ziemlich bald erkannt. Der 
wichtigste ist von uns schon erwähnt worden. Nur 
das seltene leichtere Uranisotop U 235 ist spalt- 
bar, das 140 mal häufigere schwere Isotop U 238 
dagegen nicht .Zweitens wird, wie wir ebenfalls 
bereits erwähnt haben, das U 235 nur durch lang- 
same Neutronen gespalten. Die bei den Spaltun- 
gen entstehenden Neutronen sind aber ziemlich 
schnell und reagieren in diesem Zustande mit dem 
häufigen U 238, indem sie an ihm die Bildung von 
Neptunium-Plutonium auslösen (s. o.). Daraus er- 
gibt sich des Rätsels Lösung ohne weiteres: Eine 
Kettenreaktion kann in dem natürlichen Isotopen- 
gemisch des Urans deshalb nicht eintreten, weil 
die bei zufälligen Kernspaltungen freiwerdenden 
schnellen Neutronen fast ausnahmslos von den 
Kernen des U 238 abgefangen werden, ehe sie 
überhaupt, und zudem in genügend verlangsam- 
te Zustande, einmal wieder einem Kern des U 
235 begegnen. Man kann aber ohne weiteres ein- 
sehen, daß eine Kettenreaktion nur zustande kom- 
men kann, wenn von den bei einer Spaltung frei- 
werdenden Neutronen im Durchschnitt allermin- 
destens je eines wieder spaltend wirksam wird. 
Die Zahl der Neutronen aus jedem Spaltungsvor- 
gang, die durchschnittlich zur Auslösung einer 
neuen Spaltung gelangt, nennt man den Multipli- 
kationsfaktor. In unserem obigen, schematischen 
Beispiel betrug er 2, und wir haben gesehen, daß er 
zu einer lawinenartig anwachsenden explosiven Kei- 
tenreaktion führt. Die untere zulässige Grenze ist 


der Multiplikationsfaktor 1. In diesem Fall dauert 
ein einmal eingeleiteter Spaltungsprozeß mit 
gleichbleibender Stärke an. Es tritt eine stetige 
Kettenreaktion ein. Der Multiplikationsfaktor 
braucht den Wert Il nur ganz wenig zu überschrei- 
ten, damit die Kettenreaktion — mehr oder we- 
niger stürmisch — lawinenartig anwächst. Ist er 
kleiner als 1, so stirbt ein irgendwie einmal an- 
gefachter Spaltungsherd schnell ab. 

Man kann das natürliche Uran mit einem 
Sprengstoff vergleichen, der in eine 140 mal grö- 
Bere Menge Sand eingebettet ist. Der Sprengstoff 
ist das U 235, der Sand das U 238. Natürliches Uran 
ist ebenso harmlos wie ein solcher Sprengstoff. 


10. DIE PROBLEMSTELLUNG. Damit ist das 
bei der technischen Freimachung von Atomenergie 
aus der Kernspaltung gestellte Problem bereits 
ganz klar. Es handelt sich darum, die bei natür- 
lichem Uran bestehenden Hindernisse für eine 
Kettenreaktion entweder zu beseitigen oder zu 
umgehen. Dabei ergeben sich folgende denkbare 
Möglichkeiten: 


1. die Hindernisse zu beseitigen, indem man den 
Sprengstoff U 235 vom „Sand“ U 238 trennt, also 
reines U 235 herstellt; 


2. nach einem anderen ebenfalls spaltbaren 
Stoff zu suchen, der bereits rein anfällt; 


3. in natürlichem Uran eine genügend große 
Zahl von Neutronen davor zu bewahren, mit 
dem U 238 zu reagieren. 


Weiter ergab sich aber noch: 
4. Das Problem der kritischen Größe. 


Damit hat es folgende Bewandnis. Bei einem 
gegebenen Uranstück wird der so wichtige Multi- 
plikationsfaktor stets dadurch herabgedrückt, daß 
die Neutronen sehr durchdringend sind und we- 
nigstens aus den der Oberfläche nahen Bereichen 
in großer Zahl entweichen. Wie ohne weiteres 
ersichtlich, wird aber der entweichende Bruchteil 
um so kleiner sein, je größer das Uranstück ist. 
Denn die Wahrscheinlichkeit des Entweichens 
nimmt natürlich mit der Tiefe ab, in der uns das 
Neutron entsteht. Während wir bisher annehmen 
konnten, daß jedes beliebig kleine Stück eines 
reinen, spaltbaren Stoffes ganz von selbst detonie- 
ren müsse, wird jetzt klar, daß ein genügend klei- 
nes Stück ganz harmlos ist, weil der Multiplika- 
tionsfaktor kleiner als 1 ist. Mit wachsender Grö- 
ße wächst dieser aber auch, und die kritische Grö- 
Be ist diejenige, bei der er den Wert 1 gerade 
erreicht. Damit sind wir zu der zunächst absurd 
anmutenden, aber vollauf bestätigten Erkennt- 
nis gekommen, daß ein Stück reinen U 235, so- 
lange es eine bestimmte Größe nicht überschreitet, 
absolut harmlos ist, aber sofort der furchtbarste 
Sprengstoff wird, sobald es sie auch nur ein we- 
nig überschreitet. 
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Alle diese Probleme sind tatsächlich gelöst wor- 
den, und zwar auf allen oben als denkbar aufge- 
zählten Wegen. Die beiden ersten Wege führen 
zur explosiven Ketienreaktion und damit zur 
Atombomba. Der dritte Weg ermöglicht eine 
stetige Kettenreaktion im natürlichen Uran und 
führt zur friedlichen Atomtechnik. 


ll. REINE SPRENGSTOFFE. Die Schaffung 
der Atombombe ist das Ergebnis der gewaltigsten 
wissenschaftlich-technischen Anstrengung aller Zei- 
ten. Es ist hier nicht der Ort, auf irgendwelche 
Einzelheiten dieses im Jahre 1941 begonnenen, un- 
ter dem Decknamen Manhattan Projekt vorzüg- 
lich getarnten Unternehmens näher einzugehen. 
Es sei nur gesagt, daß es sich dabei um eine her- 
vorragend organisierte Zusammenarbeit von teil- 
weise weltbekannten Forschern, vor allem aus den 
U. S. A, aus Großbritannien und Kanada, und 
führenden Männern der Technik gehandelt hat, 
die durch einen ganz außerordentlich finanziellen 
Aufwand. aber nicht minder durch einen unerhör- 
ten Wagemut bei völlig ungewissem Erfolg er- 
möglicht wurde. 

Der Schwerpunkt der rein wissenschaftlichen 
Forschungsarbeiten lag im Argonne-Laboratorium 
in Chicago. Da keine Zeit verloren werden durf- 
te, wurde schon sehr bald nach Beginn der For- 
schungsarbeiten — von deren Erfolg man vorweg 
noch nichts kannte — mit der Errichtung einer 
riesigen Fabrikanlage im Staate Tennessee und 
einer besonderen Fabrik für die Konstruktion der 
Atombombe selbst im Staate Neu-Mexiko begon- 
nen. Alle technischen Vorbereitungen konnten 
nur auf gut Glück erfolgen. Dieses ist dann aber 
den beteiligten Forschern auch nicht versagt ge- 
blieben. 


Natürlich war das Endziel aller dieser Bemü- 
hungen zunächst einzig und allein die Atombombe 
und der dazu unbedingt nötige reine Sprengstoff. 
Deshalb wurde zunächst der erste der oben er- 
wähnten Wege beschritten, die Herstellung von 
reinem Uran 235 durch dessen Trennung von sei- 
nem Isotop Uran 238. Da diese beiden Atomarten 
sich als Angehörige des gleichen Elementes che- 
misch völlig identisch Verhalten, so kann eine 
solche Isotopentrennung nicht mit chemischen 
Verfahren geschehen. Doch ist in den letzten 15 
Jahren eine ganze Reihe von physikalischen und 
physikalisch-chemischen Verfahren entwickelt wor- 
den. Mittels solcher Verfahren ist es tatsächlich 
gelungen, reines U 235 in den für die Atombombe 
erforderlichen Mengen herzustellen. 


Aber auch der zweite Weg wurde beschritten. 
Der dänische Physiker Niels Bohr hatte bereits 
vorausgesagt, daß das Transuran Plutonium wahr- 
scheinlich auch spaltbar seine werde. Das bestä- 
tigte sich, und man ging daran, Plutonium künst- 
lich zu erzeugen, und zwar aus U 238 über Nep- 
tunium, mittels der Reaktionsfolge, die wir bereits 
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beschrieben haben, und natürlich in technischen 
Mengen. Wie das geschieht, werden wir alsbald 
mitteilen, 

Vorher sei nur noch erwähnt, daß auch das an- 
fänglich sehr dunkle Problem der kritischen Grö- 
Be sich schließlich befriedigend löste. Anfänglich 
wußte man kaum, ob sie nicht für die Zwecke der 
Atombombe vielleicht allzu groß oder allzu klein 
sein werde. Aber es erwies sich schließlich alles 


als günstig. Die kritische Größe dürfte — Ge- 
naues ist darüber nicht bekanntgegeben — mit 


einigen Kilogramm U 235 oder Plutonium er- 
reicht sein, genug, um verheerende Wirkungen zu 
entfalten, und nicht zu viel für ein Flugzeug. 


12. DIE URANBATTERIE. Es wirkt wie ein ver- 
söhnendes Moment, daß der Weg zum Plutonium und 
damit zur Atombombe die Schaffung einer Vor- 
richtung notwendig machte, deren Grundprinzip 
ohne weiteres die Gewinnung von Atomenergie für 
friedliche Zwecke ermöglicht. Denn hier mußte 
der dritte der oben genannten Wege beschritten 
werden: die Hervorrufung einer stetigen Ketten- 
reaktion in natürlichem Uran. Plutonium entsteht 
aus dem häufigen U 238 durch Beschuß mit Neu- 
tronen. Um es in technischen Mengen zu gewin- 
nen, muß man also natürliches Uran einer höchst 
intensiven, stetigen Neutronenstrahlung aussetzen. 
Das kann nur dadurch geschehen, daß man eine 
stetige Kettenreaktion aufrecht erhält, die laufend 
Neutronen in großer Zahl liefert. 

Die einer solchen Kettenreaktion im natürlichen 
Uran entgegenstehenden Hindernisse wurden durch 
die Schaffung der Uranbatterie (englisch „pile“) 
aus dem Wege geräumt. Sie ist ein mehrere Ku- 
bikmeter großer Klotz, der aus viel kleineren, in 
sehr reinen Kohlenstoff (Graphit), den sogenann- 
ten Moderator, eingebetteten Stücken reinen 
Uranmetalls aufgebaut ist. Mit dieser Konstruk- 
tion wird folgendes erreicht. Die Uranstücke sind 
so klein, daß der größte Teil der in ihnen durch 
Kernspaltungen frei werdenden schnellen Neu- 
tronen, ohne mit Kernen des U 238 zu reagieren, 
in den Graphit gelangt, mit dem sie nicht reagie- 
ren. Hier werden sie durch Zusammenstöße mit 
den Kohlenstoffkernen ziemlich schnell auf eine 
so kleine Geschwindigkeit abgebremst, daß sie, 
wenn sie zufällig wieder in ein Uranstück zurück- 
kehren, gegen eine Reaktion mit dem U 238 und 
eine Abfangung durch dessen Kerne gefeit sind. 
also nur noch Kerne des U 235 spalten können. 
Natürlich hat auch eine solche Batterie eine be- 
stimmte kritische Größe. 

Auf diese Weise wurde in Chicago im Jahre 1942 
die erste Probebatterie Stück für Stück aufgebaut, 
und an einem Tage im Dezember, als sie die unge- 
fähr abgeschätzte kritische Größße noch nicht ein- 
mal ganz erreicht hatte, zeigten die eingebauten 
Meßgeräte das nahe bevorstehende Anlaufen einer 
Kettenreaktion an. Der Multiplikationsfaktor nä- 
herte sich dem kritischen Grenzwert 1. Es bedurfte 
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nur noch einer geringen Vergrößerung, und er 
war erreicht! Ein großer, aber auch ein banger 
Augenblick! Denn nun hieß es, die Kettenreak- 
tion in Schranken halten, daß sie nicht lawinen- 
artig ausbrach und unsägliches Unheil anrichtete. 
Doch dafür war vorgesorgt. In der Batterie waren 
Kanäle ausgespart, in die Stäbe aus Cadmium mehr 
oder weniger tief eingesenkt werden konnten. Cad- 
miumkerne schlucken Neutronen sehr begierig. So 
konnte durch mehr oder weniger tiefes Einschie- 
ben der Stäbe die Zahl der spaltend wirksam wer- 
denden Neutronen geregelt, der Multiplikations- 
faktor 1 genau eingehalten werden. 


Der erste große Wurf war gelungen! Die an je- 
nem Dezembertage anwesenden Eingeweihten wa- 
ren die Zeugen des ewig denkwürdigen Augen- 
blicks, an dem es zum erstenmal gelang, Atom- 
energie in technischen Ausmaßen aus Atomkernen 
zu entbinden. Das Zeitalter der Atomenergie war 
eingeläutet! Ob zum Guten oder Bösen? Diese 
bange Frage mag den Augenzeugen sehr schwer 
auf der Seele gelegen haben. Denn sie waren bis- 
her Forscher nur um der reinen Erkenntnis wil- 
len gewesen, und was sie hier nun geschaften hat- 
ten, war zunächst bestimmt, Tod und Vernichtung 
in furchtbarstem Ausmaß zu säen. Man weiß von 
manchem, der an dieser Seelenlast sehr schwer ge- 
tragen hat. 


Alsbald ging man daran, im Staate Washington 
ein Werk mit zunächst drei Uranbatterien zur 
Erzeugung von Plutonium zu errichten. Sie waren 
mit einem Röhrensystem versehen, durch das Stä- 
be natürlichen metallischen Urans langsam hin- 
durchgeschoben und der Neutronenstrahlung der 
Batterie ausgesetzt wurden, so daß sich ein Bruch- 
teil des U 238 über Neptunium in Plutonium ver- 
wandelte. Dieses konnte dann, da es ein vom Uran 
verschiedenes Element mit anderen chemischen Ei- 
genschaften ist, in einer anschließenden Trennan- 
lage chemisch vom Uran getrennt werden. 


Allerdings gab es dabei noch verschiedene har- 
te technische Nüsse zu knacken. In einer Uranbat- 
terie wird ja laufend ein ungeheurer Betrag an 
Atomenergie in Form von Wärme frei, auf die 
es hier garnicht abgesehen ist, je Kilogramm ge- 
:paltenen U 235 nicht weniger als etwa 25 Millio- 
nen Kilowattstunden. Wir haben schon gesagt, wie- 
viel Wasser man damit zum Sieden bringen kann. 
Hier war alle diese kostbare Energie nichts als 
lästiger Abfall, und man mußte sie mit großen 
Kosten in das Wasser eines nahen Flusses ableiten. 
Ferner entsteht je Kilogramm gespaltenen Urans 
1 Kilogramm an hoch radioaktiven, lebensgefähr- 
denden Spaltprodukten, mit denen sich die Batterie 
mehr und mehr anreichert. Deshalb mußte die ge- 
samte Anlage einschließlich der Trennanlage in 
sehr dicke Betonwände eingebaut werden und voll- 
automatisch arbeiten. Das sind aber nur die au- 
genfälligsten technischen Probleme. 


13. DIE ATOMBOMBE. Alle irgend wesentlichen 
Einzelheiten der Atombombe sind heute noch tief- 
stes wohlbehütetes Geheimnis. Wir wollen des- 
halb hier nur eine, natürlich der Oeffentlichkeit 
bekannt gegebene Einzelheit erwähnen, nämlich 
die Zündung der Bombe im Augenblick des Ein- 
satzes. Die Menge des Sprengstoffes muß natür- 
lich so groß sein, daß sie die kritische Größe zu- 
mindest erreicht. Doch darf der Sprengstoff vor 
dem Augenblick des Einsatzes nur in Stücken von 
unterkritischer Größe in der Bombe anwesend sein, 
da er ja sonst sofort detonieren würde, weil es 
überall und immer vagabundierende Neutronen 
gibt. Gesetzt den Fall, daß die vereinigte Spreng- 
ladung zwischen der einfachen und der doppelten 
kritischen Größe liegt, so muß sie in zwei Stücke 
von unterkritischer Größe unterteilt sein. Von die- 
sen wird dann im Moment des Einsatzes das eine 
mittels einer Art von eingebauter Pistole gegen 
das andere geschossen, so daß das Ganze nunmehr 
überkritische Größe hat und sofort detoniert. 


Man vergegenwärtige sich noch einmal, daß der 
ganze ungeheure Aufwand, der zur Schaffung der 
Atombombe führte, gewagt werden mußte, ohne 
daß man sich durch Versuche im Kleinen davon 
vergewissern konnte, ob er nicht ein Mißerfolg 
sein werde. Unterhalb der kritischen Größe geht 
es eben nicht. Wahrscheinlich überschritt der 
Sprengstoff der ersten Atombomben diese Größe 
garnicht wesentlich, und ihre furchtbare Wirkung 
ist bekannt. Nur die erste, fertige Atombombe 
konnte endgültig erweisen, ob sich der ganze Auf- 
wand wirklich gelohnt hatte. So wurde der Ver- 
such mit der ersten Probebombe, der im Früh- 
sommer des Jahres 1945 in einer einsamen Gegend 
des Staates Neu-Mexiko vor sich ging, von den Be. 
teiligten mit ungeheurer Spannung erwartet. Die 
Bombe war an der Spitze eines hohen eisernen 
Turmes aufgehängt. In einer Entfernung von meh- 
reren Kilometern erwarteten die Anwesenden in 
sicheren Unterständen atemlos den großen Au- 
genblick der Fernzündung. Als er gekommen war, 
erhellte ein greller Lichtblitz, weit heller als die 
Sonne weithin das Land: dann folgte eine hef- 
tige Druckwelle und ein ohrenbetäubendes Kra- 
chen. Eine riesige Wolke, in der es hier und da 
noch einmal aufblitzte, hob sich mehrere tausend 
Meter hoch gen Himmel. Die Bombe hatte ihre 
Schuldigkeit getan! Als man dann den Ort der De- 
tonation betrat, fand man dort nur einen gewalti- 
gen Sprengtrichter. Von dem Turm hat man nie 
ein Stückchen mehr gesehen: er war restlos ver- 
dampft. 

Es folgte der Einsatz der Bomben gegen die ja- 
panischen Städte Hirosima und Nagaski, die das 
schnelle Ende des zweiten Weltkrieges herbeiführ- 
ten. Ihre furehtbaren Wirkungen sind durch viele 
Schilderungen und Bilder in Zeitungen und Zeit- 
schriften aller Welt bekannt. Sie beruhen auf 
mehreren Ursachen. Am auffälligsten sind natür- 
lich ihre ungeheure Sprengwirkung und die furcht- 
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baren Verwüstungen, welche die von der Bombe 
verursachte Druckwelle im Bereich ganzer Stadt- 
viertel anrichtet. Nicht minder furchtbar ist aber 
die Wirkung der durch die Detonation in weitem 
Umkreise verstreuten und in der Luft schweben. 
den hochradioaktiven Spaltprodukte, welche das 
ganze betroffene Gebiet noch monatelang —- bis 
die Radioaktivität abgeklungen ist — verseuchen. 
und deren Strahlungen tödliche oder zumindest die 
Gesundheit auf das schwerste schädigende Wir- 
kungen auf alle Lebewesen haben. 

Allgemein bekannt sind ferner die in der Folge 
ausgeführten Versuche bei dem Atoll Bikini im 
Stillen Ozean mit den seit 1945 natürlich ständig 
verbesserten Bomben. Es scheint, daß diese Ver- 
suche den Erwartungen durchaus entsprochen und 
wichtige Ergebnisse gehabt haben. Der riesige 
Wolkenpilz, der sich aus dem Meere erhebt, und 
den wohl alle meine Leser aus Abbildungen ken- 
nen, besteht im Wesentlichen aus Wasserdampf, da 
die Bombe das Wasser bis in sehr große Tiefe 
zu explosionsartigem Sieden bringt. Wieviel Was- 
ser schon 1 Kilogramm des Sprengstoffes zum Sie- 
den bringen kann, haben wir ja schon erwähnt. 


14. FRIEDLICHE ATOMTECHNIK. Wir haben 
bereits von der ungeheuren Energievergeudung 
in den lediglich zur Erzeugung von Plutonium die- 
nenden ersten Uranbaiterien gesprochen. Es mag 
für die Ingenieure eine reichlich bittere Aufgabe 
gewesen sein, den täglich anfallenden kostbaren 
Schatz an Wärme durch Ableitung in einen Fluß 
einfach zu vernichten, statt ihn einer technischen 
Verwendung zuzuführen. Dazu war damals keine 
Zeit übrig. Aber es war natürlich alsbald klar, 
daß auf das der Uranbatterie zugrunde liegende 
Prinzip eine völlig neue Technik gegründet wer- 
den könne: die friedliche Atomtechnik der Zu- 


kunft. Es mußten nur die — natürlich vielfach 
neuartigen — Wege gefunden werden, um sich 


der ungeheuren, in einer Uranbatterie anfallenden 
Wärme zu bemächtigen und sie zu technischen 
Zwecken zum Wohl der Menschheit auszunutzen. 
Daneben kann jede Batterie ohne weiteres auch 
das kostbare Plutonium erzeugen — jetzt sozusa- 
gen als Nebenprodukt mit dem Vorteil einer Ver- 
billigung der erzeugten Energie. Denn wahrschein- 
lich wird das Plutonium auch in der friedlichen 
Technik bald eine wichtige Rolle spielen. 

In den US A ist man schon heute am Werke, 
große, mit Atomenergie betriebene elektrische 
Kraftwerke zu bauen, die ganze Staaten mit Ener- 
gie versorgen, und andere Länder werden wohl 
bald folgen. Es heißt, daß die Kosten dieser Ener- 
gie heute nur noch wenig über denen der mit 
Kohlen erzeugten elektrischen Energie liegen, und 
daß man ihr weiteres Sinken erwartet. Natürlich 
ist die Atomenergie schon wegen des Problems der 
kritischen Größe, nur für ganz ausgesprochenen 
Großbetrieb geeignet. Sie mag aber auch in der 
Raketentechnik angewandt werden können, und 
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vielleicht liegt hierin die derzeit einzige Möglich- 
keit zur Schaffung von Weltraumraketen. 


Eine weltweite Einführung der Atomenergie in 
die Technik würde sich wohl hauptsächlich in ei- 
ner weitgehenden Verdrängung der Kohle als 
Energiequelle und einer außerordentlichen Aus- 
weitung der Elektrizitätswirtschaft auswirken. Da 
dadurch das Los der werktätigen Menschheit, die 
von Ruß, Qualm und Schmutz weitgehend erlöst 
werden würde, wahrscheinlich erheblich freundli- 
cher und leichter werden würde, so stehen wir hier 
auch vor einem sehr wichtigen sozialen Problem, 
bei dem allerdings auch gewisse Sorgen nicht feh- 
len. Denn ein weitgehender Wegfall der Kohle 
muß notwendig sehr starke Umschichtungen im 
Arbeitseinsatz mit sich bringen. Man denke nur 
an den Bergbau, den großen Anteil der Kohle am 
Transportwesen zu Wasser und zu Lande und an- 
deres mehr. Die künftige Atomtechnik wird wahr- 
scheinlich überhaupt mit erheblich weniger Hilfs- 
kräften auskommen. Sie wird weitgehend vollau- 
tomatisch arbeiten müssen und der Uranbergbau 
sowie die chemischen Werke, die aus dem Uran- 
erz das Uranmetall herstellen, die für diese Stoffe 
erforderlichen Transportmittel usw. werden nur 
einen Bruchteil der Kräfte aufnehmen können, die 
durch den Wegfall der Kohle arbeitslos werden. 


Die natürlichen Uranvorkommen — in Europa im 
Erzgebirge, in Amerika vor allem in Kanada, so- 
wie an einigen anderen Orten — sind verglichen 
mit den Kohlevorkommen nur sehr klein. Dafür 
ist aber das Uran als Energiequelle ganz außer- 
ordentlich viel ergiebiger als die Kohle. Wahr- 
scheinlich wird das jetzt geweckie Interesse am 
Uran noch neue Vorkommen entdecken. Das 
Zeitalter der Kohle wird in einigen hundert Jah- 
ren infolge Erschöpfung der abbaufähigen Vor- 
kommen sein Ende finden. Auf wie lange Sicht 
die Uranvorkommen ausreichen werden, um den 
Energiehunger der Menschheit zu stillen, kann man 
heute noch nicht sagen. 


15. ATOMENERGIE HEIZT DIE SONNE UND 
DIE STERNE. Haben meine Leser sich schon ein- 
mal klar gemacht, daß wir jede Art von Energie, die 
die Menschen bisher in ihren Dienst gespannt ha- 
ben, nur der Sonne und ihrer Strahlung verdan- 
ken? Es verhält sich wirklich so. Es ist die von 
der Sonnenstrahlung erzeugte Wärme, die das Wet- 
ter macht. Sie allein ruft die Winde hervor, die 
unsere Windmühlen und Schiffe treiben. Sie läßt 
Wasser verdunsten, so daß es emporsteigt, als Re- 
gen herabfällt und von den Höhen zu Tal fließend, 
Mühlen und Kraftwerke treibt. Aber auch die 
Wärme, die wir durch Verbrennung von Holz, 
Kohle oder Erdöl gewinnen, ist nichts als aufge- 
speicherte Energie der Sonnenstrahlung. Alle 
Pflanzen verdanken die Energie, die sie zum 
Wachsen und Gedeihen brauchen, nur ihrer Fähig- 
keit, Sonnenstrahlung zu schlucken und die in ihr 
enthaltene Energie in chemische Energie zu ver- 
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wandeln. Die pflanzenfressenden Tiere nehmen 
die für ihr Leben nötige Energie aus den Pflan- 
zen, die Fleischfresser aus den von ihnen verzehr- 
ten Pflanzenfressern. Und so verhält es sich auch 
mit uns selbst. Die Kohle aber ist aus Pflanzen- 
resten, das Erdöl aus Tierleichen der grauen Vor- 
zeit entstanden, und so stammt auch alles, was wir 
an Energie aus ihnen abzapfen können, letztlich 
aus der Sonnenstrahlung. 


Aber auch deren Energie stammt nicht aus 
nichts, sondern muß aus irgend einer schier un- 
erschöpflichen Quelle fließen, und das gilt nicht 
nur für unsere Sonne, sondern ebenso für die Bil- 
lionen anderen Sonnen im Weltall, für alle Fix- 
sterne. Wie bringen sie es fertig, tausende von 
Jahrmillionen — denn so alt sind die meisten von 
ihnen sicher — in fast unveränderlicher Stärke 
Energie auszustrahlen? 


Das blieb lange eines der größten Rätsel der 
Physik der Sterne. Eine Energiequelle von so aus- 
bündiger Ergiebigkeit lag bis vor etwa zwei Jahr- 
zehnten völlig außerhalb des Bereichs physikali- 
scher Erfahrung, bis man die einzigartige Ergiebig- 
keit von Kernumwandlungsprozessen kennen lern- 
te. Von da an stand fest: Die Sonne und die Ster- 
ne können einzig und allein mit Atomenergie ge- 
heizt sein. Die von ihnen ausgestrahlte Energie 
kann nur aus irgendwelchen Kernreaktionen stam- 
men. Zunächst hat man wohl daran gedacht, daß 
im Inneren der Sterne Zerstrahlungsvorgänge vor 
sich gehen könnten, durch die sich der Sternen- 
stoff allmählich ganz in Strahlung auflöst. Dann 
aber hat man erkannt, daß als Quelle der Sternen- 
wärme und damit der Sonnen- und Sternenstrah- 
lung einzig die Bildung von Atomkernen aus ih- 
ren Bausteinen in Frage kommt. Auf Grund sehr 
scharfsinniger Ueberlegungen ist dann vor allem 
Bethe zu dem Ergebnis gekommen, daß die von 
uns bereits ausführlich behandelte Bildung von 
Heliumkernen aus 2 Protonen und 2 Neutronen 
zumindest ganz überwiegend in Frage kommt. Wir 
können diesen sogenannten Bethe-Prozeß wie er 
sich ohne Zweifel im tiefsten Inneren der Sonne 
und der übrigen Sterne — bei einer Temperatur 
von 10 bis 20 Millionen Grad — abspielt, hier nur 
in großen allgemeinen Zügen beschreiben. 


Voraussetzung ist, daß Protonen in großer 
Menge vorhanden sind. Man kann mit Sicherheit 
feststellen, daß tatsächlich die meisten Sterne, auch 
die Sonne, zu einem großen Teil aus Protonen 
bestehen. Da sich Protonen, wie wir schon gesagt 
haben, von selbst in Neutronen verwandeln kön- 
nen, so ist damit auch für diese gesorgt. Nun kön- 
nen sich aber nicht etwa 2 Protonen und 2 Neu- 
tronen so ohne weiteres zu einem Heliumkern ver- 
einigen. Sie brauchen dazu einen Vermittler, einen 
Atomkern, in dem sie sich eins nach dem andern 
einfinden können — und in dem auch erst die 
Verwandlung von 2 Protonen in 2 Neutronen vor 
sich geht — um sich erst dann, wenn sie alle vier 


beisammen sind, zu einem Heliumkern zu vereini- 
gen, den der Wirtskern alsdann ausschleudert. Da- 
bei wird die außerordentliche Energie frei, die wir 
als Bindungsenergie des Heliumkerns kennen ge- 
lernt haben, und die sich alsbald in Wärme ver- 
wandelt. Als Vermitiler, als Wirtskerne wirken 
Kohlenstoffkerne, die garnicht in sehr großer Zahl 
vorhanden zu sein brauchen, weil sie nur als so- 
genannte Katalysatoren wirken. Sie gehen aus dem 
ganzen Prozeß schließlich unverändert hervor und 
stehen alsbald für einen neuen Prozeß zur Ver- 
fügung. Man kann berechnen, daß diese Energie- 
quelle genügt. um der Sonne und den übrigen 
Sternen eine unverminderte Strahlung über eine 
Zeitspanne zu sichern, welche erheblich größer ist 
als das Alter von einigen 1000 Millionen Jahren,. 
das man ihnen auf Grund sehr zuverlässiger Ueber- 
legungen zubilligen muß. 


Es gehört also heute zum durchaus gesicherten 
Bestande unseres Wissens, daß die Sonne und alle 
Fixsterne mit Atomenergie geheizt werden. So ist 
diese auch die ursprüngliche Quelle jeglicher 
Energie, die alles Leben auf unserer Erde und 
schließlich alle Technik, mit der der Mensch sich 
das Leben leichter zu machen versucht, letzten 
Endes stammt. 


In unseren Tagen geht nun der Mensch daran, 
unmittelbar aus dieser Quelle von wunderbarster 
Ergiebigkeit zu schöpfen. Liegt es nicht nahe, ihn 
dem Prometheus der griechischen Sage zu verglei- 
chen, der den Göttern das Feuer stahl, um es den 
Menschen zu schenken, den Göttern, die sich das 
Feuer allein vorbehalten hatten? Es hat schon sei- 
ne Berechtigung, wenn man den Griff nach der 
Atomenergie in mancher Hinsicht als einen Schritt 
ansieht, dem in der ganzen Vorgeschichte der 
Menschheit einzig der Griff nach dem Feuer eben- 
bürtig an die Seite zu stellen ist. Aber damit er- 
hebt sich alsbald eine sehr ernste, mahnende Frage. 
Den Prometheus straften für seine verwegene Tat 
die Götter: an einen Bergfelsen angeschmiedet, 
mußte er die ewige, namenlose Pein erdulden, daß 
ein Geier ihm die täglich neu wachsende Leber 
aus dem lebendigen Fleisch fraß. Werden die Göt- 
ter den Menschen auch strafen, wenn er heute ver- 
wegen nach der Atomenergie greift, die bisher den 
ewigen Sternen allein vorbehalten war? 


Im Jahre 1934 schrieb der große englische For- 
scher Sir A. S. Eddington in seinem Buch „New 
Pathways in Science“ die prophetischen Worte: 


„Ich habe die praktische Nutzbarmachung inner- 
atomarer Energie eine trügerische Hoffnung ge- 
nannt, die zu ermutigen Unrecht wäre: aber bei 
dem jetzigen Zustand der Welt ist sie eher eine 
Drohung, die man nicht verkleinern darf, wenn 
man nicht eine schwere Verantwortung auf sich 
laden will. Man kann nicht leugnen, daß für eine 
menschliche Gesellschaft, die Mangel schaffen muß, 
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die Ueberfluß ein Unglück ist, und für die uner- 
schöpfliche Energie Möglichkeiten für Krieg und 
Zerstörung bedeutete, daß für eine solche mensch- 
liche Gesellschaft eine dunkle Wolke am fernen 
Horizont erscheint, obgleich sie vorläufig noch 
um ihre Glieder vor Hungersnot zu bewahren, für 
nicht größer ist als eines Menschen Hand.“ 

Nur elf Jahre später fiel die erste Atombombe! 
Heute bedroht sie die Menschheit mit Vernichtung 
in furchtbarster Gestalt. Wird die Menschheit, um 
zu überleben, mit ihren Wohnungen, ihren Arbeits- 
stätten unter die Erde flüchten müssen? Oder wird 
schon vorher ein großer Teil der Kulturmensch- 
heit überhaupt vernichtet sein? 

Die Entscheidung ist in des Menschen eigene 
Hand gegeben. Das Rad der Entwicklung kann er 
zwar nieht zurückdrehen: die Atombombe ist 


Wirklichkeit und — wenigstens als Möglichkeit — 
nie wieder aus der Welt zu schaffen. Aber auch 
eine so furchtbare Drohung kann der Mensch zum 
Segen machen, wenn sie alle Völker dazu veran- 
laßt, von nun an endgültig auf den Krieg als Mit- 
tel der Machtpolitik zu verzichten und ihre unver- 
meidlichen Interessenkonflikte nur noch im Geiste 
echter Humanität zu schlichten. Nur dann besteht 
auch Hoffnung, daß eine friedliche Atomtechnik 
sich weltweit wird entfalten und der Menschheit 
ihren reichen Segen wird spenden können. Uns, 
die wir heute leben, ist diese Entscheidung — eine 
Entscheidung über die ganze Zukunft der mensch- 
lichen Gesellschaft — auf die Seele gelegt. An uns 
wird es liegen, ob uns die Nachwelt segnen oder 
verfluchen wird. Noch nie stand die Menschheit 
an einem solchen Scheidewege. 
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EIN DEUTSCHER BRIEF: 


zur Kulturpflege und zum Aufbau, Heft 1— 1949, Buenos Aires, 
Casilla de Correo 2398. 


WAS DENKEN WIR UNS DABEI? 


Es wäre nicht das deutfche Volf, wenn fich 
fein politifches Denken auf einen einzigen Zei- 
jten fpannen ließe. Man hat fich in den legten 
Sahren damit nicht genug tun fünnen, die gei- 
ftige Einebnung der Deutfchen infolge der Er: 
ziehung im Dritten Reich und ihre nationale 
Selbjtjucht zu behaupten. Wie falich das ift, 
lehren Vergleiche mit anderen Völkern. Auch 
in der Zeit ftraffiter Steuerung des öffentli- 
chen Lebens war das deutiche Wolf weit danon 
entfernt, jeine politijchen Ubneigungen etwa 
in der Urt der Holländer, Tjchechen oder Dä- 
nen zu äußern, die auf der Straße Deutjch- 
Iprechende noch heute mitunter anfeinden. Ein 
folder Nationalismus, das fragmürdige 
Merkmal Eleiner Staaten, Tteht in Wechfelbe- 
siehung zu deren fchöpferifcher Begrenztheit. 

Die deutiche Gefchichte erhielt — nehmt al- 
les in allem — ihren großen Sinn dadurd, 
daß fie führend oder menigjtens ftellvertre- 
tend für das Abendland ablief. Dies gilt nicht 
bloß für das frühe Kaifertum; es waltet auch 
in den Ipäteren Jahrhunderten diefelbe ver- 
antwortungsvolle Weite und Geftaltungsfä- 
higfeit; man denfe da nur an die langen Zeit- 
räume, als Wien feine europäifchen Verfled: 
tungen mit denen des Reichs, deffen Haupt: 
ltadt es war, zu verbinden wußte, ja eher diefe 
vernachläffigte als jene; man denfe ferner an 
Bismards Politit nach 1871. Das Reichhafte 
und Abendländiiche in der deutjchen Volfsan- 
lage fam auch nad) 1933 zum Nusdrud. Be- 
weije dafür liefern viele, objchon nicht alle 
nattonallozialiftiichen Zielfegungen und Ta- 
ten; man darf freilich die Maßlofigfeit der an- 
gewandten Mittel nicht verichmeigen, aud) 
nicht Die zahllofen ideologischen Verrannthei- 
ten und jenen plebejijchen Ungeift unjeres 
Sahrhunderts, der fi) in allen Majfenpar- 
teien breitmadt und in der nationalfoziali- 
ftiihen ebenfo hervortrat. Dieje Ericheinun: 
gen verurfachten den Zujammenbruch, nicht 
aber ein den Deutichen vorgeworfener bösar- 
tiger Nationalismus, denn den trifft man 
weit öfter bei den anderen Bölfern, Die da: 
mit an ber gelamtenropäiichen Tragödie ihr 
gerüitelt Maß Schuld mittragen. Allein, auch 
H.tler und feine Helfer glaubten, was wieder 
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gegen die Enge des deutfchen Nationalgefühls 
fpricht, nicht bloß den Deutichen, fondern 
einer europäifchen Neuordnung zu nüßen, ein 
Serum, denn deutihe und abendländifche 
Ywede erfordern Mittel, die ihnen gemäß 
find. Seine ausländifchen Gegner hatten über- 
haupt feine europäifche Konzeption. Das be- 
weilt die Gegenwart. Ihnen, foweit fie wirt- 
fihe Macht haben, ift Europa feine Urbin- 
dung; fie find nicht Europäer. Darum war 
Hitlers Niederlage gleichbedeutend mit der 
europäilchen Verjtümmelung. Die ungeheuere 
Aufopferung der Deutichen im Kriege ift des- 
halb feine bloß national zu wertende Tat. 


Nach dem Zufammenbruch wurden Rund- 
funf und Preffe Leuten überantwortet, die 
den Befabungsbehörden „genehm“ fein muß: 
ten. Bon wenigen Yusnahmen abgefehen re- 
den fie noch heute, was man zu hören be- 
fommt, und fchreiben, was die Blätter brin- 
gen. Die ftaatsführenden Männer, joweit von 
Staat und Führung gejprochen werden fann, 
wurden auf diejelbe Weife ausgefiebt. Gegen 
den Willen der Bejagung fäße feiner im Amt. 
Wieder alfo find die ftaatlihen Handlungen 
von Perjonen und Kräften abhängig, deren 
Kontrolle dur) das Volt eine fromme Ein- 
bildung it. Der Unterfchied gegen früher be- 
jteht darin, daß heute Glauben und Willen des 
Bolfes von feinen „Sührern“ nicht machge- 
rufen werden. „Deutjchland über alles“ fang 
es einjt begeiftert mit, wenn ein führer, 
gleichgültig wie er bejchaffen war, die Hymne 
anjtimmte, die auch jeßt nicht weniger Sän- 
ger fände, aber fein Minifter ftimmt fie an. 
„Ditzone“ oder „Weftzone über alles“ zu fin- 
gen, wäre freilich nur ein Wi. 


Neulic; beichloß der bayrijche Landtag eine 
Unterfuchung der an den Volfsdeutichen nad) 
1945 begangenen Greuel. In der Ausiprache 
verloren etliche Sozialdemofraten plößlich 
den Kopf und jchrien, in R3=-Zagern habe es 
auch Gewalttaten ‚gegeben, worauf die fünf 
Bertreter des „Deutichen Blods“ Bemerfun- 
gen machten. Da brüllte der Oberbürgermei- 
Iter fie an: „Wart’s Ihr im Kazett?“ Sie ent: 
gegneten, fie jeien an der front gemejen, 
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was ja als feine unwürdige Lebensverfiche- 
rung angejehen werden fann. Oberbürger- 
meilter Wimmer donnerte hierauf: „Dann 
balt’s Euer Maul!” 


Abgeiehen vom SA-Ton des SPRD-Hüupt- 
Iings ijt der Vorfall bezeichnend für alles, 
mas jeit drei Jahren in Deutjchland in der 
öffentlichen Meußerung unantaftbar fein muß. 
Bor erlihen Taufenden, die im KB waren, 
halten 66 Millionen das Maul; wohlgemerft 
in Breffe und Aundfunf. 

Die Tagesjchreiberei madht den Eindrud, 
als jchritte ein Mann rüdmwärts bergab, denn 
es geh! ja bergab, und Ychimpfte ununterbro- 
chen darüber, daß auf dem Gipfel, den er jeit 
Jahren verließ, Steinbroden lagen. Dabet hat 
der Krebsgängige den Pfad längjt verloren, 
tappt im Nebel, kurz: alles ift Ichauderhaft, 
aber er achtet es nicht, er flucht aufs Geme- 
jene. 


Das Bolf ichenfte diejen Befundungen an: 
fangs Gehör. Man hätte es mit wenigen Ta- 
ten der Großmut in leidenichaftliche Demo- 
fraten verwandeln fünnen; es war Dazu be: 
reit; aber jene mortlauten Demofraten be- 
trugen jich undemofratilch. Da verlor es all- 
mählich den Gelichmad an derartigen Tönen. 
Es lebt ja und fieht, was geichieht. Es ver: 
gleiht, was war und it. Man wiederholt 
ihm endlos, fein Jammer jei die Folge frü- 
berer Verfehlungen. But, denkt es, laß jehen, 
was jene Gutes tun, die fchon damals das 
Schlimme erfannt haben wollen. Und es 
denkt: zog die Welt wirklich der Menjchlicy- 
feit wegen wider uns zu Feld, jo laß fehen, 
mit mwelchen Wtenichlichkeiten fie uns jeßt be- 
ihämt. Die Ergebnifjfe des Nachdentens find 
von Maas bis Mtemel gleich, denn die Sieger 
offenbaren ihre Ziele, indem fie fie durchfüh- 
ven. Aha, denkt das Volt, deshalb zoget ihr 
ins Zeld; fagte man uns das nicht fchon frü- 
her? Wir hatten es nicht ganz wörtlich ge- 
nommen, Goebbels hielt fich nicht immer ge- 
nau an die Wahrheit. Nun fahen wir Demon: 
tagen, Vertreibung von 15 Millionen, Ermor- 
dung von über vier Millionen Ditdeutichen, 
fehen die Ruinen der Bombennädte, kennen 
ihre Opfer, jahen die Zager, die neuen, fehen 
das Elend, die Teilung des Reichs, Korrup- 
tion und Unordnung; das find überwältigende 
Menfclichkeiten, die wir bisher nicht gefannt 
haben. Belaufcht man hundert Tage lang auf 
Zügen das Bolf, nie wird ein halber Sab 
zur Verteidigung der Befieger geäußert. 

Niemand miderjpricht, wenn jemand er- 
flärt, die Ddeutichen Bergehen und Fehler 
jeien großzügig von anderen überboten wor- 
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den; die Rechnung Sei quitt, die Waage neige 
fih Ion lang nach der Gegenfeite; die Welt 
heuchele;, die Ururiache alles Uebels jtede in 
Vorgängen und Zielen, die dem National- 
fozialismus vorangehen, jtede Ichon im Ber: 
jailler Friedensvertrag von 1919; doch wer 
Ichreibt das heutzutage jo Mar, wie es überall 
gedacht wird? Keine Zeitung! Alfo denkt man 
fi) fein Teil, wenn man fie lieft. Früher 
Dachte man weniger. Es ging einem auch nicht 
jo Schlecht, daß man jo viel nachdenten mußte. 


Hätten die Zeitungen in den drei leßien 
Jahren nicht fo manijch jederzeit, auf den 
fleinften Anlaß bin, das Gewefene bejchuldigt, 
jo wäre die Umerziehung des Bolfs zur Er- 
nüchterung gegenüber den Schlagwörtern der 
Gegenwart nicht jo glänzend gelungen. Hät- 
ten fie Wahrheitsliebe bejeffen, zum Beilpiel 
3u jagen, daß Deutichland jeit 1919 unmwür- 
dig, ungereht und räuberifch behandelt 
wurde, oder daß die Bereinigung deutlicher 
Gebiete natürliche Vorgänge waren, objchon 
die Urt der Durchführung falfch geweien Jein 
mag, hätten fie die Greuel, die man eben er- 
lebte, gebrandmarft, hätten fie nur einen ftär- 
fenden Ton echter Volfsliebe hören, eine Ge- 
bärde des Eintretens für die handgreiflich- 
ften nationalen Rechte jehen laffen, ein treuer 
Anhang wäre ihnen gewiß gemwefen. Aber 
ihre Befangenheit war zu groß. Sie folgten 
der Generallinie: alles Böfe, das gejchieht, 
ift entfchuldigt, denn, was es aud) jei, Hitler 
ift Tchuld daran. 


Nichts beiferes hätte zur Selbftbejinnung 
des Volfes erdacht werden fünnen als dieje 
PBreffe, die vom politifchen Haß der Emigran- 
ten oder folcher, die es gewefen fein möchten, 
troff; nichts befferes, als daß die wejentlichen 
Bertreter von Aunft und Dichtung jahrelang 
ichweigen mußten, außer vier oder fünf pein- 
lih einfam fladernden Sternen, um die fid) 
Schwärme von Dilettanten drehten, die hau- 
fenmweife inzwifchen erlofchen; jedes Vortreten 
eines der befannten Meifter aus der ihm auf- 
gezwungenen Schweigezeit wird neue Mafjen 
von Nichtsfönnern verfcheuchen; nichts beile- 
res fonnte erfonnen werden zur Bolksbefin- 
nung als die Ueberflutung der Bühnen, der 
Kinos, der Buchhandlungen mit fremder 
Ware; nun konnte man den Reihtum der 
Melt betrachten; durchaus nicht alles ent- 
Iprach der Reflame, und bald war die Un- 
fündigung eines deutfchen Films eine Ge- 
währ für alle Häufer, während fie fonft nicht 
halb jo gut befucht werden. 


Noch etwas fam dazu. Die Hauptanflage 
gegen das Dritte Reich Tautet, es habe gegen 
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die Menichlichkeit gehandelt, bejonders in den 
%3:L2agern, den Sammelftätten für politifche 
Sünder, no mehr jedod für unverbeffer: 
liche Verbrecher. Nun gibt es zahlloie Deut- 
iche, die niemand fannten, der im Kg-Lager 
jaß; nur nad dem Zujammenbruch lernten 
jte vielleicht folche Leute Fennen, jelten zur 
Sreude; aber es gibt unter drei Deutichen 
faum 3mwei, die nicht unter die Entnagifizie: 
rung fielen, und feinen, der nicht Dußende 
anftändigfter Menichen wüßte, die man „jäu: 
berte“. Die hierfür gemachten Gejege nann- 
ten fich Befreiungsgefeße. Das Volf, das auf 
die Errichtung der K3:Lager einjt feinen 
Einfluß hatte, die Nationalfozialiften, die im 
Rahmen einer autoritär geführten Partei 
ohne Möglicjkeit waren, ihre Oberen zu fon: 
trollieren, wurden jet deswegen jchuldig er- 
flärt, aber die neuaufgelebten demofratifchen 
Rarteien, beionders die dabei maßgebende, 
die jozialiftiiche, bei denen jedes Mitglied mit: 
reden darf, bejahten nicht nur die neuen La- 
ger, NRechtsbeichränfungen und Enteignun: 
gen, fie durchichnüffelten ausnahmslos alle 
Ermwadjenen nad einjtigen Worten, ja Ge- 
danfen, und auf der Strede blieben taulend- 
fach mehr Leute liegen als unter dem nalio- 
naltozialijtiihen Regime. Gejchah die „Süäu: 
berung“ auf Weilung der Befieger? Bewiß! 
Rechtfertigt das vor dem Volk ihre deutichen 
Vollftreder, die Geleßesichöpfer, die Minijter, 
die Abgeordneten und Spruchfammermitglie- 
der oder gar die Denunzianten? Im Gegen: 
teil! Sind die Nationalfozialiften ichuldig für 
Miffetaten einzelner ihrer Anhänger, lo find 
die jegigen Parteien, die vom erften Mugen 
bli her in diejfer Sache gegen den DVolfs- 
willen bandelten, an noch viel zahlreicheren 
Rechtsentkleidungen Ichuldig geworden. Bon 
den nationaljozialiftiichen Sünden zu reden, 
haben Sie feine Berechtiaung mehr. Sett Tte- 
ben jie an der Rampe. 

So denft das Volf. Begen Die Beitrafung 
von politiihen VBerbrechern durch ordentliche 
Berichte, hat es natürlich nichts einzımven: 
den, doch es fordert, daß dies nach jeder Geite 
hin getan werde. 

Die Entnazifizierung ift heute in der Welt 
als Wahnmiß verichrieen. Aber jie geht weiter, 
wenngleich ihr die wachjende Scheu Der 
Sprucdfammerrichter vor den jsolgen ihrer 
Beichäftigung die Zähne ausbrach. Ihre Ta- 
ten bleiben unvergeßbar. Die Breffe, vie fie 
itügte, Ipürt das jegt. Sie verjucht, was fie 
einit dafür gelagt hat, wettzumachen, indem 
tie alles Dagegen einmwendet, wobei Jich erhei- 
terndermeile jogar Leute tummeln, die zu 
den Geiegesmachern gehört haben. Ein Ha: 
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ichen nad} nadjträglichen Alibis ift im Gange. 
Aber noch hat feine Zeitung gewagt, einen 
Vergleich zwilchen dem Ausmaß der Bolfs- 
ichädigung durch die RZ-Lager und durch die 
Säuberung zu ziehen, was ja notwendig 
wäre, um die Wahrheit zu erfennen und zu 
anftändigen Begrijfen zu gelangen. Seltjamer 
Vorgang! Das maulhaltende Bolf fchweigt To 
vernehmlidy, daß Jich Die Schuldigen einzeln 
wie vom Menetefel angefaßt fühlen. 

Das deutjche Wolf denft zwar nicht einheit- 
lich, doch in Diejer Sade jegte fich eine reft- 
loje Gleichheit des Denfens durdh. Man hat 
ihm flarmachen wollen, der Teufel mülje 
durch Beelzebub ausgetrieben werden. Deut: 
iche find feine Auffen, die auf Parolen ein: 
ihwenfen. Man meinte, jie täten es. Sie 
haben es nicht getan. 


Dreijähriges Maulhalten im Getöje von 
Reuten, die Worte und Taten nicht verein: 
baren, gewährte genug Zeit, auch übers Ge- 
wejene Ueberlegungen anzuftellen. Niemand 
glaubt mehr an die Nüßlichkeit einer unfon- 
trollierten Diktatur. Die Darüber empfangene 
Lehre ijt teuer bezahlt. Aber fürs heutige Sy- 
ftem wird nicht einer fterben wollen. Für er- 
fannte Zügen ftirbt man nicht. Diefe Demo- 
fratie ijt — der Wi jei erlaubt — eine De- 
mofratur. Es ift jehr fraglich, ob jie in un» 
ierem Seitalter noch etwas anderes, au) 
jonjtwo, fein fann. Die Parteien find Mie- 
derbelebungen von Leichen. Der Marrismus 
it tet. Das Schlagwort Sozialismus lodt fei- 
nen Hund vom Ofen. Gemwerfichaftsführer ver- 
wenden es. Die Arbeiter meinen mwahrichein- 
lich, es heiße Lohnerhöhung. Literaten philo- 
iopbieren davon für Literaten. Bon Moral 
wird viel und mit finfterem Ernit gejchwaßt. 
Wer gähnt nicht dabei? Die Kirchen helfen, 
jo gut fie fönnen, den Mermften; aber trat, 
jeitdem Kardinal Galen ftarb, noch ein fir- 
chenmann mit dem todbereiten Mut, den an 
der Front Millionen bewährten, auf Die 
Straße und rief immer wieder: was ihr 
treibt, it Qüge und Gewalttat? Etliche Er- 
flärungen ähnlichen Inhalts erließen die Kir- 
chen. Keine hatte aufwühlende Kraft. Sie 
wirften wie böfliche Belehrungen. Auch die 
Kirchen jchreiten rüdwärts und Ttarren auf 
den verlaffenen Weg zurüd. Diejer gar zu 
allgemein gewordene nadtrüglihe Mut zur 
Entbüllung früheren Unredhts verliert jei- 
nen Sinn, wenn er das jeßt drüdende Un- 
recht, das ja nicht geringer it, nicht noch lei= 
denichaftlicher aufzeigt, ein Unredt, das ja 
nod gemildert und bejeitigt werden fönnte, 
während das vergangene vergangen ift. Aber 
die Kraft, mit der das Dritte Reich die Ge- 
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iichte durdhichritt und bewußt oder unbe- 
wußt einen Samenregen ausjtreute für neue 
elementare Zeugungen, die wir noch nicht 
kennen, von denen wir nicht wilfen, ob fie 
gut oder jchredlich find, war fo ungeheuer, 
daß noch immer die Welt geblendet zurüd- 
bliet und daran gemefjen die Schwäche aller, 
die reden, ohne zu handeln, unerträglich 
wurde. 


Das Volk hält das Maul, vor allem jenes, 
das fi) in die Jahrgänge zwijchen dem 20. 
und 40. Qebensjahr reiht. 


Die Jugend Ichweigt. Man fucht fie in 
Gruppen einzufangen und in Lagern zu jam- 
men. In manden gibt es gewählte Lager: 
präjidenten und Qagerparfamente. Das hält 
man für Erziehung zur Demofratie. Bei einer 
Ausiprahe erlebte man, daß ein einftiger 
HI-Führer, der im Krieg ein Held war, fi) 
als Razifift befannte; da Stand ein Mädchen 
auf und fagte: „Sie willen, was Auffen mit 
Frauen treiben — wollen Sie uns dagegen 
wirklich nicht Ichügen?“ Er errötete bis an 
die Stelle, wo einmal jein Nitterfreuz hing. 


Auf io einfache Formeln bringt das Volt 
die Dinge der Theorie. Kann man behaupten, 
es jhwaße Unfinn? 

Es ihweigt — das heißt nicht, daß es von 
Menich zu Menich jchwiege. In der Preffe, 
in der Führung hört man es nicht, jeder aber 
fann feftitellen, was es redet. Mit einem 
Wort: es ift überzeugt, daB alles, was ge- 
ichieht, ohne Wahrnahme der eigentlichen Not- 
wendigfeiten gejchieht. In Bonn verhandelt 
man über den Aufbau des deutichen Staates, 
natürlid) nur des weltlichen. Niemand erregt 
das. Man weiß, was da gebaut wird, wird 
doch dereinft umgebaut. Man Ipürt, daß 
mande der Abgeordneten alles tun, um den 
Staat durch reftlofe Föderalifierung um jede 
Macht zu bringen, in der findlichen Annahme, 
föderalifierte Staaten führten feine Kriege. 
Das Volk glaubt nicht, daß gegen Erdbeben 
Verkehrsporichriften helfen. Es hat elemen- 
tare Geichichte erlebt; es ift unbewußt davon 
überzeugt, daß elementare Greigniffe allein 
die Gegenwart überwinden. Es ilt jch'djals- 
demütiger, fachlicher, undogmatijcher als feine 
rettungslos verbürgerlichten „Staatsmän- 
ner“, denen es an Stantsgeift fehlt. Klafjen- 
gegenfäße, die man ihm wieder einzureden 
juchi, fühlt es faum noch; alle Deutichen be- 
fiten ja im Grunde nichts, Bomben trafen 
reich und arm; lediglich Schiebern und Preis- 
treibern Fimpert Geld in der Talche; aber 
die Warteien haben das Brett verftaubter 
Borurteile vor der Stirne. Ihre Abgeordneten 
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erhielten Stimmen, weil andere Deutiche 
einen Maulforb tragen mußten, weil Hun- 
derttaufenden das Wahlrecht aberfannt wor- 
den war; überdies durfte die Entjcheidung 
nur zwilchen Parteien fallen, die fich Der 
Zizenfierung dur die Belagungsmädte er- 
freuen. Much heute darf feine andere Partei 
tätig fein. Ein Srangofe würde den Zujtand 
als Barteiengetriebe der Collaboration be- 
zeichnen. Daß dabei feparatijtiiche Parteien 
durch beijpiellofe Demagogie Kunden fangen, 
vollendet das troftlofe Bild. Diefer Zultand 
hat fgine Vorteile für Ipätere gejunde Ent- 
widlungen. Auf ihn, der nod durchaus 
ihlimmer werden fann, wird fchließlich nur 
eins folgen: die Stärkung der Reichstreue, die 
Abftoßung der Tandsmannfdaftlichen Eigen- 
brödelei, joweit fie zum Verrat neigt, die Ab- 
fehr von diejem Parteimejen. 


Träte heute fhon ein Mann auf und ließe 
man ihn auftreten, der deutfich die Wahrheit 
fagte, der die Schuldigen der Gegenwart be- 
jeichnete, die Ziele der Deutjchen und ihre 
Rechte verfündete und einforderte, er würde 
iofort gehört werden. Auf ihn wartet man ja. 
Nicht als auf einen Diktator, nein, nur als 
auf einen, der fich umgedreht hat und voraus- 
blidt. 

Ein Volt ohne Ziele ftirbt. Das deutiche 
hat leider mehr Ziele als je zuvor. Selbit die 
PBreffe erörtert eins, das in feiner Berihwom: 
menbeit zu behandeln nicht zu viel Mut be= 
aniprucht, nämlich dies: daß fich Curopa ver- 
bündet neuordnen müffe. Das will ernitlich 
jeder Deutiche! Es wird außerdem gewagt, 
die Rüdgabe der Oftprovinzen zu verlangen, 
die Einftellung der Demontagen, jogar die 
deutiche Einheit; nicht bloß die Kommuniften 
fordern fie, um damit ihre Suppe zu falzen; 
jeder, jeder, außer wenigen Verrätern. Aber 
das Volk, zwar erfreut, daß auch die Preffe 
leife zu jagen anhebt, mas es will, wünfcht 
flarere Stimmen. Wäre es anders, jo gingen 
die drei oder vier Zeitichriften, die wirklich 
tapfer und wahrhaft find, nicht von Hand zu 
Hand. 

Könnte ein Mann ins Bolt rufen: jäubern 
wir uns jelbft, wer unfchuldige Deutihe ans 
Meifer lieferte, bloß weil ihm deren Denten 
mißfiel, ift Denungziant, wer das Reich ver: 
rät, ift uns ein Greuel; fönnte er rufen: hört 
die unantaftbaren Voltsziele, die jeder jau- 
bere, unfäufliche Deutfche ohnehin fennt; 
tiefe er dies, er hätte eine Millionengefolg- 
Ichaft. 

Immer wieder fragen die Zeitungen, wie 
die Jugend denfe, wie die einftigen Solda- 
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ten. Die Antwort lautet: unendlich nüchtern 
gegenüber den Schlagwörtern, den „Staats= 
männern“, den Zujtänden, tödlid) nüchtern. 

Föderalismus, Zentralismus, Wahlrechts- 
fragen — das reizt fie nicht. Das Ureigene, 
das Deutiche wollen fie. 

Spießbürger verichiedenen Alters, von der 
Not der zugeftrömten Vertriebenen nicht zu 
helfender Chriften: und Woltsliebe, jondern 
bloß zur Herzlofigfeit angejtachelt, ergößen 
fi am Stammespatriotismus. In Bayern 
häuft man in folchen Kreifen alle Schuld an 
der Katajtrophe auf die Preußen. Dennoch 
lachte ganz München, als ein Kabarettanjager 
erzählte: „Ja mei, ein öjterreichiichen Nazi 
hat’s nie geben. I bejchwörs! Nie! Holla! 
Einen do! Den mit dem flanen Schnurr: 
bartl, den ja, g’wiß! Aber groß worden is 
er in Münfa, und Ichuld dran jan die 
Preißn!“ Im lebten Jahr hat die Bayern- 
partei durch Maffenverfammlungen wie einit 
im Mai viele Anhänger gefammelt für eine 
möglichit rejtlofe bayrifche Eigenjtaatlichkeit. 
Ihre legten Ziele find unklar. Sie tritt auf- 
fallend zahm gegenüber den Frangojen auf. 
fiherli nicht ganz im Cinflang mit ihren 
Nachläufern. Wohin Toldes Augenblinzeln 
führen fann, lehrt die Gejhichte. Noch Steht 
in München die Gedenfläule für das bayrijche 
Kanonenfutter Napoleons, auf deffen Befehl 
bayrifche Soldaten auch gegen Andreas Hofer 
für Deutichlands Unfreiheit fämpften. 

Kann Sich der unverhegte junge Deutiche — 
und die allermeiflen find es — auf blaus 
weißen oder anders zweigejtreiften Plüjch- 
fofas der Großpäter ausruhen oder auf den 
Erfagmöbeln der neu im Laboratorium ge= 
mirten norddeutichen Staaten, er, der mit 
Kärntner Jägern in Narpif war, mit Pom: 
mern in Afrika, mit Rumänen, Ungarn, Ita- 
lienern in Rußland, mit Kroaten und flä- 
milchen reimilligen in Bosnien, mit Wolfs- 
deutichen in Friaul, in Gefangenjchaft mit 
allen zufammen? Die Gleichgültigkfeit, mit der 
er die politifchen Großväter beim Kegelichie- 
ben betrachtet, ift eifig. Deutjche find ihm 
Deutiche. Wie er fi zu den Abtrünnigen 
ftellt, wird man jehr eindeutig vernehmen, 
wenn er fi einmal öffentlich äußert. Es 
wäre wünjchenswert, daß es bald gefchehe, 
denn das Ichwere Schidfal der Deutichen ent» 
ftammt ihrer Uneinigfeit in früheren Jahr: 
hunderten. Hätten fie Jich 3. B. nicht bald nach 
Prinz Eugens Tagen in Brubderfriegen ge: 
lähmt, fondern den DOften gemeinfam geord- 
net, anitatt diefes Geichäft allein Wien zu 
überlaffen, über deffen Kraft die Wufgabe 
ichließlich ging, jo ftänden fie heute ungejtürgt 


da. Völker leiden immer nur an den Sünden 
gegen ihre Schiefalsaufgaben und das Gejeh 
ihres befjeren Welens. 


Was heute demnach in Deutfchland öffent- 
lich geichieht, ift ein Marionettenfpiel, defien 
Drähte von Geilterhänden Verftorbener gezo- 
gen werden. Sit es fonjt in der Welt anders? 
Beifter fchwirren eine Stunde lang nad) Mit- 
ternacht herum. Später tagt es. Vorher ift 
Nacht. Uber auf den Tag wartet man, am 
beften jchlafend. Allerdings gibt es hellfichtige 
Träume. 

Das Bolt will leben, keineswegs wie einft, 
Feineswegs in wiederhergeftellten national» 
fozialiftiichen Zuftänden, deren Mängel und 
Abmwege ihm bewußt find. Aber es will wirf- 
lich leben. Und das ift heute unmöglich. Alfo 
wartet es auf das Kommende. Das Arfenal 
deffen, was die Demofratur ausmacht, die 
Parlamente, Barteien, die Bürofratie — es 
ift nur läftig, wedt feinen Glauben, tedt 
fein Ziel aus, erhebt nicht, ift nicht einmal 
fähig, Ordnung zu halten, Es wirft wie ab- 
Ichnurrende, ausgeleierte, von außen zurüd: 
gebrachte, mühlfam reparierte Automaten, es 
hat das blecherne Gejchepper der Reaftion und 
Rejtauration, des [chon 1933 Erledigten. 


Reltauration fennzeichnet im Ablauf gro= 
Ber Revolutionszeiten, wie es die unfere ift, 
jene Station, wo über die neuen Thefen, die 
heute mehr ein Lebensgefühl als fejte Sagun- 
gen find, die abgelebten Kräfte, gegen welche 
die Revolution antrat, im Rüdprall noc) ein- 
mal vorübergehend Boden gewinnen. Ver- 
gleicht man unjere Epoche mit der franzöfi- 
ichen Revolution, die erjt nad entjcheidenden 
Verwandlungen vierzig Jahre nach ihrem 
Ausbruh zum MWeltfatechismus wurde, [op 
halten wir in der Reltaurationszeit nach 1815. 
Daß Reitaurationen tönerne Füße haben und 
heuer die Gejchichte ungleich ralchere Schritte 
macht, überdies Gefahren von außen drohen, 
die damals fehlten, all dies jpürt das Ddeut- 
iche Vol in jeder Fiber, denn es wurde tiefer 
aufgepflügt, als es einjt in Sranfreich ge= 
ichah und bei Franzojen geichehen fann. 
Nichts ijt ihm offenbarer, als daß ein anderer 
Beijt und andere Lebensformen als die der 
Gegenwart nötig find und fommen werden. 


Klare Formen der Neuorönung fchweben 
ihm nicht vor. Niemals freift ja das unmittel- 
bare Wollen der Völker um folche Feftlegun- 
gen. Die Form deffen, was es erjehnt, fan 
demofratifch Jein, doch bejtimmt nicht nur 
formaldemofratiich, es darf feine unfontrol- 
lierte Diftatur fein, aber Drdnung muß fie 
gewähren. Gemiß ift nur, daß die jegigen 
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Demofraten fein Vertrauen einflößen. In 
ihnen fühlt man das Sremde am Sales. 

Männer, die das Wolf wirflich vertreten, 
fönnten jegt nur mit gefeffelten Händen ıwir- 
fen. Würen es Die rechten Männer, jo jähe 
das Volf ihre Jeleln. Schon das wäre beifer 
als das Heutige. Aber es icheint, als ob Diele 
Männer warten wollen auf das elementar 
ftommende, Das fie rufen wird. 

Die Deutihen willen, daß ihre Stunde 
fonmt. Zwar jpricht alles dagegen, aber der 
Glauben verjegt Berge, bejonders der nicht 
hinausgefchrieene, der jtumme, faum je ge: 


äußerte. In feiner Sekunde war dies Bolf. 


verzweifelt. Es war nur müde. Es verlor fich 
nicht, nur jeine Qumpen und Huren taten es. 
Millionen jeiner rauen wurden geichändet, 
jeine Rropinzen entleert, jeine Flüchtlinge 
unterwegs zu Millionen gemordet, jeine 
Städte ausgebrannt — jede zertrümmerte 
Broßjtadtitraße befteht aus Kerfern, darin 
rauen und Kinder fich zu Tode quälten; man 
errichtet auf Folterfammern die neuen Häu- 
ijer und der ®etöteten Geijt wird in ihnen 
umgeben; man hat Die Baterlandsliebe ver- 
üchtlich gemacht, die Gefallenen zu ehren ver- 
geilen; feine Samilie, Die durch Gewalt und 
Verfolgung nicht Titt, jede Macht ilt dahin; 
Die Nugnießer des Untergangs ichwäßen, nie 
gab es befliffenere; aber das Bolf ging nicht 
in die finie, dem Hunger überantwortet ver- 
hungerte es nicht, es lebt. Es ilt voll jener, 
von Bott allein gegebenen Zuperficht, daß es 
auferftehen wird. Es Ipricht nie davon. Es 
meiß auch, DaB Entleßliches noch vorher fom- 
nen fann. Sorgenvolle Münner rechnen aus, 
daß die Deuticyen nie wieder jouverän fein 
werden — Das glaubt es nicht, es war im: 
mer europäiicher als alle anderen Europäer; 
. zn Gemeinjamen wird es leichter als andere 
iein Teil abtreten, nur täufchen wird man es 
nicht mehr fünnen und jein Schidfal will es 
in eigenen Händen halten, ob mit anderen 
3ulammen, tt eine rage, über die jich reden 
!äßt, doch nur unter Gleichen. 

Das deutiche Volk halt feines der Völker, 
Die heute nah Gutdünfen in jeinem Land 
herumfahren, für beffer als lich jelbjt; Feines 
imponiert ihm; feinem fühlt es- fich unter: 
legen. Die eigene joldatifche Erfahrung for: 
derte auch hier Vergleiche heraus. Man fünnte 
fragen, wie feine Einjtelung zu den Wolen, 
Tichehen und Südllawen jei? Soll die Ant: 
wort wahr jein, jo überlege man: was denkt 
ein Mann, dem ınan die Sinder an Die 
Band Ichlug, die Jrau fchändete, beifen 
Schwefter verichleppt in Gruben arbeiten 
muB, dem man Haus und Hof nahm, ehe man 
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ihn vertrieb unter Folter und Hohn? Wie aljo 
denft ein Mann über folche, an ihm began- 
gene, unbejtrafte Taten? Und wie über die 
Täter? 


Die Deutichen warten. Europa erjteht bloß 
mit ihnen, denn nur Jie haben von einem jtar- 
fen Europa alles zu erwarten, nur fie lebten 
immer ganz in und aus Europas Geldid. 
Wer nicht jo fomilch ift zu glauben, Europa 
merde durch Mehrheitsbeichlüffe von den Sla- 
wen befreit und auf Diejelbe Weije aufgerich- 
tet, der muß den Bli insMirfliche richten, ins 
Glementare, das fommen wird. Für Die 
abendländifche Welt, die fich nachher erneut, 
haben die Deutjchen — laßt fie nur im eige- 
nen #ett Ichmoren! — beftimmt die dann 
notwendige Eignung. Im übrigen wiederholt 
jich hier nur einiges aus ihrer Gejchichte. Es 
gab jchon früher Heberflutungszeiten, feine 
zwar jo jchlimm wie die heutige, denn nicht 
bloß der Dften jchwappte auf uns über, der 
Weiten tat jein Teil dazu. War es zur Tür: 
fenzeit anders? Die innere Entjcheidung zwi- 
Ichen den zwei einzigen Mächten wirklicher 
Souveränität, die der Krieg übrigließ, nad)- 
dem England und Frankreich ihn durd) ihren 
Eintritt in den Deutich-polnifchen Konflikt 
zum Weltringen ausgeweitet und fich felbit 
dabei unendlich geichwächt haben, ijt für Die 
Deutjchen, auch in der Djtzone, zu Gunften 
Nordamerifas gefallen. Db Ddiefes begreift, 
was ihm Damit troß aller erlittenen Enttäu- 
[hung von dem Volk entgegengebracht wird, 
das ihm an Taifraft ebenbürtig ift, von 
ichöpferiichem Vermögen und alter Kultur zu 
ichweigen? Warum läßt es feine Schulmeijter 
immer noch an den Deuiichen herumjpielen ? 
Nun befehlen fie diefem Lande Schulreformen 
an, diefem Lande, deffen Lehrjtätten ftanden, 
ehe die puritaniichen Eroberer die Indianer 
in die ewigen Jagdgründe ohne Nürnberger 
Echo jchieten. Merfen fie nicht, welche Ge- 
fühle fie meden? 

Die Deutichen leben und im fern, un- 
bewußt, fühlen fie, daß über alle, durchaus 
höhnilch zu betrachtenden Spiele der heutigen 
‘Bolitif hinweg, ein großes Bild eigener Ge- 
Ihichte, einjt weltichaffende Wirflichkeit, wie: 
der ins Leben treten will: ein Ubendland, 
ihöpferijh bauend, führend, dem Recht Doch 
nipt nur Gewalt, dem Kultur doch nicht nur 
Geld und Behagen, dem Gott doch nicht nur 
ein Sorntagswort fein wird. Jn ungzerreiß: 
karer Gewißheit lebt dieles VolE noch aus 
Tiefen, die es furchtbar, aber für die Zukunft 
geeignet zurechtfneten. Dieses fich jelbft feicht- 
finnig verfchwendende Volk, an dem doch et- 
was jein muß, da die Sünden der anderen, 


Approved For Release 2002/01/16 : CIA-RDP83-00415R004000200003-1 





Approved For Release 2002/01/16 : CIA-RDP83-00415R004000200003-1 


wenn es fie begeht, an ihm bejonders ver- 
werflicy ericheinen, fünnte durdy Atombom- 
ben vernichtet werden, die es jelbit jchaffen 
wollte und die es nicht angewendet hat, mo= 
durch es den anderen den Schritt überließ in 
das, woran es nicht nıehr Ichuldig jein wird, 
in den ungeheuerlichiten Mord, der — bier 
mag man erjchauern — nötig jein könnte, 
um die Würde der Menjchheit zu retten vor 
der Wulze leßter VBermaflung. Die Deutichen 
werden nicht vernichtet werden! Das miljen 
fie, im Grauen ihres Dajeins ftehen®, aus 
reiner Cingebung, die von der finnipenden: 
den Höhe herrührt, die über der Geichichte 
waltet. 


Das ehrfürdhtig zu Beitaunende wird fich 
erfüllen, daß fie mitleidend zwar, vielleicht 
nochmals entfeglich gepeinigt, ledig der 
Schladen, aber mit icharfer Menichen: und, 


Räume zurüdfallen und fich mit der Seelen- 
faft abquälen werden, die ihre Taten auf fie 
jtürgen. 

Wäre es ein unichöpferifches Volk, wäre 
jeine Schuld, die man feit Jahren laut und 
vergröbernd ausichreit, unfchöpferiich und 
nicht der Berftridung in eine von ihm am hef: 
tigften erlebten Zeitwende entiprungen, zu: 
gleich aber auch der Preis dafür, daß es fie 
am fruchtbarjten überwindet, jo könnte man 
fürchten, es werde fich chaupiniftifch verengen 
wie jene Pleinen Völker, die nicht ohne Schuld 
der Sieger des erjten Weltkriegs, durch Grö- 
Benwahn den Samen des zweiten Kriegs aus: 
iäten; aber ein geijtig jo weitgejpanntes Bolt 
wiederholt feine Revolutionsausfchreitungen 
nicht wie ein Schüler fremde Vorlagen. Es 
entwidelt fih aus eigener Wurzel meiter. 


Beil die Welt an Deutichland jchuldig wurde, 


Völferfenninis den Musgang des Kampfes | it. a, ae Bora Me necete 


zwiihen Dit und Meft abwarten und über: ; ad \ . 
jtehen werden. Mag jein, daß fich Teile von Ükes-idh jeit 1914 ‚ichon, richten wird. 


ihnen reisläuferifch darin verwirren, die Ge: 
jamtheit wird fich nachher geläutert erheben, 
um ein Bericht zu vollziehen, anders als die 
jegt erlebten, eins des Aufbaus, wenn der 
Dften und der überjeeifche Weiten in ihre 


Nach der Zeit der mordenden Tecdhnif, wo- 
her denn fonjt als aus dem Land jener, Die 
jegt machtlos jind, wenn die Technif zum 
legten Mord ausholt, fünnte deren innere 
Heberwindung wacjien? 
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